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3.1.2 Simulation der Luftbelastung mit Modellen
Modelle zur Berechnung der Ausbreitung von Luftschadstoffen erlauben es, die kausalen 
Zusammenhänge zwischen den Emissionen von Luftschadstoffen und der daraus resultie-
renden Luftbelastung (Immission) deutlich zu machen. Modelle können danach zur räum-
lichen Darstellung der Schadstoffverteilung und der Maßnahmenplanung in allen Skalen-
bereichen (national, Ballungsgebiet, Straße) eingesetzt werden.

Oft bestehen Zusammenhänge zwischen Schadstoffquelle (Emission) und Rezeptor  
(Immission) über weite Entfernungen hinweg, weil Schadstoffe über lange Zeit in der  
Atmosphäre verbleiben können. Einige Schadstoffe wie Ozon, Sulfate oder Nitrate im Fein-
staub werden teilweise erst durch chemische Vorgänge in der Atmosphäre gebildet. Diese 
Prozesse werden in dem verwendeten Modell zum großräumigen Transport berücksichtigt. 

Bei der in Mitteleuropa vergleichsweise hohen Dichte von Quellen für Luftschadstoffe ent-
steht ein großräumiger Hintergrundpegel, der in erheblichem Maße zur Überschreitung 
von Immissionsgrenzwerten beitragen kann und den lokalen Handlungsspielraum zur 
Minderung der Luftbelastung einschränkt. Dies gilt besonders für Partikel. Zur Ermittlung 
dieser Hintergrundbelastung und der Einschätzung ihrer zukünftigen Entwicklung werden 
daher Modelle benötigt, die nicht nur Berlin und seine unmittelbare Umgebung abdecken, 
sondern den Ferntransport von Schadstoffen über Hunderte von Kilometern – auch über 
Ländergrenzen hinweg – berechnen können. 

Schadstoffquellen können in ihrer unmittelbaren Umgebung hohe Konzentrationen verur-
sachen. Für die Belastung von Menschen kommt es daher darauf an, wie nahe sie sich an 
diesen Quellen aufhalten. In dieser Hinsicht sind zum Beispiel verkehrsreiche Straßen-
schluchten besonders problematisch, denn anders als in den meisten Industriegebieten 
sind hier viele Menschen, zum Beispiel als Anwohnende, Kundinnen und Kunden, Beschäf-
tigte, Radfahrende oder Spazierende, einer erhöhten Schadstoffbelastung direkt oder indi-
rekt ausgesetzt. Um der Vorgabe der Europäischen Richtlinie nach Einhaltung der Grenz-
werte am Ort der höchsten Exposition Rechnung tragen zu können, wird ein möglichst 
detailliertes und flächendeckendes Bild der Schadstoffbelastung benötigt. Deswegen wur-
den in Berlin die zuvor beschriebenen Messungen mit Modellrechnungen für alle verkehrs-
reichen Straßen, in denen Grenzwerte potenziell überschritten werden, ergänzt. Um den 
Einfluss des Straßenverkehrs von dem der übrigen Quellen in der Stadt und des Ferntrans-
ports zu trennen, wurde für die Planung von Maßnahmen zur Verbesserung der Luftquali-
tät in Berlin ein System von Modellen angewandt, das sowohl den großräumigen Einfluss 
weit entfernter Quellen als auch den Beitrag aller Emittenten im Stadtgebiet bis hinein in 
verkehrsreiche Straßenschluchten berechnen kann. Die räumliche Ausdehnung der Modelle 
und ihre Auflösung sind in Abbildung 3.2 schematisch dargestellt. 
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3.3 Beurteilung auf der Basis von Modellrechnungen
Zur Beurteilung der Luftqualität werden die Messungen durch Modellrechnungen ergänzt, 
um von Aussagen für einzelne Bereiche zu einer Einschätzung für das gesamte Stadtgebiet 
zu kommen. Die verwendeten Modelle wurden bereits in Kapitel 3.1.2 beschrieben. Als 
Grundlage für die Beurteilung der Ausgangssituation der Luftqualität wurden Verkehrs- 
und Emissionsdaten aus dem Jahr 2015 verwendet. Dies ist immer noch der aktuellste 
vollständige Datensatz. Für Abschnitte im Hauptverkehrsstraßennetz, auf denen bereits 
Tempo 30 gilt, wurde für die Bestimmung der lokalen NO2-Zusatzbelastung ein Minde-
rungseffekt von 15 Prozent berücksichtigt. Dieser Wert ergab sich aus der Auswertung der 
Entwicklung der Luftqualität für den Zeitraum von 2003 bis 2008, der somit drei Jahre vor 
und nach der Einführung von Tempo 30 umfasste. Für die meteorologischen Eingangs-
daten wurde das Jahr 2015 für die Berechnung des Ist-Zustands und für die Prognosen für 
die Jahre 2020 und 2025 verwendet.

Die berechneten Schadstoffkonzentrationen sind nicht mit den Modellrechnungen des vo-
rangegangenen Luftreinhalteplans vergleichbar, da das Emissionskataster vollständig neu 
berechnet wurde. Dadurch konnten neue Erkenntnisse beachtet werden, wie die neueste 
Version des Handbuchs für Emissionsfaktoren (HBEFA 3.3). Dies führte zu höheren Emissi-
onsmengen für das Jahr 2015 als in den älteren Emissionsberechnungen (siehe Kapitel 4). 
Damit sind auch die neu berechneten Konzentrationen teilweise höher, als im Luftrein-
halteplan 2011–2017 mit den alten Faktoren prognostiziert worden war. Dies entspricht 
der Beobachtung, dass zwar die Luftqualität besser geworden ist, aber insbesondere an 
Hauptverkehrsstraßen nicht das Niveau erreicht hat, das zuvor prognostiziert worden war.

3.3.1 Ergebnisse für Stickstoffdioxid (NO2) für das Jahr 2015
In Abbildung 3.6 ist zunächst die modellierte NO2-Konzentrationsverteilung im städtischen 
Hintergrund für das Jahr 2015 dargestellt. Die höchsten Konzentrationen treten in den in-
nerstädtischen Gebieten auf mit Werten meist zwischen 22 und 25 Mikrogramm pro Kubik-
meter. Hier führt die hohe Dichte der Hauptverkehrsstraßen zu einer über das ganze Ge-
biet verteilten höheren Belastung. Höhere Konzentrationen sind auch im Einflussbereich 
entlang zweier Abschnitte der Stadtautobahn A 100 zu erkennen. Zum Stadtrand hin fallen 
die Konzentrationen auf Werte von circa 10 bis 15 Mikrogramm pro Kubikmeter. Zu erken-
nen ist auch der Einfluss des Flughafens Tegel. Im Umfeld des Flughafens führen die Stick-
oxidemissionen der Flugzeuge über mehrere Quadratkilometer zu höheren NO2-Konzent-
rationen.

Bezogen auf die Fläche Berlins liegt die Hintergrundkonzentration für NO2 abseits von 
stark befahrenen Straßen auf 74 Prozent der Fläche unter 18 Mikrogramm pro Kubikme-
ter, weitere 17 Prozent der Fläche erreichen Werte zwischen 18 und 22 Mikrogramm pro 
Kubikmeter und nur auf knapp einem Prozent der Fläche werden Werte zwischen 25 und 
36 Mikrogramm pro Kubikmeter (5 Quadratkilometer mit 25 bis 27 Mikrogramm pro  
Kubikmeter und 2 Quadratkilometer mit 33 bis 35 Mikrogramm pro Kubikmeter) erreicht. 
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Abbildung 3.6: Städtische Hintergrundkonzentrationen für Stickstoffdioxid im Jahr 2015

Die NO2-Konzentrationen an Hauptverkehrsstraßen, die sich aus der Summe der städti-
schen Hintergrundbelastung und der Zusatzbelastung durch den lokalen Verkehr ergeben, 
sind in Abbildung 3.7 dargestellt. An den rot oder blau eingefärbten Straßenabschnitten 
wird der Jahresgrenzwert von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter überschritten.

Eine Überschreitung des seit 2010 einzuhaltenden NO2-Jahresmittelgrenzwertes tritt nach 
den Modellrechnungen in 411 Abschnitten mit einer Gesamtlänge von etwa 60 Kilometer 
auf. Betroffen von Grenzwertüberschreitungen sind gerundet 50.000 Personen. Damit hat 
sich die Belastungssituation gegenüber der Modellierung für das Jahr 2009 nicht verbes-
sert. Seinerzeit ergaben die Modellrechnungen für 2009 – allerdings mit den Emissionsfak-
toren einer älteren Version des HBEFA (HBEFA 3.1) – eine Überschreitung des Jahresgrenz-
wertes für 58 Kilometer Straßen.

Fünf Abschnitte mit einer Gesamtlänge von 600 Meter und 590 Betroffenen weisen einen 
NO2-Jahresmittelwert höher als 60 Mikrogramm pro Kubikmeter auf und liegen damit über 
dem Grenzwert zuzüglich der ab 2010 auch bei einer Fristverlängerung einzuhaltenden 
Toleranzmarge. Für weitere etwa 96 Kilometer Hauptverkehrsstraßen mit 58.500 Anwoh-
nenden wurden NO2-Konzentrationen von 36 bis 40 Mikrogramm pro Kubikmeter berech-
net. Für diese Abschnitte kann aufgrund der Modellunsicherheit von etwa 10 Prozent eine 
Überschreitung des Jahresgrenzwertes nicht ausgeschlossen werden. Die Modellunsicher-
heit wurde durch den Vergleich der modellierten und gemessenen NO2-Konzentrationen an 
den Messorten der Messcontainer und Passivsammler bestimmt.
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Zusammengefasst ergibt sich für das Jahr 2015 folgende Konzentrationsverteilung über 
Straßenlängen für die NO2-Belastung an Hauptverkehrsstraßen: 
��über 60 Mikrogramm pro Kubikmeter:  1,8 Kilometer 
��50 bis 60 Mikrogramm pro Kubikmeter:  8,8 Kilometer
��45 bis 50 Mikrogramm pro Kubikmeter: 16,0 Kilometer
��40 bis 45 Mikrogramm pro Kubikmeter:  33,0 Kilometer
��36 bis 40 Mikrogramm pro Kubikmeter:  96,0 Kilometer

Der höchste Wert (circa 90 Mikrogramm pro Kubikmeter) wurde für die Leipziger Straße 
zwischen Wilhelmstraße und Bundesrat berechnet.

Jahresmittelwert NO2 
in μg/m3

10,0 bis 28,0

28,1 bis 32,0

32,1 bis 36,0

36,1 bis 40,0

40,1 bis 60,0

60,1 bis 90,2

Umweltzone

Stadtgrenze

Kartografie: IVU GmbH
Stand: August 2017

Abbildung 3.7: Berechnete Jahresmittelwerte der Konzentration NO2 im Berliner Hauptverkehrsstra-
ßennetz (Stand 2015)
In allen Abschnitten mit roter oder blauer Kennzeichnung ist der Grenzwert von 40 Mikrogramm pro 
Kubikmeter überschritten.

3.3.2 Ergebnisse für Partikel PM10 für das Jahr 2015
Die verwendeten Modelle zur Berechnung der PM10-Konzentration im städtischen Hinter-
grund (IMMISnet) und für das Hauptverkehrsstraßennetz (IMMISluft) liefern als Ergebnis nur 
den Jahresmittelwert, können aber nicht direkt die Anzahl der Überschreitungen des 24-h-
Grenzwertes berechnen. Hierzu wäre die sehr viel aufwendigere Modellierung von Zeitrei-
hen (Stundenwerte) notwendig. Dabei hat sich jedoch gezeigt, dass diese Modelle Episoden 
mit besonders hohen Konzentrationen in der Regel unterschätzen. Als einfachere, aber 
vergleichbar treffsichere Methodik wurde daher der über mehrere Jahre beobachtete sta-
tistische Zusammenhang zwischen dem Jahresmittelwert und der Anzahl der Überschrei-
tungen des Tagesgrenzwertes verwendet. Die Auswertungen zeigen, dass bei einem Jah-
resmittelwert von 30 Mikrogramm pro Kubikmeter mit 50 Prozent Wahrscheinlichkeit und 
ab 32 Mikrogramm pro Kubikmeter mit großer Sicherheit mit mehr als 35 Überschreitun-
gen des Tagesgrenzwertes gerechnet werden muss. 
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Das Ergebnis der Modellierung der PM10-Konzentration für den städtischen Hintergrund ist 
in Abbildung 3.8 dargestellt. Die niedrigsten Konzentrationen mit Werten unter 18 Mikro-
gramm pro Kubikmeter treten am südwestlichen und südöstlichen Stadtrand in den Wald-
gebieten des Grunewalds und um den Müggelsee herum auf. In Richtung Innenstadt stei-
gen die Konzentrationen auf Werte von 20 bis 22 Mikrogramm pro Kubikmeter und 
teilweise bis 28 Mikrogramm pro Kubikmeter an. Auf 79 Prozent der Fläche Berlins liegt 
damit die PM10-Belastung abseits stark befahrender Straßen aber unterhalb des von der 
WHO empfohlenen Jahresmittelwertes von 20 Mikrogramm pro Kubikmeter.
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Abbildung 3.8: Städtische Hintergrundkonzentrationen für Partikel PM10 im Jahr 2015

Das Ergebnis der Modellrechnungen für die PM10-Belastung des Hauptverkehrsstraßennet-
zes ist in Abbildung 3.9 dargestellt. 

Für etwa 2,1 Kilometer Straßen (orange eingefärbt) ergeben sich Jahresmittel zwischen 28 
und 30 Mikrogramm pro Kubikmeter. Hier ist eine Überschreitung des Grenzwertes für das 
Tagesmittel unwahrscheinlich, kann aber besonders in Jahren mit sehr hohen Vorbelas-
tungen nicht ausgeschlossen werden. Der für die Einhaltung des Tagesgrenzwertes kriti-
sche Jahresmittelwert von 30 Mikrogramm pro Kubikmeter wurde im Jahr 2015 nur an sehr 
wenigen Straßenabschnitten (rot eingefärbt) mit einer gesamten Länge von 0,5 Kilometer 
überschritten. Die zwei am höchsten belasteten Abschnitte mit einer Länge von zusammen 
219 Meter und Jahresmittelwerten von 34 beziehungsweise 36 Mikrogramm pro Kubikme-
ter liegen in der Leipziger Straße.

Zum Vergleich: Im Jahr 2009 lagen noch 79 Kilometer Straßen über einem Jahresmittelwert 
von 30 Mikrogramm pro Kubikmeter. Dies zeigt, dass die Belastung durch Partikel PM10 
stark gesunken ist.
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Jahresmittelwert PM10 
in μg/m3

15,8 bis 24,0

24,1 bis 26,0

26,1 bis 28,0

28,1 bis 30,0

30,1 bis 36,0

Umweltzone

Stadtgrenze

Kartografie: IVU GmbH
Stand: August 2017

Abbildung 3.9: Berechnete PM10-Jahresmittelwerte im Hauptstraßennetz von Berlin 2015
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4 Emission von Luftschadstoffen 

4.1 Emissionen in Berlin 
Die Emissionen von Luftschadstoffen werden in Berlin bereits seit 1979 in regelmäßigen 
Abständen ermittelt und als Basis für Ausbreitungsrechnungen und Verursacheranalysen 
zur Luftreinhalteplanung genutzt. 

Die Quellen der Luftschadstoffemissionen wurden in folgenden Quellgruppen zusammen-
gefasst: 
��Kfz-Verkehr,
��sonstiger Verkehr (Bahn-, Schiffs- und Flugverkehr),
��Industrie und Kraftwerke (genehmigungsbedürftige Anlagen),
��Gebäudeheizung und Kleingewerbe,
��Baustellen/Bautätigkeit,
��sonstige Quellen.

Für den hier vorgelegten Luftreinhalteplan wurde das Emissionskataster für alle Quell-
gruppen repräsentativ für das Jahr 2015 erstellt, weil für dieses Jahr für alle Quellgruppen 
ausreichend Daten vorlagen.

Für die Quellgruppen Industrie Hausbrand/Kleingewerbe, sonstiger Verkehr und sonstige 
Quellen wurden die Emissionen vollständig auf einer neuen Datengrundlage und teilweise 
mit einer neuen Methodik bestimmt. Dies führt dazu, dass die Emissionsmengen nicht in 
jedem Fall mit den Daten des Luftreinhalteplans 2011–2017 vergleichbar sind. Das voll-
ständige Emissionskataster für diese Quellen umfasst nicht nur Feinstaub und Stickstoff-
oxide, sondern zahlreiche weitere Stoffgruppen wie Treibhausgase, Ozonvorläufersubs-
tanzen, versauernde und eutrophierende Stoffe, persistente organische Verbindungen und 
Schwermetalle. Der vollständige Bericht mit Beschreibung der Methoden und allen Ergeb-
nissen ist abrufbar unter: http://www.berlin.de/senuvk/umwelt/luftqualitaet/de/emissio-
nen/index.shtml. 

Für die Bestimmung der Emissionen des Kfz-Verkehrs wurden die Daten der letzten amt-
lichen Straßenverkehrszählung für das gesamte Hauptverkehrsstraßennetz aus dem Jahr 
2014/15, ergänzt um Daten aus automatischen Verkehrszählstellen und dem Verkehrs-
modell, verwendet. Die Daten der nächsten amtlichen Straßenverkehrszählung liegen vor-
aussichtlich erst 2020/21 vor. Die Emissionsberechnung für den Kfz-Verkehr erfolgte mit 
der im April 2017 veröffentlichten Version 3.3 des Handbuchs für Emissionsfaktoren 
(HBEFA 3.3). Damit werden auch die Auswirkungen des Diesel-Abgasskandals berücksich-
tigt (siehe hierzu auch Kapitel 5). 

Das Jahr 2015 wird daher als Basisjahr für die Beurteilung der Ausgangslage der Luftquali-
tät und die Analyse der Ursachen der Schadstoffbelastung verwendet. 

Hinweis: Für Stickoxide erfolgt die Bewertung der Luftqualität hinsichtlich des Schutzes der 
menschlichen Gesundheit anhand der Konzentration von Stickstoffdioxid (NO2), weil aus-
schließlich für NO2 entsprechende Grenzwerte festgelegt wurden. Bei der Bestimmung  
von Emissionen wird jedoch in der Regel die Summe von NO2 und NO (angegeben mit der 
Masse von NO2) verwendet. Stickoxide werden fast ausschließlich bei Verbrennungsprozes-
sen gebildet. In den Abgasen liegt der Anteil von NO meist bei über 90 Prozent. Höhere 
NO2-Anteile finden sich jedoch in den Abgasen moderner Dieselmotoren mit Oxidations-
katalysatoren.
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Flugverkehr
Für den Flugverkehr sind die Abgasemissionen des zivilen Flugverkehrs im Bodennahbe-
reich der Flughäfen beziehungsweise Verkehrslandeplätze (sogenannter Landing-and-Take-
off-(LTO-)Zyklus bis 3.000 Fuß = 915 Meter Höhe) relevant. 

Die Emissionen wurden für die zwei internationalen Flughäfen Tegel und Schönefeld und 
die Verkehrslandeplätze (inklusive Hubschrauberlandeplätze) für das Jahr 2012 ermittelt. 

Zur Ermittlung der Emissionen des Flugverkehrs im LTO-Zyklus wurden die Starts und Lan-
dungen der Flughäfen Tegel und Schönefeld, differenziert nach Luftfahrzeugklassen (LFZ-
Klassen), verwendet. Insgesamt haben im Jahr 2012 am Flughafen Tegel 85.559 Flugbewe-
gungen und am Flughafen Schönefeld 35.878 Flugbewegungen stattgefunden. Auf den 
Hubschrauberlandeplätzen in Berlin fanden 2012 insgesamt 4.068 Flugbewegungen statt.

Neben den Emissionen der Flugzeuge wurden auch die Emissionen der für die Abwicklung 
des Flugbetriebs benötigten Fahrzeuge und Geräte auf dem Vorfeld berechnet. Darunter 
fällt zum Beispiel der Verkehr mit Tankwagen, Bussen und Gepäckwagen. 

Im Jahr 2012 wurden in Berlin auf den Flughäfen Tegel und Schönefeld sowie den Hub-
schrauberlandeplätzen insgesamt 73.882 Tonnen Kraftstoff im bodennahen Bereich bis 
3.000 Fuß verbraucht. Auf den Flughafen Schönefeld entfielen dabei rund 28 Prozent des 
Gesamtkraftstoffverbrauchs bei rund 29 Prozent der Gesamtflüge. 

Die für die Flughäfen Tegel und Schönefeld sowie die Hubschrauberlandeplätze in Berlin 
berechneten Luftschadstoffemissionen 2012 sind in der nachfolgenden Tabelle 4.7 zusam-
mengestellt. Da Emissionsfaktoren nur für die Abgaspartikel verfügbar sind, sind die Emis-
sionen für PM10 gleich den Emissionen von PM2,5. Die Emissionen des Verkehrs auf dem 
Vorfeld haben einen Anteil an den NOx-Emissionen von circa 10 Prozent und einen Anteil an 
den Feinstaubemissionen von 42 Prozent. Der Anteil der Emissionen vom Flughafen Tegel 
an den Gesamtemissionen liegt bei jeweils 74 Prozent für NOx und Feinstaub. 

Tabelle 4.7: Emissionen des Flugverkehrs 2012 

Herkunftsbereich NO  in t/ax Feinstaub PM10in t/a
Flughafen Tegel, LTO 811,7 5,57
Flughafen Tegel, Vorfeld 92,8 4,07
Flughafen Schönefeld, LTO 290,1 1,86
Flughafen Schönefeld, Vorfeld 33,2 1,36
Summe Flughäfen 1.227,8 12,86
sonstige Flugplätze 1,1 0,02
Gesamt 1.228,9 12,88

4.1.6 Baustellen 
Auf Baustellen werden vielfältige Emissionen erzeugt, die sich in folgende Teilbereiche ein-
teilen lassen: 
��Abgasemissionen von Baumaschinen;
��Aufwirbelung- und Abriebemissionen von Baumaschinen;
��weitere Emissionen (vor allem Staub) durch unterschiedliche Bautätigkeiten bezie-

hungsweise Arbeitsprozesse (zum Beispiel Abbruchsarbeiten, Kernbohrungen, Aufwir-
belung von abgelagertem Schüttgut).

Für das Emissionskataster wurden die Emissionen von Baustellen unter Verwendung einer 
eigens dafür entwickelten Methodik komplett neu berechnet. Eine detaillierte Beschrei-
bung findet sich in [AVISO 2016]. 
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Emissionen von Straßenbauarbeiten konnten wegen fehlender Berechnungsgrundlagen 
nicht berücksichtigt werden. Die angegebenen Emissionen sind daher systematisch zu 
niedrig.

Bestimmung der Abgasemissionen von Baumaschinen
Baumaschinen werden überwiegend mit Dieselmotoren betrieben und emittieren daher 
sowohl Stickoxide als auch Dieselrußpartikel. Die Emissionen von Baumaschinen sind für 
die Abgasstufen I, II, IIIA, IIIB und IV in der 28. BImSchV geregelt. Mit dieser Verordnung 
wurde die europäische Richtlinie 97/68/EG in deutsches Recht umgesetzt. Mit der EU-Ver-
ordnung (EU) 2016/1628, deren Emissionsgrenzwerte je nach Motorgröße und Maschinen-
art zwischen 2018 und 2020 wirksam werden, werden Emissionen zukünftig weiter redu-
ziert.

Die Berechnung der Abgasemissionen beruht auf der Erfassung des Gesamtvolumens der 
Bautätigkeit und dem daraus abgeleiteten Kraftstoffverbrauch. Charakteristische ver-
brauchsbezogene Emissionsfaktoren wurden dann unter Berücksichtigung von Bestand-
strukturen mithilfe der differenziert vorliegenden Verbrauchs- und Emissionsfaktoren der 
Schweizer BAFU-Offroad-Datenbank [BAFU 2015a]37 ermittelt. Dabei wurde angenommen, 
dass im Jahr 2012 nur ein sehr geringer Anteil von 5 Prozent der dieselbetriebenen Bauma-
schinen bereits mit einem Partikelfilter ausgerüstet war.

Bestimmung der Emissionen durch Aufwirbelung und Abrieb durch  
Baumaschinen
Neben den Abgasemissionen entstehen Emissionen (vor allem Staub) durch Aufwirbelung 
und Abrieb beim Betrieb von Maschinen auf der Baustelle. Schon beim Straßenverkehr, der 
auf befestigten Straßen stattfindet, ist der Anteil der PM10-Emissionen durch Aufwirbelung 
und Abrieb heutzutage höher als der durch Abgase. Auf Baustellen werden in der Regel 
unbefestigte Flächen befahren, das heißt, der Beitrag der Emissionen durch Aufwirbelung 
und Abrieb wird im Vergleich zu den Abgasemissionen noch deutlich höher sein. Emissio-
nen werden im Bauprozess vor allem durch Erdbewegungen und Befahren von nicht befes-
tigten Flächen verursacht. 

Zur Ermittlung der Emissionen durch Aufwirbelung und Abrieb wurden Emissionsfaktoren 
verwendet, die bezogen auf die betroffene Baufläche und Baudauer vorliegen [LOHMEYER 
2010]. Die Bauflächen wurden unter Verwendung von statistischen Daten zu Baugenehmi-
gungen und Baufertigstellungen bestimmt. Für die Baudauer wurde auf Angaben aus der 
Literatur zurückgegriffen [LOHMEYER 2010; IFEU 2010]. 

Bestimmung der Emissionen durch Abrissarbeiten 
Neben den oben beschriebenen PM10-Emissionen (motorbedingte Abgasemissionen sowie 
Aufwirbelung- und Abriebemissionen durch die Fahrbewegungen auf dem Baustellenge-
lände), die beim Bau von Gebäuden oder Straßen durch den Betrieb von Baumaschinen 
entstehen, stellen Abriss- und Abbruchsarbeiten eine weitere Quelle für Staubemissionen 
dar. 

Zur Abschätzung der zusätzlichen PM10-Emissionen durch Abrissarbeiten wird der Emissi-
onsfaktor aus [LOHMEYER 2015] herangezogen (0,129 Kilogramm pro Tag abzubrechen-
dem Material). Als Eingangsdaten wurden Angaben zu den im Jahr 2012 abgerissenen Bau-
werken und den anfallenden Bauabfällen aus der Abfallbilanz verwendet. 

37 Bundesamt für Umwelt (BAFU) 
(Hrsg.) (2015): Non-road-Datenbank.



74

Emissionen des Bausektors 2012
Für 2012 ergab sich ein Kraftstoffverbrauch durch Baumaschinen von 44.262 Tonnen. Da-
von entfallen 98 Prozent auf Dieselkraftstoff und 2 Prozent auf Benzin. 

Die Emissionen von Stickstoffoxiden und Feinstaub sind in Tabelle 4.8 zusammengestellt. 
Die Feinstaubemissionen aus Abrieb und Aufwirbelungen von Baumaschinen sowie aus 
Abrissarbeiten liegen in der gleichen Größenordnung und sind zusammen knapp sieben 
Mal höher als die Dieselpartikelemissionen aus den Motorabgasen. Allerdings handelt es 
sich bei Dieselpartikeln um ultrafeine Partikel, die vollständig in die Fraktion PM2,5 fallen 
und besonders gesundheitsschädlich sind. Dagegen wird für die Feinstaubemissionen aus 
Abrieb, Aufwirbelung und Abriss davon ausgegangen, dass es sich um eher grobe Partikel 
mit Durchmessern über 2,5 Mikrometer handelt. 

Tabelle 4.8: Emissionen durch Bautätigkeiten in Berlin 2012 

Quelle NO  in t/ax Feinstaub PM10in t/a
Abgase Baumaschinen 1.097,1 97,2
Abrieb/Aufwirbelung Baumaschinen 0 321,5
sonstige diffuse Staubemissionen/
Abrissarbeiten

0 347,8

Gesamt 1.097,1 766,5

Die räumliche Verteilung der NOX- und PM10-Emissionen zeigen die nachfolgenden Abbil-
dungen. Die höchsten Emissionsdichten sind in den Stadtbezirken Mitte, Friedrichshain-
Kreuzberg und Charlottenburg-Wilmersdorf zu verzeichnen.
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Abbildung 4.18: Stickstoffoxidemissionen durch Bautätigkeiten in Berlin 2012
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Abbildung 4.19: PM10-Emissionen durch Bautätigkeiten in Berlin 2012
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Abbildung 5.1: Schema der Verteilung der Luftbelastung nach Herkunftsregion in Berlin und Umge-
bung am Beispiel Feinstaub PM

Da Luftschadstoffe in der Atmosphäre über weite Strecken transportiert werden können, 
setzt sich die an einem Ort, zum Beispiel einer Straße, gemessene Konzentration aus Bei-
trägen verschiedener räumlicher Herkunft zusammen. Dies ist schematisch in Abbildung 
5.1 für Feinstaub PM10 dargestellt. Auch für Stickstoffdioxid kann dieses Differenzmodell 
erste Hinweise auf den Ursprung der Belastung liefern.

Ein Teil der in Berlin gemessenen Belastung wird aus Quellgebieten außerhalb Berlins in 
das Stadtgebiet hineintransportiert. Diese Vorbelastung wird als regionaler Hintergrund 
(siehe grüne Fläche im Schema) bezeichnet und messtechnisch durch die dem Wind zuge-
wandten Messstationen am Stadtrand (Luv- oder Eintragsstation) und quellferne Mess-
stationen im Umland repräsentiert. Der regionale Hintergrund wird dabei nicht nur von 
Quellen in der Umgebung von Berlin, sondern auch durch überregionale Quellen beein-
flusst, die teilweise Hunderte bis Tausende Kilometer entfernt sein können. Die im Stadtge-
biet freigesetzten Schadstoffe verteilen sich über dem Stadtgebiet (und darüber hinaus) 
und bilden in der Summe den Beitrag des urbanen (städtischen) Hintergrunds (blaue  
Fläche). Dieser wird in erster Näherung repräsentiert durch die Differenz der Messwerte an 
Messstationen in innerstädtischen Wohngebieten und der Eintragsstation. Hinzu kommt 
zum Beispiel an Straßen die lokale Zusatzbelastung durch die Emissionen des hier fahren-

5 Ursachenanalyse

Ziel der Ursachenanalyse ist es, die Herkunft der in Berlin auftretenden Stickstoffdioxid- 
und Feinstaubbelastung und die Anteile verschiedener Quellgruppen zu quantifizieren. Für 
die Ursachenanalyse müssen sowohl die Beiträge zu den Emissionen als auch die Ausbrei-
tungsvorgänge in der Atmosphäre berücksichtigt werden. Unterschiede zwischen Emissi-
onsanteilen und den Beiträgen zur Luftbelastung in Berlin zeigen sich besonders für die 
Beiträge von Quellen mit sehr unterschiedlicher Quellhöhe, zum Beispiel den bodennahen 
Emissionen aus dem Straßenverkehr einerseits und den Emissionen aus hohen Schornstei-
nen bei Kraftwerken andererseits. Bei Feinstaub spielt zudem die Partikelbildung aus gas-
förmigen Vorläufersubstanzen eine große Rolle.

Erst auf der Grundlage der Verursacheranalyse ist eine wirksame und verursachergerechte 
Maßnahmenplanung zur Reduzierung hoher Belastungen und schnellstmöglichen Einhal-
tung der Luftqualitätsgrenzwerte möglich.
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den Straßenverkehrs (rote Fläche). Dieser Zusatzbeitrag ergibt sich aus der Differenz der 
an der verkehrsnahen Station gemessenen Konzentration und der Konzentration im städ-
tischen Hintergrund. 

Diese Beiträge können nicht nur aus Messungen bestimmt werden, sondern auch mit den 
in Kapitel 3.1.2 beschriebenen Modellen berechnet werden. Damit erlauben die Modell-
rechnungen in relativ einfacher Weise die Bestimmung der Beiträge der einzelnen Quell-
gruppen wie genehmigungsbedürftiger Anlagen, Hausbrand oder Kfz-Verkehr, da die Emis-
sionen nach Quellgruppen aufgeschlüsselt in die Modelle Eingang finden.

5.1 Herkunft der Stickstoffdioxidbelastung
Zur Ermittlung der Ursachen für Stickstoffdioxid an hoch belasteten Straßen wurden die in 
Kapitel 3.1.2 beschriebenen Ausbreitungsmodelle verwendet. Da in Berlin nur der NO2-
Grenzwert für das Jahresmittel, nicht aber der Kurzzeitgrenzwert überschritten wird, kann 
auf eine Betrachtung von stündlichen Konzentrationsspitzenwerten verzichtet werden. Die 
Modellierung wurde für die 27 Straßenabschnitte mit Messstationen (Messcontainer oder 
Passivsammler-Standorte) durchgeführt. So können die Modellergebnisse mit den Mes-
sungen hinsichtlich der berechneten Gesamtkonzentration verglichen und evaluiert wer-
den. Die Verursacheranalyse konzentriert sich damit auf höher belastete Straßen mit 
Überschreitungen des NO2-Grenzwertes. 

Die Verursacherbeträge wurden hinsichtlich der räumlichen Herkunft (regionale/überregi-
onale Vorbelastung, Beitrag des städtischen Hintergrundes und lokaler Zusatzbeitrag) ge-
mäß Abbildung 5.1 differenziert. Für die Berliner Beiträge erfolgt eine Aufteilung auf die 
Quellgruppen des Emissionskatasters. Der NO2-Beitrag des lokalen Kfz-Verkehrs resultiert 
dabei sowohl aus NO2-Direktemissionen als auch aus NO2, das photochemisch aus NO in 
der Atmosphäre gebildet wurde.

5.1.1 Bedeutung von Direktemissionen und Photochemie
Stickoxide entstehen zum größten Teil bei Verbrennungsprozessen (zum Beispiel in Kraft-
werken oder in Verbrennungsmotoren von Kraftfahrzeugen) als unerwünschtes Neben-
produkt durch die Reaktion des in der Verbrennungsluft enthaltenen Stickstoffs (N2) und 
Sauerstoffs (O2). Dabei wird zunächst Stickstoffmonoxid (NO) gebildet, von dem nur ein 
kleiner Anteil direkt im Abgas zu Stickstoffdioxid weiterreagiert. Das mit dem Abgas emit-
tierte Stickstoffmonoxid wird in der Atmosphäre zu Stickstoffdioxid (NO2) oxidiert, vorwie-
gend durch Reaktion mit Ozon oder Kohlenwasserstoffen. NO2 selbst ist ebenfalls ein Stoff, 
der in der Atmosphäre einer Reihe von Reaktionen mit unterschiedlichen Stoffen unter-
liegt, bei denen unter anderem wieder Ozon gebildet wird. Dabei stellt sich in Abhängigkeit 
von der Sonneneinstrahlung ein sogenanntes photochemisches Gleichgewicht zwischen 
NO, NO2 und Ozon ein. 

In Diesel-Kraftfahrzeugen wird durch den Einsatz von Oxidationskatalysatoren inzwischen 
ein zunehmender Teil des NO bereits im Abgas zu NO2 umgewandelt und emittiert. Dies 
wird als Direktemission von NO2 oder direktes NO2 bezeichnet, während das in der Atmo-
sphäre aus NO gebildete NO2 im Folgenden photochemisches NO2 genannt wird. Der Oxida-
tionskatalysator wurde bei Diesel-Pkw ab der Euronorm 2 eingeführt, um durch die Oxida-
tion von Kohlenwasserstoffen zu CO2 sowohl Kohlenwasserstoffemissionen als auch die 
Masse der Dieselrußpartikel zu reduzieren. Mit Einführung von Partikelfiltern wird das im 
Oxidationskatalysator gebildete NO2 auch für die Regeneration des Filters genutzt, da es 
als Sauerstofflieferant die Verbrennung des abgelagerten Rußes unterstützt (siehe auch 
Kapitel 5.2.3). 
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5.1.2 Verursacheranteile nach Quellgruppen 
In Abbildung 5.2 sind die berechneten Anteile der verschiedenen Quellgruppen zur NO2-
Belastung an Hauptverkehrsstraßen als Mittelwert über die 27 untersuchten Straßenab-
schnitte dargestellt. 

Das Ergebnis zeigt, dass der Straßenverkehr der Hauptverursacher für hohe NO2-Belastun-
gen ist. Bereits der lokale Verkehr in der betrachteten Straße erzeugt etwa die Hälfte des 
NO2. Ein weiteres Viertel stammt aus den Abgasen des Kfz-Verkehrs auf allen anderen Stra-
ßen Berlins, die sich in der Atmosphäre über Berlin (und darüber hinaus) verteilen. Damit 
verursacht der Kfz-Verkehr im Mittel etwa drei Viertel der NO2-Belastung an Hauptver-
kehrsstraßen. 

Ursachen für die hohe Bedeutung des lokalen Kfz-Verkehrs sind einerseits dessen hohe 
Emissionen, die dicht über dem Erdboden in die Atmosphäre gelangen und in engen Stra-
ßenschluchten nur wenig verdünnt werden. Zum anderen ist der Eintrag von Quellen au-
ßerhalb Berlins anders als bei Feinstaub vergleichsweise gering, da NO2 in der Atmosphäre 
aufgrund seiner kürzeren Lebensdauer nicht so weit transportiert wird. 

Der Anteil des lokalen Verkehrs lag im Jahr 2015 mit 48 Prozent niedriger als im Jahr 2002 
mit einem lokalen Zusatzbeitrag von 54 Prozent, aber höher als 2009, als der Zusatzbei-
trag bei 45 Prozent lag. Stark zugenommen hat dabei der Beitrag der NO2-Direktemissio-
nen. Lagen diese 2009 noch bei 18 Prozent, sind es nun 31 Prozent der gesamten NO2-Be-
lastung an Straßen. Damit hat sich das Verhältnis zwischen photochemisch gebildetem 
NO2 und direkt emittiertem NO2 fast umgekehrt. Der lokale Zusatzbeitrag stammt damit zu 
etwa 62 Prozent aus direkten NO2-Emissionen. Zu 38 Prozent wurde er photochemisch aus 
den lokalen NO-Emissionen gebildet. Dies dürfte dazu beigetragen haben, dass der lokale 
Zusatzbeitrag wieder angestiegen ist.

Der lokale verkehrsbedingte NO2-Beitrag lässt sich weiter aufschlüsseln auf die Anteile der 
einzelnen Fahrzeugkategorien. Wie in Abbildung 5.2 dargestellt, trugen im Jahr 2015 im 
Mittel Diesel-Pkw mit 43 Prozent, Otto-Pkw jedoch nur mit 6 Prozent zur lokalen Zusatz-
belastung bei. Der Anteil der Linienbusse lag im Mittel bei 23 Prozent, variiert aber stark in 
Abhängigkeit vom Busverkehr auf den einzelnen Straßen, wie es die Darstellung in Abbil-
dung 5.4 für ausgewählte Straßen zeigt. 

Andere Berliner Quellen wie Industrie, Kraftwerke, Hausheizung, Baumaschinen oder sons-
tiger Verkehr spielen nur eine untergeordnete Rolle. Ihr mittlerer Anteil von zusammen  
12 Prozent ist ähnlich gering wie der Anteil der von außerhalb in das Stadtgebiet importier-
ten NO2-Belastung mit 14 Prozent.

Aus dem Flugverkehr resultieren für das Berliner Stadtgebiet zumeist nur geringe Beiträge 
zur Luftbelastung. Da der größte Teil der Emissionen des Flugverkehrs nicht direkt am 
Boden (wie zum Beispiel die Abgase von Kraftfahrzeugen), sondern in größerer Höhe von 
mehreren Hundert bis mehreren Tausend Metern in die Atmosphäre gelangt, ist die Ver-
dünnung der Abgase bis zum Erreichen des bodennahen Bereichs sehr hoch. Der Beitrag 
des Flugverkehrs zur NO2-Belastung liegt an den untersuchten Straßen mit einer Ausnah-
me unter 1 Prozent. Nur am Eichborndamm, der nahe dem Flughafen Tegel liegt, steigt der 
Beitrag des Flugverkehrs (inklusive der Emissionen am Boden auf dem Flughafengelände) 
auf etwa 10 Prozent zum beobachteten NO2-Jahresmittel von 41 Mikrogramm pro Kubik-
meter (siehe Abbildung 5.3).

Der Beitrag von Kraftwerken und Industrie zur NO2-Belastung an Straßen ist mit circa  
2 Prozent ebenfalls sehr gering, obwohl 36 Prozent der gesamten NOx-Emissionen aus die-
sem Sektor stammen. Dies liegt daran, dass die Abgase über hohe Schornsteine mit Höhen 
bis zu 169 Meter in die Atmosphäre gelangen und daher sehr gut verdünnt werden.
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Eine Reduktion der NO2-Konzentration kann und muss daher vorwiegend mit Maßnahmen 
im Kfz-Verkehr erreicht werden.

Industrie/Kraftwerke | 2 %

Hausbrand | 4 %

lokale Kfz
Direktemission | 30 %

sonstiger Verkehr | 2 %

Baumaschinen | 3 %
sonstige Quellen | 1 %

Kfz im städtischen Hintergrund
 | 26 %

lokale Kfz
photochemisch | 18 %

regionaler Hintergrund | 14 % Otto-Pkw | 6 %

Diesel-Pkw | 43 %

leichte Nutzfahrzeuge | 14 %

schwere Nutzfahrzeuge | 12 %

Linienbusse | 23 %

Reisebusse | 3 %

Abbildung 5.2: Mittlere berechnete Quellanteile an der Stickstoffdioxidbelastung an 27 Hauptver-
kehrsstraßen in Berlin im Jahr 2015 und Anteile der einzelnen Fahrzeugkategorien zum Kfz-Beitrag
(Abweichung von 100 Prozent durch Rundungen)

Die einzelnen Ergebnisse für die untersuchten Straßenabschnitte zeigt Abbildung 5.3. Die 
höchste lokale verkehrsbedingte Zusatzbelastung von 66 Prozent wurde für die Leipziger 
Straße bestimmt. Zusammen mit dem Beitrag des stadtweiten Kfz-Verkehrs verursacht 
damit der Straßenverkehr hier circa 84 Prozent der NO2-Belastung. Die niedrigsten lokalen 
Zusatzbelastungen liegen bei etwa 30 Prozent. Absolut erreichen die berechneten lokalen 
Zusatzbelastungen Werte zwischen 10 Mikrogramm pro Kubikmeter in der Friedrichstraße 
und 50 Mikrogramm pro Kubikmeter in der Leipziger Straße. Die Beiträge des stadtweiten 
Kfz-Verkehrs erreichen Werte zwischen 8 und 12 Mikrogramm pro Kubikmeter. 
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Abbildung 5.3: Berechnete Verursacheranteile der NO2-Belastung an 27 ausgewählten Straßenab-
schnitten für das Jahr 2015 

Neben der Aufteilung der Herkunft der NO2-Belastung an Hauptverkehrsstraßen nach 
Quellgruppen wurde auch der Beitrag der einzelnen Fahrzeugkategorien zur lokalen Zu-
satzbelastung untersucht. Es ergibt sich eine große Spannbreite für die einzelnen Straßen-
abschnitte. Besonders hoch sind die Unterschiede bei den Beiträgen von Linienbussen, da 
Straßen mit einer hohen Zahl von Linienbussen genauso in die Untersuchung einflossen 
wie Straßen mit wenig oder gar keinem Linienbusverkehr. Von den untersuchten Straßen 
erreichten die Silbersteinstraße und die Schloßstraße die höchsten NO2-Beiträge durch  
Linienbusse. An der Silbersteinstraße liegt dies auch an dem besonders niedrigen Beitrag 
des Lkw-Verkehrs, da dort ein Lkw-Durchfahrverbot gilt. Der höchste Lkw-Beitrag wurde 
für den Spandauer Damm bestimmt, der eine wichtige Zufahrt zur Stadtautobahn ist.
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Abbildung 5.4: Beitrag der einzelnen Fahrzeugkategorien zur verkehrsbedingten lokalen NO2-Zu-
satzbelastung 

5.1.3 Ursachen der hohen Stickstoffdioxidbeiträge des Kfz-Verkehrs
Etwa die Hälfte der NO2-Belastung an Hauptverkehrsstraßen, an denen der NO2-Grenzwert 
überschritten wird, stammt aus dem lokalen Kfz-Verkehr. Problematisch für die anhaltend 
hohen NO2-Konzentrationen der letzten Jahre sind dabei insbesondere die Emissionen von 
Diesel-Pkw. Diese erreichten 2015 einen Anteil an der lokalen verkehrsbedingten Zusatzbe-
lastung von 43 Prozent. Für diesen hohen Beitrag gibt es drei Gründe:
1. die hohen NOx-Emissionen von Diesel-Pkw im realen Straßenverkehr,
2. der hohe Anteil von NO2 an den NOx-Emissionen bei Diesel-Pkw und
3. die langjährige Zunahme des Anteils von Diesel-Pkw an der Pkw-Flotte.

Emissionsgrenzwerte und Realemissionen
Die Schadstoffemissionen für Kraftfahrzeuge werden durch europäische Richtlinien und 
Verordnungen begrenzt. Die Regelungen setzen einen Emissionsgrenzwert fest und defi-
nieren, wie die Einhaltung des Grenzwertes im Rahmen des sogenannten Typgenehmi-
gungsverfahrens nachzuweisen ist. 
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Für die Bestimmung der Abgasemissionen wurden dabei lange Zeit nur Tests auf einem 
Prüfstand im Labor durchgeführt. Der bei den Labormessungen verwendete, sogenannte 
Neue Europäische Fahrzyklus (NEFZ) ist jedoch nicht mehr ausreichend repräsentativ für die 
heutige Fahrdynamik, da er unter anderem zu wenige Beschleunigungsphasen enthält. Ver-
gleiche mit dem Emissionsverhalten im realen Straßenverkehr ergaben insbesondere für 
Stickoxide sehr viel höhere Emissionen als die Messungen nach dem Typgenehmigungsver-
fahren. Bereits im Oktober 2014 wurden Ergebnisse von Messungen veröffentlicht38, die 
zeigten, dass Euro-6-Diesel-Pkw im Straßenverkehr die Emissionsgrenzwerte im Mittel um 
den Faktor 6 überschritten. Auch die Untersuchungen im Auftrag des Bundesverkehrsminis-
teriums39 ergaben bei Messungen auf der Straße hohe Emissionen für Diesel-Pkw der Abgas-
normen Euro 5 und 6 mit einem Maximalwert für ein Euro-5-Fahrzeug von über 2.600 Milli-
gramm pro Kilometer (Grenzwert: 180 Milligramm pro Kilometer) und knapp 1.500 Milligramm 
pro Kilometer für ein Euro-6-Fahrzeug (Grenzwert: 80 Milligramm pro Kilometer).

Diese Unterschiede liegen jedoch nicht nur an dem Fahrmuster bei den Labormessungen, 
sondern auch an gezielten Abstimmungen von Motor und Abgasreinigung auf die Testbe-
dingungen. Für den realen Betrieb auf der Straße wurden dagegen gerade bei Dieselfahr-
zeugen der Abgasnorm Euro 5 und Euro 6 a–c auch abweichende Steuerungsstrategien für 
die Abgasreinigung gefunden, die zu höheren Emissionen führen.

Erst mit den neuesten Abgasstandards (Euro VI für schwere Nutzfahrzeuge seit 2013 und 
Euro 6d-TEMP und Euro 6d für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge ab 2019) werden die Labor-
tests um Messungen der Emissionen im realen Fahrbetrieb auf der Straße (RDE, Real  
Driving Emissions) unter Einsatz portabler Messtechnik (PEMS, Portable Emissions Measu-
rement System) ergänzt. Damit soll sichergestellt werden, dass die Abgasreinigung bei  
allen Betriebszuständen wirksam ist. 

Für die Berechnung der Emissionen im Straßenverkehr werden für die Luftreinhalteplanung 
die Emissionsfaktoren des vom Umweltbundesamt Deutschland und anderen europäischen 
Ländern erarbeiteten Handbuchs für Emissionsfaktoren (HBEFA) verwendet. Diese Emissi-
onsfaktoren beruhen nicht auf Messungen der Fahrzeughersteller, sondern auf Messungen 
unabhängiger Institute der Europäischen Kommission, in der Schweiz (EMPA), den Nieder-
landen (TNO), Österreich (TU Graz), in Großbritannien (TRL) oder auch dem ADAC in 
Deutschland. Aus den sekundenfeinen Messungen werden über ein Emissionsmodell der TU 
Graz Emissionsfaktoren in Gramm pro Kilometer für eine Vielzahl von realen Fahrsituatio-
nen (im HBEFA als Verkehrssituationen bezeichnet) und Fahrzeugtypisierungen (Fahrzeug-
schichten) berechnet. Mit diesen Emissionsfaktoren gelingt eine gute Annäherung an die 
realen Emissionen des Straßenverkehrs.

Um die neuen Erkenntnisse zu den stark erhöhten Realemissionen von Diesel-Pkw aufgrund 
des Abgasskandals berücksichtigen zu können, wurde im April 2017 eine Aktualisierung des 
HBEFA vorgenommen. In der aktuellen Version 3.3 wurden sowohl die mittleren NOx-Emissi-
onsfaktoren für Diesel-Pkw der Euronormen 4 bis 6 a–c erhöht als auch eine zusätzliche 
Temperaturabhängigkeit eingeführt, um die eingeschränkte Wirksamkeit von Emissions-
minderungssystemen bei niedrigen Temperaturen abbilden zu können. Die NOx-Emissions-
faktoren für Otto- und Diesel-Pkw zeigt differenziert nach Abgasnorm die Abbildung 5.5. Ab 
Euro 3 sind auch die Emissionsgrenzwerte eingezeichnet (für frühere Abgasnormen war NOx 
nur in Kombination mit Kohlenwasserstoffen geregelt). Für Diesel-Pkw ist ab Euro 4 auch der 
mittlere Emissionsfaktor für Winter und Sommer dargestellt, der auf Grundlage der festge-
stellten Temperaturabhängigkeiten berechnet wurde. Es ist deutlich zu erkennen, wie stark 
gerade bei Euro-5-Diesel-Pkw die NOx-Emissionen im Winter ansteigen – mit Emissionsfakto-
ren über 1.000 Milligramm pro Kilometer. Zu erkennen ist auch, wie sehr sich bei Diesel-Pkw 
die Schere zwischen Realemissionen auf der Straße und dem Emissionsgrenzwert geöffnet 
hat. Dass dies nicht zwangsläufig so sein muss, zeigt das Emissionsverhalten der Otto-Pkw. 
Diese halten auch ohne RDE-Messvorschriften die NOx-Emissionsgrenzwerte im realen Ver-
kehr ein.

38  Franco, Vicente; Posada Sánchez, 
Francisco; German, John; Mock, Peter 
(2014): Real-world exhaust emissions 
from modern diesel cars. A meta-analy-
sis of PEMS emissions data from EU 
(EURO 6) and US (Tier 2 Bin 5/ULEV II) 
diesel passenger cars. Part 1: Aggrega-
ted results (ICCT White Paper).
39 Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur (BMVI) (Hrsg.) 
(2016): Bericht der Untersuchungskom-
mission „Volkswagen“. Untersuchungen 
und verwaltungsrechtliche Maßnahmen 
zu Volkswagen, Ergebnisse der Feldun-
tersuchung des Kraftfahrt-Bundesamtes 
zu unzulässigen Abschalteinrichtungen 
bei Dieselfahrzeugen und Schlussfolge-
rungen. Berlin. Online verfügbar unter 
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/
Publikationen/StV/bericht-untersu-
chungskommission-volkswagen.pdf?__
blob=publicationFile, zuletzt geprüft am 
10. April 2019.

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/StV/bericht-untersuchungskommission-volkswagen.pdf?__blob=publicationFile


86

0,91

0,66

0,44

0,08 0,07
0,03 0,03

0,61 0,62
0,67 0,68

0,60

0,48

0,0

0,1

0,2

0,3

0,4

0,5

0,6

0,7

0,8

0,9

1,0

1,1

1,2

Pkw B
Euro 0

Pkw B
Euro 1

Pkw B
Euro 2

Pkw B
Euro 3

Pkw B
Euro 4

Pkw B
Euro 5

Pkw B
Euro 6

Pkw D
Euro 0

Pkw D
Euro 1

Pkw D
Euro 2 

Pkw D
Euro 3

Pkw D
Euro 4

Pkw D
Euro 5

Pkw D
Euro 6

Em
iss

io
n 

g/
km

Winter

Sommer

Otto-Pkw Diesel-Pkw
0,85

Neueste Emissionsdatenbasis im April 2017 vom UBA veröffentlicht, basiert auf aufwendigen  
Emissionsmessungen auf der Straße und im Labor mit vielen unterschiedlichen Fahrmustern

Grenzwert

Abbildung 5.5: NOx-Emissionsfaktoren für Pkw nach HBEFA 3.3 und Emissionsgrenzwerte

Steigende NO2-Anteile in Abgasen von Dieselmotoren
Bei Verbrennungsvorgängen entsteht in der Regel zunächst Stickstoffmonoxid (NO) und 
nur wenig Stickstoffdioxid (NO2). Im unbehandelten Rohabgas von Verbrennungsmotoren 
liegt der Anteil von NO2 daher zwischen 5 und 10 Prozent. Um die Partikelmasse und Koh-
lenwasserstoffe im Abgas zu reduzieren, wurden ab der Euronorm 3 zunehmend Oxidati-
onskatalysatoren eingesetzt, um organische Substanzen im Abgas zu CO2 umzuwandeln 
(zu oxidieren). Dabei wird jedoch auch ein Teil des NO zu NO2 oxidiert, sodass direkt das 
gesundheitsschädlichere Stickstoffdioxid emittiert und zur NO2-Belastung beiträgt.

Mit Einführung des Partikelfilters dient NO2 auch zur Regenerierung des Filters, das heißt 
zur Oxidation des abgelagerten Rußes zu CO2. Um diese Regeneration besser zu gewähr-
leisten, wird dabei NO2 oft im Überschuss gebildet. Wie Abbildung 5.6 zeigt, weisen Diesel-
Pkw der Abgasnorm Euro 4 mit Partikelfilter die höchsten NO2-Anteile auf. Bei diesen Fahr-
zeugen wird etwa die Hälfte der Stickoxide als NO2 freigesetzt. Mit Euro 5 sinkt der 
NO2-Anteil wieder. Da jedoch bei Euro-5-Diesel-Pkw die Gesamtemission von Stickoxiden 
gegenüber Euro 4 deutlich ansteigt, ist die Absolutemission von NO2 bei beiden Abgasstu-
fen in etwa gleich hoch. Erst mit Euro 6 sinken sowohl die NOx-Emissionen als auch die 
Absolutemissionen von NO2.
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Abbildung 5.6: Anteil von NO2 an den NOx-Emissionen von Diesel-Pkw nach HBEFA 3.3

Anstieg des Anteils von Diesel-Pkw in der Fahrzeugflotte
Dieselfahrzeuge erfreuen sich trotz höherer Kraftfahrzeugsteuer zunehmender Beliebt-
heit. Ihr Bestand in der Berliner Fahrzeugflotte ist von 200.827 Fahrzeugen im Jahr 2010 
auf 297.188 Fahrzeuge im Jahr 2017 angewachsen. Der Anteil am Pkw-Bestand stieg damit 
von 18,6 Prozent auf 25,9 Prozent. Die Berliner Flotte weist damit aber immer noch einen 
geringeren Anteil von Diesel-Pkw auf als der Bundesdurchschnitt mit 32,8 Prozent.

Da Diesel-Pkw in der Regel mehr gefahren werden als Otto-Pkw, ist der Dieselanteil der 
aktiven Flotte auf der Straße höher als im Bestand. Kennzeichenerhebungen der letzten 
Jahre zeigen dies deutlich. So hatten im Jahr 2010 im Mittel 29 Prozent der erfassten Pkw 
einen Dieselmotor, im Jahr 2015 waren es bereits 35 Prozent. Dabei zeigen die sieben  
untersuchten Straßenquerschnitte deutliche Unterschiede. Im Jahr 2015 lagen die Diesel-
anteile zwischen 31 und 41 Prozent. Auch mit diesen Werten für die aktive Flotte liegt 
Berlin noch unter dem Bundesdurchschnitt. So wird im HBEFA 3.3 für Deutschland ein mitt-
lerer Diesel-Pkw-Anteil von 49 Prozent für die aktive Flotte angegeben.

Für die steigenden Dieselanteile lassen sich mehrere Gründe anführen. So sind die Ver-
brauchskosten durch die niedrigere Energiesteuer und den geringeren Kraftstoffverbrauch 
(im Vergleich zu ähnlich großen Benzinfahrzeugen) deutlich niedriger. Hierzu trägt insbe-
sondere der reduzierte Energiesteuersatz für Dieselkraftstoff bei, der 18 Cent pro Liter 
beziehungsweise 21 Cent bei Berücksichtigung der Umsatzsteuer niedriger ist als für Otto-
kraftstoff. Die höhere Kfz-Steuer für Diesel-Pkw gleicht diese geringere Energiesteuer bei 
den für Dieselfahrzeugen typischen Fahrleistungen nicht mehr aus. Des Weiteren können 
auch die meist größere Haltbarkeit von Dieselmotoren und das größere Drehmoment für 
die Auswahl eine Rolle spielen.

Durch den höheren Wirkungsgrad und damit niedrigeren Verbrauch von Dieselmotoren 
können diese zur Reduzierung von CO2 beitragen; allerdings wird dieser Vorteil zumindest 
teilweise durch die höhere Motorisierung und größere Fahrzeuge wieder kompensiert40.

Ein Gegensteuern gegen den weiteren Anstieg des Diesel-Pkw-Anteils ist auf kommunaler 
Ebene – außer mit Dieselfahrverboten – nicht möglich. Hierzu wären Aktivitäten auf Bun-
desebene erforderlich.

40 Umweltbundesamt (UBA) (Hrsg.) 
(2018): Neun Fragen und Antworten zum 
Diesel. Online verfügbar unter https://
www.umweltbundesamt.de/themen/
neun-fragen-antworten-diesel, zuletzt 
aktualisiert am 02.10.2018, zuletzt ge-
prüft am 10. April 2019.

https://www.umweltbundesamt.de/themen/neun-fragen-antworten-diesel
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5.2 Herkunft der Feinstaubbelastung
Feinstaubpartikel in der Atmosphäre werden sowohl aus einer Vielzahl natürlicher und 
anthropogener Quellen direkt in die Atmosphäre emittiert (sogenannte primäre Partikel) 
als auch aus gasförmigen Stoffen durch physikalisch-chemische Umwandlungsprozesse in 
der Atmosphäre gebildet (sogenannte sekundäre Partikel). Die wichtigsten sekundären 
Partikel sind Sulfate (aus Schwefeldioxid) und Nitrate (aus Stickstoffoxiden), beide meist in 
Verbindung mit Ammonium (aus Ammoniak). Sie bilden in Berlin etwa ein Fünftel bis ein 
Drittel der Partikelmasse. Die Bildung sekundärer Partikel muss besonders bei großräumi-
gen Transporten von Luftschadstoffen in der Atmosphäre berücksichtigt werden. 

Bei der Beurteilung der PM10-Belastung in Berlin wurden zunächst die Beiträge der Quell-
gruppen zum Jahresmittelwert auf der Grundlage von Modellrechnungen bestimmt. Die 
Ergebnisse sind in Kapitel 5.2.1 dargestellt. Zusätzlich wurde die PM10-Herkunft durch Aus-
wertung verschiedener Messungen und meteorologischer Daten untersucht. Da in Berlin 
bei PM10 nicht die Einhaltung des Luftqualitätsgrenzwertes für das Jahresmittel, sondern 
des Grenzwertes für die Kurzzeitbelastung (mehr als 35 Tagesmittelwerte über 50 Mikro-
gramm pro Kubikmeter) nicht in jedem Fall gesichert ist, wurden dabei Episoden hoher 
Tagesmittelwerte genauer hinsichtlich des Einflusses von atmosphärischem Ferntransport 
(Kapitel 5.2.2) sowie des Beitrags aus der Holzverbrennung (Kapitel 5.2.3) betrachtet. 

Die grundlegende Unterscheidung zwischen lokalen, städtischen und regionalen bezie-
hungsweise überregionalen Beiträgen der in Berlin gemessenen PM10-Konzentrationen 
wird hierbei gemäß Abbildung 5.1 berücksichtigt.

5.2.1 Verursacheranteile nach Quellgruppen 
Die Verursacheranteile nach Quellgruppen wurden für die 27 Straßenabschnitte mit konti-
nuierlicher PM10-Messung beziehungsweise mit RUBIS-Sammlern mit dem Ausbreitungs-
modell IMMIScpb berechnet. 

Die berechneten Jahresmittelwerte der PM10-Gesamtbelastung an den untersuchten Stra-
ßenabschnitten liegen zwischen 22 und 34 Mikrogramm pro Kubikmeter bei einem Mittel-
wert von 26 Mikrogramm pro Kubikmeter. 

Die sich aus dem Mittel über alle 27 Straßenabschnitte ergebenden Anteile der Quellgrup-
pen an der PM10-Belastung an Hauptverkehrsstraßen sind in Abbildung 5.7 dargestellt.

Industrie | 0,3 %
Hausbrand/Kleingewerbe | 1 %

lokale Kfz | 21 %

sonstiger Verkehr | 2 %

sonstige Quellen | 4 %

Kfz städtischer 
Hintergrund | 5 %

Quellen außerhalb
von Berlin | 62 %

Baustellen | 5 %

Abbildung 5.7: Mittlere Quellanteile an der PM10-Belastung an Hauptverkehrsstraßen in Berlin aus 
dem Mittel über 27 Straßenabschnitte im Jahr 2015
(Abweichung von 100 Prozent durch Rundungen)
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Bereits etwa 62 Prozent der gesamten Feinstaubbelastung an Hauptverkehrsstraßen
stammen aus der regionalen und überregionalen Hintergrundbelastung und damit aus 
Quellen außerhalb Berlins. Damit ist der Beitrag des Eintrags von PM10 nach Berlin gegen-
über dem Jahr 2009 geringfügig um drei Prozentpunkte von 65 auf 62 Prozent gesunken. 
Dieser Beitrag lässt sich nicht durch Maßnahmen des Luftreinhalteplans für Berlin beein-
flussen. Weitere Untersuchungen zur Herkunft der Vorbelastung und zur Frage des Einflus-
ses grenzüberschreitender Ferntransporte folgen in Kapitel 5.2.2. 

Berliner Quellen tragen zu etwa 17 Prozent über den städtischen Hintergrund inklusive des 
stadtweiten Kfz-Verkehrs und zu 21 Prozent aus dem lokalen Zusatzbeitrag des Verkehrs 
in der betrachteten Hauptverkehrsstraße zur PM10-Belastung an Hauptverkehrsstraßen 
bei. In der Summe verursacht der Berliner Kfz-Verkehr (lokaler Zusatzbeitrag und Anteil im 
städtischen Hintergrund) 26 Prozent der gesamten Feinstaubbelastung. Er ist damit wei-
terhin die wichtigste Berliner Quelle. 

Gegenüber den Ergebnissen der Ursachenanalysen vor Einführung der Umweltzone41 hat 
sich der Beitrag der motorbedingten Partikel (im wesentlich sind dies Dieselrußpartikel) 
zur lokalen Zusatzbelastung von 11 auf 4 Prozent reduziert. Hierzu hat die beschleunigte 
Anwendung beziehungsweise Nachrüstung von Dieselpartikelfiltern durch die Umweltzone 
beigetragen. Der lokale Beitrag von Partikeln aus Abrieb und Aufwirbelung ist dagegen  
mit circa 15 Prozent gleichgeblieben. Von den Kfz-bedingten Partikeln selbst stammen 
etwa 80 Prozent aus Abrieb und Aufwirbelung und nur noch circa 20 Prozent aus Motor-
emissionen.

Lokal können auch Baustellen erheblich zur Feinstaubbelastung sowohl durch die Abgase 
der Baumaschinen als auch in noch stärkerem Maße durch stauberzeugende Arbeitspro-
zesse und Staubaufwirbelungen beitragen. Im Mittel über alle untersuchten Straßen be-
trägt der Beitrag zur PM10-Belastung etwa 5 Prozent. 

Der Beitrag der Quellgruppe Industrie ist mit einem Anteil von 0,3 Prozent an Hauptver-
kehrsstraßen sehr gering, da die Abgase dieser Anlagen – insbesondere bei den Kraftwer-
ken – meist in großer Höhe in die Atmosphäre gelangen und somit gut verdünnt werden. 
Im direkten Einwirkungsbereich von genehmigungsbedürftigen Anlagen können auch hö-
here Beiträge auftreten, die jedoch lokal sehr begrenzt sind. 

Etwas größer ist der Anteil der Gebäudeheizung und Kleinverbraucher mit einem mittleren 
Anteil von 1 Prozent. Da diese Quellen vorwiegend in den Wintermonaten bei niedrigen 
Temperaturen zur Feinstaubbelastung beitragen, können sie zeitlich begrenzt deutlich  
höhere Beiträge zur Feinstaubbelastung und damit auch zur Überschreitung des Tages-
grenzwertes liefern. Ergebnisse von Untersuchungen zum Beitrag von Feinstaub aus der 
Holzverbrennung werden in Kapitel 5.2.3 dargestellt.

Der Flugverkehr trägt maximal 1 Prozent zur Feinstaubbelastung in Straßenzügen bei. Mes-
sungen an europäischen Großflughäfen wie London Heathrow42 oder Frankfurt am Main43 
zeigen ebenfalls, dass der Einfluss des Flugverkehrs in der Umgebung sehr gering ist. 

Für die einzelnen untersuchten Straßenabschnitte können die Beiträge durchaus schwan-
ken, wie Abbildung 5.8 zeigt. Eine Sonderstellung nimmt dabei die Leipziger Straße ein. 
Aufgrund der räumlichen Enge der Randbebauung (Straßenschlucht) und hoher Emissio-
nen durch eine hohe Verkehrsbelastung und einen hohen Stauanteil erreicht hier der lo-
kale Zusatzbeitrag des Verkehrs mit 44 Prozent den höchsten Wert. Allerdings liegt der 
modellierte Jahresmittelwert von 46 Mikrogramm pro Kubikmeter weit über dem aus den 
RUBIS-Messungen abgeleiteten Jahresmittel von 34 Mikrogramm pro Kubikmeter. Mit dem  
RUBIS-Verfahren wird jedoch messtechnisch nur der luftgetragene Kohlenstoffgehalt am 
Messort bestimmt. Daraus wird dann die PM10-Konzentration anhand von Vergleichsmes-
sungen mit PM10-Referenzverfahren abgeleitet. An Straßenabschnitten mit einem im Ver-

 

41 Siehe Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung (SenStadt) (Hrsg.) (2005): 
Luftreinhalteplan und Aktionsplan für 
Berlin 2005–2010. Berlin. Online verfüg-
bar unter https://www.berlin.de/
senuvk/umwelt/luftqualitaet/de/luft-
reinhalteplan/download/2005/Luftrein-
halteplan-Berlin_gesamt.pdf, zuletzt ge-
prüft am 20. September 2019.
42 https://www.londonair.org.uk/lon-
don/asp/annualmaps.asp?species=PM10
&LayerStrength=75&lat=51.500801086
4&lon=-0.124632000923&zoom=14
43 https://www.fraport.de/content/
fraport/de/nachbarschaft-region/ent-
wicklung-standort-fra-umwelt/luftqua-
litaet.html

https://www.berlin.de/senuvk/umwelt/luftqualitaet/de/luftreinhalteplan/download/2005/Luftreinhalteplan-Berlin_gesamt.pdf
https://www.londonair.org.uk/london/asp/annualmaps.asp?species=PM10&LayerStrength=75&lat=51.5008010864&lon=-0.124632000923&zoom=14
https://www.fraport.de/content/fraport/de/nachbarschaft-region/entwicklung-standort-fra-umwelt/luftqualitaet.html
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gleich zu diesen Stationen höheren Anteil von Partikeln aus Abrieb und Aufwirbelung führt 
damit das RUBIS-Verfahren zu einer Unterschätzung der PM10-Konzentration, da diese 
Partikel kaum Kohlenstoff enthalten. Auf der anderen Seite ist aber auch die Modellierung 
der Partikelemission aus Abrieb und Aufwirbelung mit einer sehr hohen Unsicherheit be-
haftet, da die Einflussfaktoren auf die Freisetzung dieser Partikel erst unvollständig ver-
standen sind und damit in den Modellen nur im Ansatz berücksichtigt werden können.
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Abbildung 5.8: PM10-Verursacheranteile für 27 ausgewählte Straßenabschnitte in Berlin im Jahr 
2015 (aus Modellrechnung)
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Die Aufteilung des lokalen Kfz-Zusatzbeitrags auf die verschiedenen Fahrzeugkategorien 
zeigt Abbildung 5.9. Die höchsten Anteile haben Pkw mit Werten zwischen 44 und 62 Pro-
zent und einem mittleren Anteil von 53 Prozent. Der hohe Beitrag der Pkw beruht im  
Wesentlichen auf ihrem hohen Fahrleistungsanteil. Schwere Nutzfahrzeuge folgen mit An-
teilen zwischen 11 und 36 Prozent bei einem mittleren Beitrag von 21 Prozent. Hier spielt 
auch eine Rolle, dass der größte Teil des Feinstaubes aus Abrieb und Aufwirbelung stammt. 
Diese Prozesse hängen stark vom Gewicht der Fahrzeuge ab, sodass die spezifischen Emis-
sionen bei schweren Lkw deutlich höher sind als bei kleineren Fahrzeugen. Der Beitrag der 
Linienbusse variiert stark und reicht von 0 Prozent an der Landsberger Allee oder 1,4 Pro-
zent an der Frankfurter Allee bis zu 30 Prozent an der Schloßstraße und 32 Prozent an der 
Silbersteinstraße. Der mittlere Anteil der Linienbusse beträgt circa 12 Prozent.
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Abbildung 5.9: Beitrag der einzelnen Fahrzeugkategorien zum lokalen PM10-Zusatzbeitrag an Haupt-
verkehrsstraßen 
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5.2.2 Beitrag des Ferntransports zur Feinstaubbelastung in Berlin 
Anders als für die NO2-Belastung stammt mehr als die Hälfte der PM10-Belastung in Berlin 
aus Quellen außerhalb des Stadtgebietes. Gerade an Tagen mit hohen PM10-Konzentratio-
nen oberhalb des Tagesgrenzwertes von 50 Mikrogramm pro Kubikmeter sind oft großräu-
mig erhöhte Feinstaubkonzentrationen nicht nur in Berlin, sondern für große Teile des 
östlichen Deutschlands und auch darüber hinaus zu beobachten. Da diese Situationen na-
hezu ausschließlich bei östlichen Winden zu beobachten sind, wurde im Jahr 2016/17 von 
den Bundesländern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Berlin und Sachsen in Ko-
operation mit dem Umweltbundesamt ein Projekt zur Feinstaub-Ursachenanalyse („PM-
Ost“) durchgeführt. Ziel war neben der Identifizierung der Anteile verschiedener Quellen 
auch die Quantifizierung des Beitrags durch grenzüberschreitenden Ferntransport von 
Feinstaub aus östlich gelegenen Ländern44.

Die Herkunft der Luftmassen in Berlin lässt sich durch sogenannte Rückwärtstrajektorien 
bestimmen. Diese beschreiben unter Verwendung von Winddaten aus ganz Europa, wel-
chen Weg ein imaginäres Luftpaket in den letzten Stunden oder Tagen vor dem Eintreffen 
in Berlin in der Atmosphäre zurückgelegt hat. Für das Projekt wurden die Luftpakete über 
einen Zeitraum von 96 Stunden zurückverfolgt. Die Trajektorien wurden nach ihrer Rich-
tung in fünf Gruppen (Cluster) zusammengefasst. Die Cluster 1 (südwestliche Richtungen) 
und 5 (südöstliche Richtungen) transportieren dabei kontinentale Luftmassen nach Berlin, 
die vorwiegend Landgebiete überstreichen und daher meist höhere Schadstoffkonzentrati-
onen aufweisen. Die Luftmassen der Cluster 2 bis 4 sind dagegen maritim geprägt, das 
heißt, die Luftmassen haben einen Teil ihres Weges über den Meeren (Atlantik, Nordsee 
oder Ostsee) zurückgelegt und sind in der Regel niedriger belastet. Die Trajektorien zeigen 
nicht nur die Herkunftsrichtung, sondern anhand ihrer Länge auch die von den Luftmassen 
zurückgelegte Entfernung. Aus näher an Berlin gelegenen Gebieten stammen dabei insbe-
sondere die Luftmassen des Clusters 5, der mit geringen Windgeschwindigkeiten einher-
geht. In Abbildung 5.10 sind die Trajektoriencluster dargestellt. Die Angaben in Prozent 
beziehen sich auf die Häufigkeit des Auftretens der jeweiligen Cluster.

 

C1 Südwest – kontinental  

C2 West – kontinental/maritim   

C3 Nordwest – maritim  

C4 Nordost – maritim   

C5 Südost – kontinental  

(11 %) 

(38 %) 

(19 %)

(21 %) 

(11 %) 

Cluster
 C1
 C2
 C3
 C4
 C5

 

Abbildung 5.10: Clusteranalyse der 96-h-Trajektorien für Berlin im Untersuchungszeitraum Septem-
ber 2016 bis März 2017

44 Pinxteren, Dominik van; Mothes, 
Falk; Spindler, Gerald; Fomba, Khanneh 
Wadinga; Herrmann, Hartmut (2017): 
Auswertung der gravimetrischen PM10-
Messungen in Sachsen, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und Berlin 
zur Identifikation des Anteils verschiede-
ner Quellen an der Feinstaubbelastung 
anhand der Inhaltsstoffe und anhand 
von Rezeptormodellierungen (PM OST). 
Hrsg. v. Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Umwelt (SenStadtUm). 
Leipzig.
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Um den Einfluss des grenzüberschreitenden Ferntransportes zu quantifizieren, wurde eine 
Analyse von kombinierten Belastungskategorien durchgeführt. Dazu wurden die Katego-
rien Raumskala (fern/regional/unbestimmt (X)), Temperatur (kalt/warm), Mischungs-
schichthöhe (hoch/niedrig) und Witterung (nass/trocken) in ihrer für den jeweiligen Mess-
tag geltenden Ausprägung zu einer kombinierten Kategorie zusammengefasst, um dann 
die beobachteten PM10-Massekonzentrationen bei Westanströmung und Ostanströmung in 
diesen kombinierten Kategorien zu vergleichen. Innerhalb der kombinierten Belastungska-
tegorien wurde ein „Inkrement Ost“ berechnet als Unterschied zwischen den mittleren Kon-
zentrationen bei Westwetterlagen und denen bei Ostwetterlagen. Dieses Inkrement wird 
interpretiert als Beitrag des herantransportierten, grenzüberschreitenden Eintrags von 
Feinstaub ins Untersuchungsgebiet, da es den zusätzlichen Beitrag aus östlichen Windrich-
tungen bei ansonsten relativ ähnlichen meteorologischen Randbedingungen darstellt. 
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Abbildung 5.11: Mittlere Konzentrationen an PM10 an der Frankfurter Allee in den kombinierten Be-
lastungskategorien im Zeitraum September 2016 bis März 201745

Wie Abbildung 5.11 zeigt, erreichte der so berechnete Zusatzbeitrag seinen höchsten Wert 
bei Anströmung aus östlichen Richtungen an kalten, trockenen Tagen mit weit zurückrei-
chenden Rückwärtstrajektorien und niedriger Mischungsschichthöhe. An solchen Tagen 
stammten im Mittel circa 30 Mikrogramm pro Kubikmeter Feinstaub aus dem Ferntrans-
port. Dies entsprach an den untersuchten Tagen im Mittel circa 60 Prozent der gemesse-
nen mittleren PM10-Konzentration.

Für meteorologische Bedingungen, die PM10-Konzentrationen über 30 Mikrogramm pro 
Kubikmeter zur Folge haben, hatte dieses Inkrement Ost unter Berücksichtigung weiterer 
Kombinationen im Mittel einen Anteil von 50 Prozent an der Gesamtkonzentration.

Die Analyse der Transportbedingungen, unter anderem durch Betrachtung von Rückwärts-
trajektorien, deutet darauf hin, dass große Teile des grenzüberschreitenden PM-Eintrages 
aus weiter entfernt liegenden Ländern im südöstlichen Europa (Ungarn, Rumänien, Ukrai-
ne) erfolgt und nicht unbedingt aus den direkten Nachbarländern Polen und Tschechien. 

45 Pinxteren, Dominik van; Mothes, 
Falk; Spindler, Gerald; Fomba, Khanneh 
Wadinga; Herrmann, Hartmut (2017): 
Auswertung der gravimetrischen PM10-
Messungen in Sachsen, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und Berlin 
zur Identifikation des Anteils verschiede-
ner Quellen an der Feinstaubbelastung 
anhand der Inhaltsstoffe und anhand 
von Rezeptormodellierungen (PM OST). 
Hrsg. v. Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Umwelt (SenStadtUm). 
Leipzig.
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Der Beitrag aus grenzüberschreitendem Ferntransport kann durch lokale Maßnahmen in 
Berlin kaum kompensiert werden, sodass Überschreitungen des Tagesgrenzwertes in ein-
zelnen Jahren auch stark von diesem Eintrag abhängen. 

In Jahren, in denen die zulässige Zahl von 35 Überschreitungstagen nur um wenige Tage 
und dann auch nur um wenige Mikrogramm überschritten wird, können bereits lokale 
Maßnahmen zur Vermeidung von Feinstaubemissionen in Berlin für eine Grenzwerteinhal-
tung ausreichen und sind daher zielführend und notwendig. Hierzu ist insbesondere die 
Reduzierung der Feinstaubemissionen aus der Holzverbrennung eine geeignete Maßnah-
me wie in Kapitel 5.2.3 gezeigt wird. 

5.2.3 Beitrag der Holzverbrennung zur Partikelbelastung in Berlin
Wie die Daten des Emissionskatasters für Berlin zeigen, sind in Berlin die Partikelemissio-
nen aus der Holzverbrennung mit 186 Tonnen pro Jahr höher als zum Beispiel die Partikel-
emissionen (Dieselrußpartikel) aus Verbrennungsmotoren des Straßenverkehrs mit  
110 Tonnen pro Jahr. Dies passt zu den Angaben des Umweltbundesamtes46, das zu ver-
gleichbaren Aussagen kommt. Emissionen aus kleinen Feuerungsanlagen erfolgen groß-
flächig verteilt, wobei Holzfeuerungen vermehrt in Gebieten mit Ein- und Mehrfamilien-
häusern in den Außenbezirken auftreten. Bis die Emissionen die Hauptverkehrsstraßen 
erreichen, wo die höchsten Partikelwerte gemessen werden, sind sie bereits erheblich ver-
dünnt und gut mit anderen Partikeln vermischt. Um den Partikelbeitrag aus der Holzver-
brennung zu quantifizieren, können die auf Filtern gesammelten Partikel auf typische che-
mische Stoffe untersucht werden, die bei der Verbrennung von Holz entstehen. Ein typischer 
Marker ist der Stoff Levoglucosan. Der Gehalt von Levoglucosan in Partikeln wurde in ei-
nem Gemeinschaftsprojekt mit dem Land Brandenburg in den Jahren 2012 bis 2014 an fünf 
Messstationen untersucht47. Die Auswertung hat ergeben, dass besonders im Herbst er-
höhte PM10-Werte mit erhöhten Levoglucosan-Werten einhergehen. Im Winter ist dieser 
Zusammenhang nicht so deutlich. Vermutlich werden Holzfeuerungsanlagen wie Ka-
minöfen eher als Zusatzheizung in der Übergangszeit verwendet, wenn Zentralheizungen 
noch nicht angestellt sind. Die höchsten Levoglucosan-Werte wurden am Stadtrand und im 
ländlichen Raum gefunden, wo Kaminöfen und Holzheizungen stärker verbreitet sind. Ana-
lysen zur räumlichen Herkunft hoher Levoglucosan-Werte haben keinen nennenswerten 
Ferntransport erkennen lassen. Partikel aus Holzverbrennung stammen daher überwie-
gend aus Quellen in Berlin und aus dem regionalen Umland Berlins.

Neben der chemischen Analytik können Rußpartikel aus der Holzverbrennung auch an-
hand ihr optischen Eigenschaften identifiziert und quantifiziert werden, da sich diese von 
Ruß aus der Verbrennung von fossilen Brennstoffen unterscheidet48, 49. Für diese optischen 
Analysen werden seit 2017 im Berliner Luftgütemessnetz zwei Aethalometer eingesetzt. 
Sie erlauben eine kontinuierliche, automatische Bestimmung der Partikel aus Verbrennung 
biogener oder fossiler Brennstoffe.

Die Analysen ergaben für das Jahr 2017, dass an Tagen mit Konzentrationen von mehr als 
50 Mikrogramm pro Kubikmeter PM10 im Mittel 12 Prozent der Partikel aus der Holzver-
brennung stammten50. Der höchste Anteil lag bei 21 Prozent. Ohne diese Beiträge wäre der 
Tagesgrenzwert im Jahr 2017 nur an 18 statt 27 Tagen überschritten worden. 

Der absolute PM10-Beitrag aus Holzverbrennung ist für alle Überschreitungstage des Jah-
res 2017 in Abbildung 5.12 dargestellt. 

46 Umweltbundesamt (UBA) (Hrsg.) 
(2018): Kleine und mittlere Feuerungs-
anlagen. Online verfügbar unter  
www.umweltbundesamt.de/themen/
wirtschaft-konsum/industriebranchen/
feuerungsanlagen/kleine-mittlere-
feuerungsanlagen#textpart-1, zuletzt 
aktualisiert am 20. September 2018, zu-
letzt geprüft am 10. April 2019.
47 Bundesinstitut für Risikobewertung 
(BfR) (Hrsg.) (2015): Abschlussbericht 
zum Vorhaben „Analyse des quantitati-
ven Einflusses der Holzverbrennung auf 
die Feinstaubkonzentration in Berlin und 
Brandenburg anhand des Tracers Levo-
glucosan“. Anschlussprojekt. Berlin.  
Online verfügbar unter https://www.
berlin.de/senuvk/umwelt/luftqualitaet/
de/luftreinhalteplan_projekte/down-
load/abschlussbericht_holzverbren-
nung.pdf, zuletzt geprüft am 10. April 
2019.
48 Fuller, Gary W.; Tremper, Anja H.; 
Baker, Timothy D.; Yttri, Karl Espen;  
Butterfield, David (2014): Contribution 
of wood burning to PM10 in London. In: 
Atmospheric Environment 87, S. 87–94.
49 Harrison, Roy M.; Beddows, David C. 
S.; Hu, Lihua; Yin, Jianxin (2012): Compa-
rison of methods for evaluation of wood 
smoke and estimation of UK ambient 
concentrations. In: Atmos. Chem. Phys. 
Discuss. 12 (3), S. 8271–8283.
50 Clemen, S.; Tang, C.-L.; Kerschbau-
mer, A.; Rauterberg-Wulff, Annette;  
Grunow, Katja; Kaupp, H. (2018): Quan-
tifizierung des Holzverbrennungsbeitra-
ges zu PM10 in Berlin mit einem auto-
matischen Messverfahren (A). In: 
Gefahrstoffe – Reinhaltung der Luft 
Reinhaltung der Luft 78 (5), S. 215–222.

www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/industriebranchen/feuerungsanlagen/kleine-mittlere-feuerungsanlagen#textpart-1
https://www.berlin.de/senuvk/umwelt/luftqualitaet/de/luftreinhalteplan_projekte/download/abschlussbericht_holzverbrennung.pdf
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6 Immissionsprognose 2020/2025 
ohne weitere Maßnahmen 
Die Trendprognosen des Luftreinhalteplans 2011–2017 hatten auf der Grundlage des Wis-
sensstandes von 2010 für Stickstoffdioxid für das Jahr 2020 eine vollständige Einhaltung 
der Grenzwerte an alle Hauptverkehrsstraßen ergeben. Dies basierte auf dem damaligen 
Erkenntnisstand zur Entwicklung der Emissionen der Fahrzeugflotte und der Annahme ab-
nehmender Verkehrsleistungen durch einen Rückgang der Einwohnerzahl Berlins bis 2020.
Diese Annahmen sind jedoch nicht mehr zutreffend. Die neuesten Erkenntnisse zur Ent-
wicklung der Stickoxidemissionen von Diesel-Pkw sowie das im Jahre 2011 noch nicht ab-
sehbare, starke Wachstum von Bevölkerung und Wirtschaft in Berlin werden im Jahr 2020 
voraussichtlich zu deutlich höheren NOx-Emissionen und damit auch zu höheren NO2-Be-
lastungen führen.

Um beurteilen zu können, in welchem Umfang sich diese Entwicklungen auf die Luftquali-
tät auswirken werden, ist die Immissionsprognose im Trendfall für das Jahr 2020 von ent-
scheidender Bedeutung. Im Rahmen einer Trendprognose werden die Auswirkungen die 
bereits bestehenden gesetzlichen Regelungen sowie die bereits laufenden Maßnahmen zur 
Reduzierung der Luftbelastung unter Berücksichtigung der prognostizierten Entwicklung 
von Bevölkerung und anderer Strukturdaten auf die Luftqualität berechnet. Die Ergebnisse 
dieser Trendprognose sind Voraussetzung für die Planung und Bewertung von Maßnah-
men, mit denen die schnellstmögliche Einhaltung der Grenzwerte erreicht werden kann. 

Die Prognoserechnungen wurden für die Jahre 2020 und 2025 durchgeführt. Eine vollstän-
dige Immissionsprognose umfasst folgende Schritte:
��Abschätzung der Schadstoffvorbelastung im regionalen Hintergrund unter Berücksich-

tigung der großräumigen Emissionsentwicklung,
��Prognosen über die Entwicklung der Bevölkerung und anderer Strukturdaten zur 

städtebaulichen und wirtschaftlichen Entwicklung in Berlin und der zu erwartenden 
gesamtstädtischen Emissionen,

��Prognose der Verkehrsbelastung im Hauptstraßennetz und der Entwicklung der Fahr-
zeugflotte,

��Modellierung des urbanen Hintergrunds unter Verwendung prognostizierter Emissi-
onsentwicklungen für Berliner Quellen und 

��Berechnung der Immissionskonzentrationen an Straßen.

Am Ende der Modellkette stehen die Beurteilung der Luftbelastung und die Bestimmung 
der möglicherweise von Grenzwertüberschreitungen betroffenen Straßenabschnittslängen 
und Betroffenenzahlen für Stickstoffdioxid und Feinstaub an Hauptverkehrsstraßen. 
 
6.1 Trendentwicklung der Immission im regionalen Hintergrund
Für die Prognose des regionalen Hintergrundes werden die Emissionsprognosen des Pro-
jekts „Luftqualität 2020/2030“51 und die Datenbank GRETA52 des Umweltbundesamtes ver-
wendet. In dem Projekt wurden unter Berücksichtigung bereits beschlossener energie- und 
klimapolitischer Maßnahmen Emissionsszenarien für alle Quellgruppen entwickelt und
räumlich über Deutschland verteilt. Mit diesen Daten wurden unter Verwendung der Mete-
orologie des Jahres 2015 die Luftschadstoffkonzentrationen für den regionalen Hinter-
grund mit dem RCG-Modell für die Prognosejahre 2020 und 2025 berechnet.

Dabei wurden die Emissionen Berlins nicht berücksichtigt, da diese für die Berechnung des 
städtischen Beitrags Berlins bei der Modellierung des urbanen Hintergrunds eingesetzt
und nicht doppelt verwendet werden dürfen. Für den Raum Berlin werden bis 2020 im Ver-
gleich zu 2015 Abnahmen von etwa 2 Mikrogramm pro Kubikmeter prognostiziert. Den 

 

 

 

 

51  Jörß, Wolfram; Emele, Lukas; 
Scheffler, Margarethe; Cook, Vanessa; 
Handke, Volker; Theloke, Jochen et al. 
(2014): Luftqualität 2020/2030: Weiter-
entwicklung von Prognosen für Luft-
schadstoffe unter Berücksichtigung von 
Klimastrategien. Hrsg. v. Umweltbun-
desamt (UBA). Dessau-Roßlau (Texte, 
35). Online verfügbar unter https://
www.umweltbundesamt.de/sites/de-
fault/files/medien/376/publikationen/
texte_35_2014_komplett.pdf, zuletzt 
geprüft am 20. September 2019.
52 AVISO GmbH (2016): ArcGIS basier-
te Lösung zur detaillierten, deutschland-
weiten Verteilung (Gridding) nationaler 
Emissionsjahreswerte auf Basis des In-
ventars zur Emissionsberichterstattung. 
Hrsg. v. Umweltbundesamt (UBA).  
Dessau-Roßlau. Online verfügbar unter 
https://www.umweltbundesamt.de/si-
tes/default/files/medien/1968/publika-
tionen/2016-11-09_griddingtool_greta_
langfassung_final.pdf, zuletzt geprüft 
am 10. April 2019. 







208

Maßnahmenpaket 2: Förderung des ÖPNV

M 2.1 ÖPNV: Ausbau der Infrastruktur 
Zeitplan der Realisierung Zuständigkeit
bis Ende 2020 SenUVK, BVG, DB-Netz
Minderungspotenzial Kosten
��NO -Minderungspotenzial: 100 bis 130 Tonnen pro Jahrx ��U5-Lückenschluss: circa 460 Millionen Euro

��Straßenbahn Ostkreuz: 12,6 Millionen Euro
��Straßenbahn Turmstraße: 20 Millionen Euro
��S21: gesamt circa 900 Millionen Euro 
��Finanzierung im Rahmen der Umsetzung des Nahver-

kehrsplans

Der bereits beschlossene Stand zum Ausbau der ÖV-Infrastruktur ist bereits in die Trendprognosen in Kapitel 6 aufgenom-
men worden, soweit eine Fertigstellung bis 2020 oder 2025 erwartet wird. Diese Maßnahmen tragen zu der modellierten 
starken Abnahme der NO2-Belastung im Vergleich zum Basisjahr 2015 bei.
Von besonderer Bedeutung für die schnellstmögliche Einhaltung der Luftqualitätsgrenzwerte sind die folgenden Projekte, 
da sie bis 2020/21 realisiert werden sollen. 
��U-Bahn-Linie U5: Alexanderplatz – Brandenburger Tor 

Mit der Verlängerung der U-Bahn-Linie U5 vom Alexanderplatz bis zum Brandenburger Tor mit einer Länge von 2,2 Kilo-
meter wird der Anschluss zu dem zuerst gebauten Abschnitt zwischen Brandenburger Tor und Hauptbahnhof (U55) 
geschaffen. Dies verbessert die Anbindung östlicher Stadtgebiete an die Mitte Berlins und an den Fernbahnverkehr. 
Reisezeitvorteile von bis zu 15 Minuten gegenüber den bisherigen Verbindungen mit Umsteigen steigern die Attraktivi-
tät des ÖPNV und werden die Nachfrage steigern. Mit dem neuen U-Bahnhof Unter den Linden entsteht zudem die 
Möglichkeit zum Umstieg in die U6. Die Eröffnung ist für Ende 2020 angekündigt. Weitere Informationen:
https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/planungen/de/u5.shtml 

��Straßenbahn Ostkreuz: 
Neubau von 1,2 Kilometern Straßenbahngleise von der Boxhagener Straße über Holteistraße, Sonntagstraße entlang 
unter dem Bahnhof Ostkreuz bis Haltestelle Marktstraße zur Einbindung des umgebauten Bahnhofs in das Straßen-
bahnnetz mit den Linien 21 und 22. Weitere Informationen:
https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/planungen/de/ostkreuz.shtml 

��Straßenbahn Hauptbahnhof – U-Bahnhof Turmstraße
Die Weiterführung der Straßenbahnlinie M10 vom Hauptbahnhof bis zum U-Bahnhof Turmstraße verbessert das  
ÖPNV-Angebot in dicht bebauten Gebieten in Moabit und schafft einen leistungsfähigen Anschluss an den Fern-, Regio-
nal- und S-Bahn-Verkehr. Die M10 bietet damit künftig eine bessere Direktverbindung in Ost-West-Richtung. Hierfür  
erfolgt der Neubau von 2,1 Kilometern Straßenbahnanlagen vom Hauptbahnhof über Invalidenstraße, Rathenower 
Straße, Turmstraße bis zum U-Bahnhof Turmstraße mit vier neuen, barrierefreien Haltestellen zur Verlängerung der 
Straßenbahnlinie M10 (ab S+U Warschauer Straße). Das Vorhaben „Neubau Straßenbahnstrecke Hauptbahnhof – U-
Bahnhof Turmstraße“ (Projektlaufzeit: 02/2017 bis 01/2023) wird im Berliner Programm für Nachhaltige Entwicklung 
(BENE) gefördert aus Mitteln des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) und des Landes Berlin (Förder-
kennzeichen 1134-B4-T). Weitere Informationen:
https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/planungen/de/m10.shtml 

��Straßenbahnneubaustrecke Karl-Ziegler-Straße – Schöneweide (Adlershof II)
Mit der Straßenbahnneubaustrecke Karl-Ziegler-Straße – Schöneweide (Adlershof II) wird die bereits 2011 fertiggestell-
te Straßenbahnstrecken vom S-Bahnhof Adlershof bis nach Schöneweide um 2,6 Kilometer verlängert. Dies ermöglicht 
eine leistungsfähige und attraktive Erschließung des Entwicklungsgebietes Johannisthal mit dem Technologiepark Ad-
lershof einschließlich der sich neu entwickelnden Gebiete entlang des Groß-Berliner Damms. Es wird eine direkte Anbin-
dung an den Regional- und S-Bahnhof Schöneweide entstehen. Außerdem wird eine schnelle, direkte Verbindungen 
zwischen dem Entwicklungsgebiet Johannisthal und dem bezirklichen Oberzentrum Köpenick sowie der starken Nord-
Süd-Tangente nach Karlshorst, Lichtenberg und Hohenschönhausen geschaffen. Das Vorhaben „Straßenbahn-Neu-
baustrecke Adlershof II“ (Projektlaufzeit: 11/2015 bis 06/2021) wird im Berliner Programm für Nachhaltige Entwicklung 
(BENE) gefördert aus Mitteln des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) und des Landes Berlin (Förder-
kennzeichen 1065-B4-T). Weitere Informationen:
https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/planungen/de/tram60_61.shtml 

https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/planungen/de/u5.shtml
https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/planungen/de/ostkreuz.shtml
https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/planungen/de/m10.shtml
https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/planungen/de/tram60_61.shtml
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��Projekt S-Bahn-Linie S21
Mit dem Bau der neuen S-Bahn-Strecke der S21 wird eine zweite Nord-Süd-Achse im S-Bahn-Netz zwischen dem Nord-
ring über den Hauptbahnhof bis zur Yorckstraße geschaffen. Die Neubaustrecke wird in drei Bauabschnitten gebaut. Mit 
dem ersten Bauabschnitt soll bis 2025 der Berliner Hauptbahnhof mit dem Nordring der S-Bahn verbunden werden. 
Hierzu wird am Hauptbahnhof ein unterirdischer Bahnhof gebaut. Um die Verbindung zum Nordring bereits Anfang der 
2020er-Jahre nutzen zu können, ist ein Interims-Bahnsteig unter der Invalidenstraße am Hauptbahnhof vorgesehen. 
Damit wird die Erreichbarkeit des Hauptbahnhofs mit öffentlichen Verkehrsmitteln deutlich verbessert. Weitere Infor-
mationen:
https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/planungen/de/s21.shtml 

Diese Infrastrukturerweiterungen schaffen attraktive Alternativen zum MIV und verbessern die Verbindung zwischen ÖV-
Angeboten besonders in innerstädtischen Gebieten Berlins, in denen der größte Teil der Straßen mit Grenzwertüberschrei-
tungen liegt. 
Um die Nutzung der neuen Verbindungen zu stärken, wird vorgesehen, hierfür öffentlichkeitswirksame Maßnahmen in 
Presse und im Internet durchzuführen. Dabei soll die positive Wirkung für die Luftqualität in Berlin hervorgehoben werden.
Die langfristigen Planungen für die Infrastrukturentwicklung bis 2025 und darüber hinaus sowie weitere für die Entwicklung 
des ÖPNV wesentliche Investitionsentscheidungen erfolgen im Rahmen des Nahverkehrsplans. 

Maßnahmenziel:
��Erweiterung des Schienennahverkehrsnetzes um insgesamt 9,4 Kilometer bis 2020/21.

Umsetzung:
��U-Bahn-Lückenschluss U5: Innenausbau der U-Bahnhöfe Museumsinsel und Unter den Linden im Jahr 2019, 2020 Test-

betrieb und Abnahme, Eröffnung Ende 2020.
��Straßenbahn Ostkreuz: Planfeststellungsbeschluss in 2019, Gleisbauarbeiten und Inbetriebnahme in 2020/21.
��Straßenbahn Turmstraße: Planfeststellungsbeschluss in 2019, Gleisbauarbeiten und Inbetriebnahme in 2020/21.
��Inbetriebnahme des ersten Bauabschnitts der S21 zwischen Hauptbahnhof und Nordring in den 2020er-Jahren.
��Zuarbeit für die BVG zur Kommunikation der positiven Umweltwirkungen der Neubaustrecken bei der Öffentlichkeitsar-

beit zur Eröffnung von Neubaustrecken.
��Öffentlichkeitswirksame Eröffnung der Strecken.

Wirkung:
Die Maßnahme ist bereits Teil der Trendszenarien. Eine gesonderte Wirkung wurde nicht ausgewiesen. Mit den hier genann-
ten Ausbauprojekten wird eine Verlagerung vom Pkw-Verkehr auf den Schienenverkehr angestrebt. Eine sehr grobe Ab-
schätzung ergibt sich aus den Emissionen, die entstehen würden, wenn die Fahrgastzahlen auf durchschnittliche Pkw-
Fahrten verlagert würden. Da Straßenbahn und U-Bahn elektrisch fahren, werden die Luftschadstoffemissionen der 
verlagerten Pkw-Fahrten vollständig vermieden. Prognosen für die neuen Ausbauprojekte ergeben ein Emissionsminde-
rungspotenzial für Stickoxide von circa 100 bis 130 Tonnen pro Jahr. 

https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/planungen/de/s21.shtml
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M 2.2 ÖPNV: Tarifanpassungen 
Zeitplan der Realisierung
2019

Zuständigkeit
SenUVK, VBB

Minderungspotenzial
��circa 1 Prozent weniger NO -Emissionenx
��0,4 bis 1 Mikrogramm pro Kubikmeter weniger NO2

Kosten
��circa 10 Millionen Euro für Firmenticket
��circa 27 Millionen Euro für kostenloses Schülerticket

Für die Verbesserung der Luftqualität und der Einhaltung der Luftqualitätsgrenzwerte müssen Pkw-Fahrten auf den Um-
weltverbund und damit insbesondere auf den ÖPNV verlagert werden. Günstige Tarifangebote sind ein wichtiger Anreiz für 
die Nutzung des ÖPNV. Ziel des Nahverkehrsplans 2019–2023 ist die Weiterentwicklung der Tarifangebote im Rahmen des 
Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg. Dies umfasst attraktive Tarife für Vielfahrende (günstige Abonnements und Jah-
reskarten als Flatrate), einfache Tarifstrukturen und die Minimierung des Aufwands für den Fahrausweiserwerb. Dabei 
sollen die digitalen Angebote ausgebaut werden. Für Großveranstaltungen sollen vermehrt Kombitickets eingesetzt werden. 
Dies dient nicht nur der Luftreinhaltung, sondern auch der Verkehrssicherheit bei punktuell hohem Verkehrsaufkommen.
Für die Reduzierung der Kfz-bedingten Luftbelastungen ist es von besonderer Bedeutung, Berufstätige für den ÖV zu gewin-
nen, da so Verkehrsspitzen reduziert werden können, die zu Staus und erhöhten Schadstoffemissionen beitragen. Für viele 
Berufstätige größerer Unternehmen mit mehr als 50 Beschäftigten besteht bereits die Möglichkeit, ein Firmenticket zu be-
ziehen, das 5 Prozent günstiger ist als das Abonnement beziehungsweise die Jahreskarten der VBB-Umweltkarten. Die 
Berliner Verkehrsbetriebe BVG und die S-Bahn Berlin verkaufen jährlich etwa 65.000 Firmentickets, die über rund 350 Pri-
vatunternehmen und öffentliche Einrichtungen abgewickelt werden. Im Dezember 2018 hat der Berliner Senat beschlossen, 
den Preis für das Firmenticket und die Mindestanzahl von teilnehmenden Beschäftigten zu senken. Der Bezug der neuen 
Firmentickets ist ab 1. September 2019 möglich.
Des Weiteren wird in Berlin die Nutzung des ÖV für Schülerinnen und Schüler ab 1. August 2019 kostenlos. Dies trägt dazu 
bei, vor Schulen den Kfz-Verkehr durch das „Elterntaxi“ zu reduzieren. Dies entlastet nicht nur die Umwelt, sondern verbes-
sert auch die Verkehrssicherheit vor Kitas und Schulen.

Maßnahmenziel:
��Attraktiverer Bedingungen für das Firmenticket.
��Steigerung der Zahl der verkauften Zeitkarten.

Umsetzung:
��Ab 1. September 2019 treten attraktivere Bedingungen für Firmentickets in Kraft79: statt ab 50 teilnehmenden Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmern kann das Firmenticket nun ab 5 Personen beantragt werden, je nach Zuzahlung des 
Arbeitgebers (10 oder 15 Euro pro Monat) sind bis zu 38 Prozent Ersparnis gegenüber dem regulären Abonnement der 
VBB-Umweltkarte möglich.

��Ausschreibung und Umsetzung einer zielgruppenorientierten Kampagne für die Nutzung des Firmentickets, zum Bei-
spiel im Rahmen des betrieblichen Mobilitätsmanagements. 

��Erstellung eines Informationspakets inklusive eines einwöchigen, kostenlosen Schnuppertickets für neu zugezogene 
Berlinerinnen und Berliner.

Wirkung:
Die Maßnahme ist Teil des Maßnahmenpakets des Szenarios „Umweltverbund“. Die Wirkung für die Teilmaßnahmen Rad-
verkehrsförderung und ÖPNV-Tarifanpassung lässt sich durch den Vergleich der Varianten mit unterschiedlicher Parkraum-
bewirtschaftung ableiten. Daraus ergibt sich eine Minderung der NOx-Emissionen um etwa 1 Prozent oder circa 45 Tonnen 
pro Jahr. Die NO2-Belastung an hochbelasteten Straßen sinkt um etwa 0,4 bis circa 1 Mikrogramm pro Kubikmeter.

79 Siehe zum Beispiel: https://www.vbb.de/fahrpreise/firmenticket 

https://www.vbb.de/fahrpreise/firmenticket
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M 2.3 ÖPNV: Angebotsausweitung
Zeitplan der Realisierung
2019 und 2020

Zuständigkeit
SenUVK 

Minderungspotenzial
Maßnahmenpaket MP 2:
��circa 1 Prozent weniger NO -Emissionenx
��0,4 bis 1 Mikrogramm pro Kubikmeter weniger NO2

Kosten
��keine Angabe, über Verkehrsverträge geregelt

Die Angebotskonzeption des jeweils aktuellen Nahverkehrsplans trifft Vorgaben, wie das insgesamt verfügbare Leistungs-
volumen der einzelnen Verkehrsmittel effektiv, das heißt mit dem größtmöglichen Nutzen für die Fahrgäste, eingesetzt 
werden soll. Erstmalig wurden zusätzliche Leistungen im Dezember 2013 auf Grundlage der vom Abgeordnetenhaus von 
Berlin bewilligten Mittel für Mehrleistungen in der wachsenden Stadt bestellt. Seither sind im Rahmen der Umsetzung des 
Nahverkehrsplans bereits mehrere sogenannte Mehrleistungspakete von der Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und 
Klimaschutz bei der BVG bestellt worden.
Angesichts der seit Jahren wachsenden Fahrgastzahlen sieht der NVP 2019–2023 zahlreiche Maßnahmen zu Kapazitätsstei-
gerung vor. Schwerpunkt ist die Inbetriebnahme neuer U-Bahn-Züge und die Vergrößerung der Busflotte. Hieraus ergeben 
sich Minderungspotenziale für Verkehrsmengen im MIV gegenüber der Trendprognose 2020 und 2025, da für die Trendpro-
gnose der Fahrplan von 2017 verwendet und zum Beispiel für beide Prognosejahre die gleiche Fahrleistung bei den Linien-
bussen angenommen wurde. Die Kapazitätsausweitung ist von großer Bedeutung für Maßnahmen des Luftreinhalteplans, 
mit denen die Verkehrsverlagerung vom MIV auf den Umweltverbund erreicht werden soll. Sie ist darüber hinaus auch 
notwendig für eine Steigerung der Zuverlässigkeit des ÖPNV. Bei der U-Bahn wird sich das Angebot nach Auslieferung und 
Inbetriebnahme der neuen Kleinprofilzüge verbessern. Die Auslieferung der 108 Wagen der Baureihe IK wird in 2019 abge-
schlossen. Es sind nicht die ersten Züge der Baureihe IK. Zwei Zuggarnituren wurden 2015 als Vorserie geliefert. 2017 kamen 
elf Züge, als Sonderbeschaffung finanziert aus Senatsmitteln für die wachsende Stadt. Um die zusätzlichen Fahrzeuge zu 
betreiben, muss ein Zuwachs beim Personal erreicht werden. Voraussetzung für wichtige Mehrleistungen ist zudem die 
Optimierung der vorhandenen Infrastruktur bei U-Bahn, Straßenbahn und Bus, zum Beispiel durch verbesserte ÖPNV-Be-
schleunigung, Lichtsignalanlagen mit höherer Durchlässigkeit (gegebenenfalls mit Prüfung auf die Auswirkung der NO2-
Grenzwerteinhaltung für Abschnitte mit NO2-Jahresmittelwerten im Bereich von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter und  
höher) oder Einrichtung zusätzlicher Endhaltestellen.
Neben einer Ausweitung des Angebots an Fahrten im ÖPNV spielen für die Attraktivität auch gute Umsteigebeziehungen 
eine große Rolle, da sich so Reisezeiten für die Fahrgäste verkürzen lassen. 
Besonders flexibel kann im Busbereich reagiert werden. Hier wurde in den letzten Jahren die Zahl der gefahrenen Kilometer 
deutlich erhöht. Schwerpunkte wurden dabei bei der Ausweitung des Angebots in der Hauptverkehrszeit, der Verdichtung 
auf 10-Minuten-Takte sowie der Ausdehnung dichterer Takte in den Abend- und Wochenendverkehr gelegt. So wurden  
in den vergangenen Jahren beispielsweise die Linien 101, 139, 165/265, 248, 250 und 296 in der Hauptverkehrszeit und 
teilweise auch im gesamten Tagesverkehr an Werktagen auf einen 10-Minuten-Takt verdichtet, auf stark nachgefragten 
Metrolinien wie beispielsweise den Linien M37, M41 und M45 wurden die Taktzeiten weiter verdichtet. Ein weiterer Schwer-
punkt sind die Expressbuslinien, hier wurde das Angebot auf den Linien X33, X34, X49, X54 und X69 ausgebaut, teilweise 
auch unter Einführung neuer Linienäste in bislang nicht mit Expressbussen bedienten Wohngebieten.
Im Straßenbahnbereich konnten beispielsweise auf den Linien M1 und 12 die Taktzeiten verdichtet werden und  mit Umset-
zung eines neuen Linienkonzepts im Raum Köpenick erhielt der Südteil von Mahlsdorf mit der Verlängerung der Linie 63 
erstmals eine Anbindung im 10-Minuten-Takt.

Maßnahmenziel:
��Steigerung des Angebots, um Verkehrsverlagerungen aus dem motorisierten Individualverkehr aufgrund der Parkraum-

bewirtschaftung aufnehmen zu können.
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Umsetzung:
��Ausweitung des 10-Minuten-Taktes auf weitere Buslinien, insbesondere außerhalb des S-Bahn-Ringes.
��Taktverdichtung im Bestandsnetz des Schienenverkehrs.
��Zügige Beschaffung neuer Busse und Bahnen.
��Schaffung der notwendigen Personalressourcen.
��Öffentlichkeitsarbeit zur Inbetriebnahmen neuer Fahrzeugreihen und Abschluss von Auslieferungen.

Wirkung:
Die Maßnahme begleitet die Maßnahmen des Szenarios „Umweltverbund“. Die Angebotsausweitung dient der Aufnahme 
der vom MIV durch verstärkte Parkraumbewirtschaftung verlagerten Fahrten vom MIV auf den Umweltverbund. 
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M 2.4 ÖPNV: Ausbau des Stadt-Umland-Verkehrs
Zeitplan der Realisierung
bis Ende 2020

Zuständigkeit
SenUVK, BVG, VBB 

Minderungspotenzial
Maßnahmenpaket MP 2:
�� circa 1 Prozent weniger NOx-Emissionen
�� 0,4 bis 1 Mikrogramm pro Kubikmeter weniger NO2

Kosten
�� keine Angabe, im Rahmen der Verkehrsverträge

In den vergangenen Jahren ist im Berliner ÖPNV die Nachfrage im Stadt-Umland-Verkehr prozentual am stärksten gestie-
gen, von 2007 bis 2016 um fast 90 Prozent bei den Fahrten zwischen dem Umland und Berlin innerhalb des S-Bahn-Ringes80. 
Besonders die Schienenachsen in die Berliner Innenstadt haben eine erhebliche Nachfragesteigerung zu verzeichnen. Dage-
gen stagniert der ÖPNV-Anteil bei den Verkehren im Nachbarschaftsverkehr zwischen den Umlandkreisen und den äußeren 
Berliner Bezirken.
Im Stadt-Umland-Verkehr werden daher zwei Zielrichtungen verfolgt. Zum einen wird ein durchgreifender Ausbau der Infra-
struktur und des Angebots im SPNV (Regionalzüge und S-Bahn) verfolgt, um der gestiegenen Nachfrage gerecht zu werden 
und zugleich Kapazitäten für die erwarteten weiteren Zuwächse zu haben. Über das Vorhaben „i2030“ verfolgen die beiden 
Länder und die Deutsche Bahn AG als Betreiber der meisten Schienenstrecken zwischen Berlin und Brandenburg einen geziel-
ten Ausbau des Stadt-Umland-Angebots, unter anderem über den Wiederaufbau der Heidekrautbahn und der Potsdamer 
Stammbahn sowie den Ausbau der bestehenden Korridore zwischen Spandau und Nauen sowie der Kremmener und der 
Dresdner Bahn. Bis 2020 sind hieraus jedoch keine nennenswerten Umsetzungen zu erwarten. Jedoch sind auch auf der vor-
handenen Infrastruktur bereits Verbesserungen des Angebots möglich. Bis 2023 ist für Berlin ein schrittweiser Aufwuchs des 
Leistungsvolumens im Regionalzugverkehr um 48 Prozent vorgesehen; analog plant auch Brandenburg eine entsprechende 
Ausweitung. 
Eine zweite Zielrichtung ist der Ausbau des grenzüberschreitenden Busverkehrs. Bislang endet das dichte innerstädtische 
Busangebot meist an der Stadtgrenze, obwohl das zunehmende Wachstum der vergangenen Jahre dafür gesorgt hat, dass 
sich die Bevölkerungsdichte und die räumlichen Strukturen immer mehr über die Stadtgrenze hinweg annähern. Beispiele 
sind die Korridore zwischen Spandau und Falkensee oder zwischen Zehlendorf/Lichterfelde und Kleinmachnow, Stahnsdorf 
und Teltow. Auch in Richtung Bernau, Strausberg und Oranienburg sowie rund um den Flughafen BER wachsen Siedlungs-
strukturen über die Stadtgrenze zusammen. Drei wesentliche Handlungsfelder bestehen für die entsprechend im NVP 2019–
2023 definierten, insgesamt neun Korridore:
�� Analog zum Berliner 10-Minuten-Netz (siehe Maßnahmenblatt 2.3) soll der Anteil der im Tagesverkehr mindestens alle 

10 Minuten verkehrenden Linien über die Stadtgrenze hinweg deutlich gesteigert werden. Dies betrifft die Verkehre 
zwischen Zehlendorf und Kleinmachnow – Stahnsdorf –Teltow sowie zwischen Spandau und Falkensee. 

�� Die im NVP 2019–2023 neu festgelegten Mindeststandards für Stadt-Umland-Verkehre (Tagesverkehr mindestens alle 
20 Minuten) sollen von Ausnahmen abgesehen auf allen Linien im Stadt-Umland-Verkehr umgesetzt werden, möglichst 
auch abends und am Wochenende. Entsprechende Verbesserungen gab es in den vergangenen Jahren beispielsweise 
bereits auf den Linien 638 (Berlin-Spandau – Potsdam), 806 (Berlin-Hermsdorf – Schildow – Mühlenbeck-Mönchmühle) 
und 893 (Berlin-Hohenschönhausen – Lindenberg – Berlin-Buch – Zepernick). 

�� Auf Achsen abseits der Schiene ist zu prüfen, ob mit Expressbussen zu den Berliner S- und U-Bahnhöfen nachfragestar-
ke Korridore weiter ausgebaut werden können (beispielsweise zwischen Hennigsdorf und Spandau, Altlandsberg und 
Hönow oder Großbeeren und Mariendorf).

Für die Umsetzung weiterer Angebotsverbesserungen ist die Zusammenarbeit mit den Umlandkreisen sowie deren anteilige 
Finanzierung erforderlich. Hierfür sind unter Koordination durch den VBB entsprechende Arbeitskreise der Aufgabenträger 
und der Verkehrsunternehmen eingerichtet worden.

Maßnahmenziel:
�� Steigerung des Angebotsvolumens (in Zugkilometern) im Regionalzugverkehr.
�� Umsetzung des 10-Minuten-Taktes auf zwei weiteren Busachsen bis 2020.
�� Einführung weiterer Express-Linien im Stadt-Umland-Verkehr.

80	 Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz Berlin (SenUVK) (Hg.Hrsg.) (2019): Nahverkehrsplan 2019–2023. Online verfügbar unter https://www.berlin.de/
senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/nahverkehrsplan/de/downloads.shtml, zuletzt geprüft am 10. April 2019.

https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/nahverkehrsplan/de/downloads.shtml


214

Umsetzung:
�� Einrichtung gemeinsamer Arbeitsgruppen für die jeweiligen Planungskorridore.
�� Abstimmung geeigneter Angebotskonzepte.
�� Sicherstellung der Finanzierung und der erforderlichen Ressourcen (Fahrzeuge, Personal) sowie gegebenenfalls nötige 

Anpassungen der Infrastruktur (Haltestellen etc.)

Wirkung:
Die Maßnahme ist Teil des Szenarios „Umweltverbund“. Sie dient der Verlagerung von Fahrten im wachsenden Segment des 
Pendlerverkehrs auf den Umweltverbund, sowohl bei den zunehmenden Pendlerbeziehungen aus dem weiteren Umland als 
auch innerhalb der zusammenwachsenden Siedlungs- und Gewerbegebiete beiderseits der Berliner Stadtgrenzen.
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M 2.5 ÖPNV: Fahrgastinformation und Service
Zeitplan der Realisierung
2019

Zuständigkeit
SenUVK, BVG

Minderungspotenzial
Maßnahmenpaket MP 2:
�� circa 1 Prozent weniger NOx-Emissionen
�� 0,4 bis 1 Mikrogramm pro Kubikmeter weniger NO2

Kosten
�� circa 6,4 Millionen Euro, Fördermittel in Höhe von  

3,2 Millionen Euro aus dem Sofortprogramm „Saubere 
Luft 2017–2020“ der Bundesregierung bewilligt

Wie eine Marktstudie81 im Rahmen der Erstellung des Nahverkehrsplans 2018–2023 gezeigt hat, ist eine dynamische Fahr-
gastinformation an allen Haltestellen, Fahrgastinformation in Echtzeit auch in den Fahrzeugen sowie die Verfügbarkeit von 
WLAN in Fahrzeugen und an Haltestellen ein wichtiges Instrument, um Fahrgäste für den ÖPNV zu gewinnen und zu halten. 
Diese Informationen müssen im Regel- und noch mehr im Störungsfall zeitnah und aktuell verfügbar sein, sowohl vor Ort 
als auch digital. Vor allem Neukundinnen und Neukunden sowie Gäste der Stadt sind aufgrund ihrer geringen Kenntnisse 
des Berliner ÖPNV-Systems auch stets auf Basisinformationen angewiesen. Fehlende Fahrgastinformationen sind eine er-
hebliche Hemmschwelle zur Nutzung des ÖPNV. Diese Hemmschwelle sollte so niedrig wie möglich sein. 
Die Digitalisierung der Fahrgastinformation hat hier in den vergangenen Jahren bereits erhebliche Verbesserungen be-
wirkt – sowohl über individuell per Smartphone und Internet abrufbare als auch über die an Bahnhöfen, Haltestellen und 
in den Fahrzeugen angebotenen Informationen. Hier bestehen aber auch noch weitere Potenziale, zum Beispiel für eine 
individualisierte Informationsbereitstellung, die Wegfindung und Navigation im ÖPNV-System einschließlich intermodaler 
Angebote, und Anschlusssicherungen bis hin zur Integration von On-Demand-Angeboten. Gerade zuverlässige Echtzeit-
daten ermöglichen es den Fahrgästen, bei Verspätungen Wartezeiten zu vermeiden und bei spontan auftretenden Störun-
gen alternative Verbindungen oder Verkehrsmittel zu nutzen. 
Als Basis für den weiteren Ausbau der ÖPNV-Beschleunigung sowie eine zuverlässige Echtzeit-Fahrgastinformation und 
Anschlusssicherung sind bei künftigen Fahrzeugbeschaffungen alle Fahrzeuge mit einer Möglichkeit zur exakten meter-
scharfen Standorterfassung auszurüsten.
In der Laufzeit des Nahverkehrsplans 2019–2023 sollen die verschiedenen bereits existierenden oder geplanten Ansätze zur 
Weiterentwicklung der Informationsvermittlung und Wegeführung via Smartphone und App zu einer vollwertigen ÖPNV-
Navigation weiterentwickelt werden. Dabei sind unternehmensübergreifende Lösungen erforderlich, die unter Einbeziehung 
des VBB und der Verkehrsunternehmen zu entwickeln sind. Hierbei sollen die Vorgaben der Open-Data-Strategie berück-
sichtigt werden. Ziel ist, den Fahrgästen damit eine vollständige Navigation „von Tür zu Tür“ unter Nutzung des ÖPNV sowie 
gegebenenfalls weiterer intermodaler, mit dem ÖPNV verknüpfter Angebote zu ermöglichen. 

Maßnahmenziel:
�� Fahrgastinformationen werden über die gesamte Reisekette hinweg konsistent, aktuell und verständlich durch die Ver-

kehrsunternehmen bereitgestellt: vor Antritt und während der Fahrt, beim Umsteigen und nach Fahrtende beziehungs-
weise vor der Rückfahrt.

Umsetzung:
�� Dynamische Fahrgastinformation (DFI) für alle Straßenbahnhaltestellen.
�� Ausstattung von circa 15 Prozent der Bushaltestellen mit DFI.
�� Dynamische Fahrgastinformation, akustisch und visuell, in allen Fahrzeugen.

Wirkung:
Nicht quantifizierbar, Unterstützung der Verlagerung von Pkw-Verkehr zum ÖPNV.

81	 Kantar TNS (2017): Marktstudie zu Präferenzen der ÖPNV-Nutzung in Berlin. Endbericht. München. 
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Maßnahmenpaket 3: Förderung des Fuß- und Radverkehrs

M 3.1 Sichere Radverkehrsanlagen: Verbesserungen im Bestand 
Zeitplan der Realisierung
laufend

Zuständigkeit
SenUVK, Bezirke

Minderungspotenzial
Maßnahmenpaket MP 3:
�� circa 1 Prozent weniger NOx-Emissionen
�� 0,4 bis 1 Mikrogramm pro Kubikmeter weniger NO2

Kosten
�� keine Angaben

Berlins Radwege sollen für Radfahrende sicherer werden: Neben den mittelfristig neu entstehenden Radwegen sollen auch 
bestehende Radwege sicherer werden. Dafür werden diese sichtbarer und mit einem gut erkennbaren Grünton eingefärbt. 
Jede Grünbeschichtung erneuert die Oberfläche bestehender Radwege und macht sie dadurch qualitativ besser. Außerdem 
erhalten die Radwege das bekannte weiße Fahrradsymbol. Zusätzlich wird in den Kreuzungsbereichen der Radfahrstreifen 
rot beschichtet.
Für 2018 und 2019 ist vorgesehen, auf 20 Straßenabschnitten die Radverkehrsanlagen grün zu beschichten. Dazu zählen 
unter anderem die Karl-Marx-Straße in Neukölln sowie die Großbeerenstraße in Kreuzberg. Bei Markierungsarbeiten im 
Bestand wird geprüft, ob mit einfachen planerischen Mitteln auch eine Verbreiterung der Radverkehrsanlage möglich ist. So 
erfolgte etwa in der Werbellinstraße eine Verbreiterung auf 1,90 Meter.
Eine weitere Verbesserung kann durch schützende Trennelemente zwischen den grün markierten Radstreifen und den Spu-
ren für den Kfz-Verkehr erreicht werden. Vorbild für derartig geschützte Radfahrstreifen sind die USA. Dort ist es in vielen 
Städten mit den sogenannten Protected Bike Lanes gelungen, in relativ kurzer Zeit und mit begrenztem Aufwand nachweis-
lich viele Menschen aus allen Alters- und Bevölkerungsschichten aufs Rad zu bringen. Mittlerweile gibt es Varianten der 
geschützten Radfahrstreifen in vielen Städten weltweit. In Berlin wurde der erste geschützte Radstreifen 2018 an der Holz-
marktstraße eingerichtet. Für geschützte Radstreifen sind in Berlin eine Mindestbreite von zwei Metern und eine Sperrflä-
che zwischen Rad- und Autoverkehr mit einer Breite von einem Meter vorgesehen. 

Maßnahmenziel:
�� Einrichtung von 20 Radstreifen mit Grünbeschichtungen und 9 geschützten Radfahrsteifen bis Ende 2020.

Umsetzung:
�� Geschützte Radverkehrsanlagen in 2019: 

Hasenheide (Südseite), Frankfurter Allee (Südseite Niederbarnimstraße – Müggelstraße), Stromstraße (Ostseite Turm-
straße – Perleberger Straße), Amrumer Straße (Westseite), Karl-Marx-Allee (Alexanderplatz – Strausberger Platz), Karl-
Marx-Straße.

�� Grünbeschichtungen in 2019: 
Joachim-Friedrich-Straße (Heilbronner Straße – Kurfürstendamm), Großbeerenstraße, Reinickendorfer Straße (Mitte), 
Karl-Marx-Straße (Ringbahnstraße – Uthmannstraße), Kastanienallee (Schönhauser Allee – Schwedter Straße), Wichert-
straße (Stahlheimer Straße – Prenzlauer Allee), Wisbyer Straße (Prenzlauer Allee – Berliner Straße), Greifswalder Straße 
(Danziger Straße – Prenzlauer Berg), Schloßstraße (Schöneberger Straße – Grunewaldstraße).

Wirkung:
Die Maßnahme trägt zur Verlagerung von Pkw-Verkehr auf den Radverkehr bei. Sie ist notwendig als Beitrag zur Erhöhung 
der Reisegeschwindigkeiten im Radverkehr, die für die Berechnung der verkehrlichen Wirkung des Szenarios zur Förderung 
des Umweltverbundes angesetzt wurde.
Mit der Maßnahme kann die NO2-Konzentration an den Prüfstrecken zusammen mit anderen Maßnahmen zur Förderung 
des Radverkehrs um bis zu 0,5 Mikrogramm pro Kubikmeter reduziert werden. 
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M 3.2 Fuß- und Radverkehr: Sicher über Straßen und Kreuzungen 
Zeitplan der Realisierung
2019 bis 2025

Zuständigkeit
BVG, Wohnungsbaugesellschaften, Bezirke

Minderungspotenzial
Maßnahmenpaket MP 3:
�� circa 1 Prozent weniger NOx-Emissionen
�� 0,4 bis 1 Mikrogramm pro Kubikmeter weniger NO2

Kosten
�� keine Angaben

Für eine Steigerung des Fuß- und Radverkehrs durch einen Umstieg vom MIV müssen die objektive Verkehrssicherheit und 
das subjektive Sicherheitsempfinden weiter verbessert werden. Hierfür müssen die Wege in einem sicheren und guten Zu-
stand sein und Unfallursachen behoben werden.
Planung und Bau neuer Infrastrukturanlagen übersteigen in der Regel den Zeithorizont der Maßnahmen des Luftreinhalte-
plans, da für die Verbesserung der Luftqualität Effekte schnellstmöglich erzielt werden müssen. Für die Attraktivität ist je-
doch die Qualität der vorhandenen Infrastruktur ebenfalls von hoher Bedeutung. Hier können viele kleine Maßnahmen ei-
nen wichtigen Beitrag leisten, indem Gefahrenstellen entschärft und schlecht befahrbare, kurze Streckenabschnitte 
verbessert werden. Derartige Verbesserungen der Infrastruktur können zu der im Szenario „Förderung des Umweltverbun-
des“ angenommenen Beschleunigung des Radverkehrs beitragen. 
Auch für die Verbesserung der Verkehrssicherheit des Fuß- und Radverkehrs wurden bereits zahlreiche Maßnahmen einge-
leitet. Sie werden kontinuierlich umgesetzt, überprüft und weiterentwickelt.
Für den Luftreinhalteplan wurden daraus die folgenden Maßnahmen ausgewählt, die schnell umsetzbar sind, sichtbare Er-
folge zeigen oder auch auf aktuellen Förderprogrammen aufbauen, die bisher im Verkehrssicherheitsprogramm nicht be-
rücksichtigt werden konnten.
�� Fortsetzung des Programms Fußgängerüberwege (StEP MoVe I 9)

Mit kleinen baulichen Maßnahmen wie Zebrastreifen, Mittelinseln und Gehwegvorstreckungen kann das Überqueren 
von Straßen für Fußgängerinnen und Fußgänger stark erleichtert und sicherer gemacht werden. Im Rahmen des Pro-
gramms für Fußgängerüberwege wurden seit 2010 insgesamt 320 Querungshilfen, davon 69 Prozent „Zebrastreifen“, 
gebaut. Dieses Programm wird fortgesetzt, wobei dabei neben der Entschärfung von Unfallschwerpunkten die Erreich-
barkeit von ÖPNV-Haltestellen besonders berücksichtigt werden soll. Damit kann die Erreichbarkeit des ÖPNV verbes-
sert und die Wegekette Fußweg – ÖPNV sicherer und im Einzelfall auch schneller gemacht werden.

�� Kampagne zur Einführung von Abbiegeassistenten 
Im Jahr 2018 starben im Berliner Straßenverkehr insgesamt 45 Menschen, davon 11 Radfahrer und 19 Fußgänger. Zu 
den wichtigsten Ursachen zählen Abbiegefehler, besonders, wenn Lkw-Fahrer beim Rechtsabbiegen Radfahrende oder 
Fußgänger übersehen. Diese Unfälle wären zum großen Teil vermeidbar, wenn Lkw mit Abbiegeassistenten ausgerüstet 
wären. Die EU sieht jedoch nach derzeitigem Stand erst ab 2024 einen verpflichtenden Einbau vor. Um schneller eine 
Ausrüstung von Lkw zu erreichen, wurde vom BMVI im Januar 2019 ein Förderprogramm gestartet. Begleitend zu die-
sem Förderprogramm wurden Empfehlungen zu technischen Anforderungen an Abbiegeassistenzsysteme erarbeitet: 
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/aktion-abbiegeassistent-verkehrsblatt.pdf?__blob=publicationFile
Ziel des Luftreinhalteplans ist es, für Abbiegeassistenten zu werben und den landeseigenen Lkw-Fuhrpark bis Ende 2019 
mit Abbiegeassistenten auszurüsten.

Maßnahmenziel:
�� Realisierung der Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms für Berlin: 30 Prozent weniger Getötete und Schwerverletzte 

bis 2020 gegenüber 2011.

Umsetzung:
�� Einrichtung von je 40 weiteren Querungshilfen für Fußgänger 2019 und 2020.
�� Ausrüstung der kommunalen Lkw und Busse mit Abbiegeassistenten.
�� Aufnahme von Abbiegeassistenten in die Anforderungen bei der Beschaffung von landeseigenen Fahrzeugen und bei 

der Vergabe von Transport-Dienstleistungen (vielleicht in der VwVBU).

Wirkung:
Mit der Maßnahme kann die NO2-Konzentration an den Prüfstrecken zusammen mit anderen Maßnahmen zur Förderung 
des Radverkehrs um bis zu 0,5 Mikrogramm pro Kubikmeter reduziert werden.

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/aktion-abbiegeassistent-verkehrsblatt.pdf?__blob=publicationFile
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M 3.3 Radverkehr: Ausbau von Fahrradabstellanlagen 
Zeitplan der Realisierung
laufend

Zuständigkeit
SenUVK

Minderungspotenzial
Maßnahmenpaket MP 3:
�� circa 1 Prozent weniger NOx-Emissionen
�� 0,4 bis 1 Mikrogramm pro Kubikmeter weniger NO2

Kosten
�� keine Angaben

Leicht zugängliche, sichere und wettergeschützte Abstellmöglichkeiten am Wohnort und am Fahrtziel gehören zu einem 
attraktiven Radverkehrssystem und erhöhen die Bereitschaft, das Rad für Alltagswege zu nutzen. Sichere Abstellmöglich-
keiten, die einen wirksamen Schutz vor Diebstahl und Vandalismus bieten, sind Voraussetzung für die Nutzung hochwerti-
ger Fahrräder. 
Der Bau von Fahrradabstellanlagen wird daher fortgesetzt. Langfristig ist der Bau von Sammelschließanlagen, Abstellboxen 
sowie Fahrradparkhäusern und gegebenenfalls Servicestation geplant. Für gesicherte Fahrradabstellanlagen soll ein stadt-
weit vernetztes Angebot vorgehalten werden.
Die Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz stellt seit 2017 den Bezirken für den Bau von öffentlich zugäng-
lichen Fahrradabstellanlagen finanzielle Mittel aus dem Fahrradbügel-Programm zur Verfügung. Finanziert werden aus 
dem Fahrradbügel-Programm einfache und überdachte Anlehnbügel sowie überdachte Doppelstockparker. Mit dem Ziel, die 
Verkehrssicherheit zu verbessern und den Fußverkehr zu fördern, wird der Bau von Fahrradabstellanlagen insbesondere auf 
Flächen im Berliner Straßennetz unterstützt. Das Fahrradbügel-Programm ist ein geeignetes Instrument, den Bau von Fahr-
radabstellanlagen in den Bezirken zu fördern und wird bis 2025 weitergeführt.
Für den Bau der Fahrradabstellplätze sind die Baulastträger – das sind in der Regel die jeweiligen Straßen- und Grünflächen-
ämter der Bezirke – zuständig. Damit bezirksübergreifend der Betrieb und Unterhalt der Fahrradparkhäuser und gegebenen-
falls der Servicestationen organisiert und für gesicherte Fahrradabstellanlagen stadtweit ein einheitliches Buchungs- und 
Zugangssystem eingeführt werden kann, ist die Zuständigkeit für Fahrradparkhäuser und gegebenenfalls Servicestationen 
sowie für gesicherte Fahrradabstellanlagen an die für Verkehr zuständige Senatsverwaltung zu übertragen. 

Maßnahmenziel:
�� Errichtung von 15.000 Fahrradstellplätzen an den Stationen und Haltestellen des ÖPNV sowie weitere 15.000 Fahrrad-

stellplätze im öffentlichen Raum, insbesondere an sozialen und kulturellen Einrichtungen, an Schulen und Einzelhan-
delseinrichtungen und auf Flächen im Berliner Straßennetz bis Ende 2020.

�� Bedarfsgerechter Bau beziehungsweise Ausbau von frei zugänglichen und gesicherten Fahrradabstellanlagen bis 2025.

Umsetzung:
�� Weiterführung des Fahrradbügelprogramms für die Bezirke zur Schaffung von Fahrradabstellanlagen bis 2025.
�� Übertragung der Zuständigkeit für gesicherte Fahrradabstellanlagen, Fahrradparkhäuser und gegebenenfalls Stationen 

von den Bezirken auf die für Verkehr zuständige Senatsverwaltung durch Änderung des Allgemeinen Zuständigkeits-
katalogs des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes Berlin (ZustKat AZG).

�� Aktualisierung der Berliner Bauordnung bezüglich der Anforderungen an die Errichtung von Fahrradstellplätzen.
�� Durchführung von Standort- und Potenzialanalysen an S+U-Bahnhöfen und darauf aufbauende Flächensicherung und 

Planungen bis Ende 2020.

Wirkung:
Mit der Maßnahme kann die NO2-Konzentration an den Prüfstrecken zusammen mit anderen Maßnahmen zur Förderung 
des Radverkehrs um bis zu 0,5 Mikrogramm pro Kubikmeter reduziert werden.
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M 3.4 Digitaler Radatlas 
Zeitplan der Realisierung
laufend

Zuständigkeit
SenUVK, Bezrike, VBB, VLB

Minderungspotenzial
�� unterstützende Wirkung

Kosten
�� 800.000 Euro
�� Förderung über Förderprogramm „Digitalisierung kom-

munaler Verkehrssysteme“ beantragt

Derzeit existieren für Berlin einzelne Fahrradwegekarten, die in unterschiedlichen Dateiformaten vom FIS-Broker beziehbar 
sind. Zudem ist ein Web Feature Service über Radverkehrsanlagen verfügbar. Diese Daten sollen für ein aktuelles, berlin-
weites Netz mit allen für ein Routing nötigen Informationen nutzbar gemacht werden. Touristen und Einheimische sollen 
mit den auf dieser Datenbasis aufbauenden Apps zum Fahrradfahren animiert werden. Es bietet, vor allem auf unbekannten 
Wegen, ein sicheres Einordnen in Kreuzungsbereichen. Integriert werden sollen ebenfalls Informationen über den Straßen-
belag (Kopfsteinpflaster/Asphalt) der vorgeschlagenen Strecken, um so den Fahrkomfort durch die Auswahl bevorzugten 
Routen zu erhöhen. Zudem sollen Verknüpfungspunkte zu anderen Verkehrsmitteln, insbesondere dem ÖPNV, der Bahn und 
dem bereits vorhandenen digitalen Fußgängernetz berücksichtigt werden. Darüber hinaus soll Punkte für die Freizeit und 
Erholungsmöglichkeiten wie Parks dargestellt werden.

Maßnahmenziel:
�� Bereitstellung eines routingfähigen Radwegenetzes für Berlin.

Umsetzung:
�� Definition der datentechnischen und systemtechnischen Anforderungen an die Bereitstellung eines digitalen, routing-

fähigen Radwegenetzes für Gesamtberlin und Entwicklung des Gesamtkonzepts.
�� Erfassung der notwendigen Daten zur Bereitstellung eines digitalen, routingfähigen Radwegenetzes für Gesamtberlin.
�� Datenbereitstellung und Verwertung in Form der Unterstützung einer App-Entwicklung, gegebenenfalls in Zusammen-

arbeit mit dem VBB.
�� Kommunikationsmaßnahmen zur Bekanntmachung der App.

Wirkung: 
Bei dieser Maßnahme handelt es sich um eine Begleitmaßnahme zur Erhöhung der Attraktivität der Fahrradnutzung.
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M 3.5 Förderprogramm Lastenräder 
Zeitplan der Realisierung
laufend

Zuständigkeit
SenUVK

Minderungspotenzial
�� NOx-Emissionsminderung circa 1 Tonne pro Jahr

Kosten
�� 500.000 Euro für 2019

Lastenräder sind umweltfreundliche Transportmittel und eröffnen neue Potenziale für den Umstieg vom Kfz auf den Rad-
verkehr. Denn gerade für den Transport von größerem Gepäck, mehreren Kindern oder den Transport kleinerer Lasten wie 
im Lieferverkehr galten Kfz lange als einzige Option. Mit Elektrounterstützung sind mit Lastenrädern sogar weite Strecken 
und der Transport schwerer Lasten möglich. Damit der Kauf noch attraktiver wird und mehr Berlinerinnen und Berliner auf 
diese umweltfreundlichen, leisen und platzsparenden Gefährte umsteigen, hat der Berliner Senat ein Förderprogramm zum 
Kauf neuer Lastenräder aufgelegt. Das Volumen: 200.000 Euro im Jahr 2018 und 500.000 Euro im Jahr 2019. Im Jahr 2018 
konnten mit den verfügbaren Mittel bei Weitem nicht alle etwa 1.950 Anträge bedient werden. Für das Jahr 2019 wird zur-
zeit noch der Prozess abgestimmt.
Im Fokus der neuen Förderperiode wird die gewerbliche Nutzung von Lastenrädern stehen, um die Zahl von leichten Nutz-
fahrzeugen zu reduzieren. Die Förderung von Lastenrädern ist damit eng verbunden mit der Maßnahme M 5.5, mit der  
Mikro-Depots für den Lieferverkehr erprobt werden.

Maßnahmenziel:
�� Reduzierung des Anstiegs der Zahl von leichten Nutzfahrzeugen im Straßenverkehr.

Umsetzung:
�� Weiterführung des Förderprogramms für Lastenfahrräder.
�� Evaluierung der Auswirkungen von Lastenrädern auf den Kfz- und Radverkehr sowohl im fließenden als auch im ruhen-

den Verkehr.

Wirkung:
Eine erste Abschätzung zur Emissionsminderung ergibt unter der Annahme, dass ein kommerziell im Lieferverkehr genutz-
tes Lastenrad im Jahr für 1.200 Kilometer (40 Kilometer pro Tag, 300 Einsatztage) anstelle eines leichten Nutzfahrzeuges 
eingesetzt werden kann, eine NOx-Minderung von 8 Kilogramm pro Jahr und Rad. Mit dem Förderprogramm können im Jahr 
2019 circa 100 bis 200 Lastenfahrräder gefördert werden. Damit ergibt sich ein NOx-Emissionsminderungspotenzial von 
circa 1 Tonne pro Jahr. 
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Maßnahmenpaket 4: Parkraumbewirtschaftung

M 4.1 Flächendeckende Parkraumbewirtschaftung innerhalb des S-Bahn-Ringes 
Zeitplan der Realisierung
�� 75 Prozent bis Ende 2020
�� 100 Prozent bis Ende 2023

Zuständigkeit
SenUVK, Bezirke

Minderungspotenzial
�� im Mittel 1,3 Mikrogramm pro Kubikmeter NO2 bis Ende 

2020
�� Grenzwerteinhaltung für 33 kritische Abschnitte

Kosten
�� circa 45 bis 50 Millionen Euro (2019 bis 2021)
�� Einnahmen unberücksichtigt

Wie die Szenarien in Kapitel 7.1.2 gezeigt haben, kann mit einer Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung und höheren 
Parkgebühren eine Reduzierung der Luftbelastung erreicht werden. So wird einerseits der Kfz-Zielverkehr innerhalb des  
S-Bahn-Ringes gemindert und auf den Umweltverbund verlagert, andererseits führt die sinkende Parkplatzauslastung zu 
einer Abnahme des „Parkdrucks“ und damit zu einer deutlichen Reduzierung des Parksuchverkehrs. Insbesondere beim 
Modal Split des Wegezwecks Arbeit kann ein Modal Shift auf umweltfreundliche Verkehrsmittel erreicht werden.
Die Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs dient nicht nur der Verbesserung der Luftqualität, sondern hat auch 
positive Folgen für den Klimaschutz, die Verkehrssicherheit oder den Lärmschutz. Zudem gestaltet sich durch die Reduzie-
rung des MIV die Abwicklung des Wirtschaftsverkehrs effizienter. Darüber hinaus wird das gefährliche Zweite-Reihe-Parken 
durch den abnehmenden Parkdruck gemindert. Eine Parkraumbewirtschaftung nützt somit nicht nur der Umwelt und der 
Verkehrssicherheit, sondern auch den Bewohnern, aber auch den Kunden, Besuchern und Lieferanten. Die Ausweitung der 
Parkraumbewirtschaftung ist daher eine wichtige Maßnahme einer nachhaltigen Verkehrspolitik und integrierter Bestand-
teil der Berliner Verkehrsplanung. Bereits im ersten Stadtentwicklungsplan Verkehr aus dem Jahr 2003 wurde die Parkraum-
bewirtschaftung als adäquates Mittel angesehen, den Pkw-(Berufspendler-)Zielverkehr zu reduzieren. Seitdem wird die 
Parkraumbewirtschaftung regelmäßig in den unterschiedlichen Berliner Planwerken als eine der wirksamsten Maßnahmen 
zur Erreichung der vorgenannten verkehrspolitischen Zwecke eingestuft und die Ausweitung empfohlen. In der Koalitions-
vereinbarung der rot-rot-grünen Berliner Koalitionsregierung wurde daher eine schrittweise Ausweitung der Parkraumbe-
wirtschaftung vereinbart, mit dem Ziel einer Flächendeckung innerhalb des S-Bahn-Ringes („Großer Hundekopf“).
Im Land Berlin sind die Bezirke für Planung, Betrieb und Überwachung der Parkraumbewirtschaftung zuständig. Da es sich 
bei der Einführung der Parkraumbewirtschaftung um einen komplexen Prozess handelt, der hohe finanzielle und personelle 
Aufwendungen sowie Fachwissen erfordert, ist die Umsetzung bisher nicht im gewünschten Tempo vorangegangen (unter 
anderem Sparpausen zur Selbstfinanzierung). Gleichwohl muss, um den Zielen der Luftreinhalteplanung Rechnung zu tragen, 
die Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung beschleunigt beziehungsweise vorgezogen werden. Dies kann jedoch nicht ohne 
eine Unterstützung der Bezirke bei der Planung und Ausweisung neuer Bewirtschaftungszonen geschehen. Derzeit sind in den 
Bezirken Charlottenburg-Wilmersdorf, Friedrichshain-Kreuzberg, Mitte, Pankow, Spandau und Tempelhof-Schöneberg Park-
raumbewirtschaftungszonen eingerichtet. Innerhalb des Berliner S-Bahn-Ringes wird damit eine Flächendeckung von circa  
35 Prozent erreicht. Gleichzeitig beabsichtigen im „Großen Hundekopf“ die Bezirke Friedrichshain-Kreuzberg, Mitte, Tempel-
hof-Schöneberg und Neukölln die Anordnung neuer Parkraumbewirtschaftungszonen (siehe Karte unten). Ohne Unterstüt-
zung der Hauptverwaltung ist hierbei bis Ende 2020 mit einer Flächendeckung von rund 50 Prozent zu rechnen.
Die Anreizwirkung der Parkraumbewirtschaftung für einen Umstieg vom MIV auf den Umweltverbund hängt nicht nur von 
der Ausdehnung der bewirtschafteten Fläche, sondern auch von der Höhe der Parkgebühren ab. Die Parkgebühren für die 
Parkraumbewirtschaftung in Berlin sind auf der Grundlage des § 6a Abs. 6 Straßenverkehrsgesetz in der Berliner Parkge-
bühren-Ordnung geregelt. Die Gebührensätze liegen zwischen 1,00 und 3,00 Euro pro Stunde. Sie wurden zuletzt 2004 
durch das Hinzufügen einer dritten Gebührenstufe (3,00 Euro pro Stunde) erhöht und seitdem trotz allgemein steigender 
Preise nicht mehr angepasst. Im europäischen Vergleich mit anderen Hauptstädten sind die Gebühren im Berliner Innen-
stadtbereich relativ niedrig. So liegen die Gebühren für das Kurzzeitparken in Kopenhagen, Amsterdam und Stockholm 
zwischen 4,70 und 5,29 Euro pro Stunde. 

Maßnahmenziel:
�� 75 Prozent Bewirtschaftung im inneren S-Bahn-Ring bis Ende 2020 

Fokus auf die bereits aktiven Bezirke Friedrichshain-Kreuzberg, Mitte, Neukölln und Tempelhof-Schöneberg. 
�� 	100 Prozent Bewirtschaftung im inneren S-Bahn-Ring bis Ende 2023 

Einbeziehung der Bezirke Charlottenburg-Wilmersdorf, Pankow und Treptow-Köpenick.
�� Optionale Erweiterung auf Flächen außerhalb des „Großen Hundekopfs“.
�� Erhöhung der Parkgebühren: für Preisstufe 1 von 0,25 auf 0,50 Euro, für Preisstufe 2 von 0,50 auf 0,75 Euro und für 

Preisstufe 3 von 0,75 auf 1,00 Euro pro Viertelstunde. 
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Abbildung A 1: Parkraum- 
bewirtschaftung im inneren  
S-Bahn-Ring und angrenzenden 
Gebieten

Umsetzung: 
Planung, Umsetzung und Überwachung von Bewirtschaftungszonen sind in Berlin Aufgaben der Bezirke und erfolgen auf 
der Grundlage des Straßenverkehrsrechts (§ 45 StVO). Im Dialog mit den Bezirken zeigte sich, dass bisweilen Mittel für Vor-
studien fehlen und die Beschaffung einer großen Zahl von Parkscheinautomaten Liquiditätsprobleme aufwirft. Nach Einfüh-
rung neuer Parkraumbewirtschaftungszonen müssen deshalb zu Beginn „Sparpausen“ eingelegt werden, was zu mehrjäh-
rigen Zeitverzögerungen in der Umsetzung führt. Darüber hinaus mangelt es an Personal zur Koordinierung des komplexen 
Prozesses.
Durch eine finanzielle Unterstützung können die genannten „Sparpausen“ eliminiert und beabsichtigte Planungen zeitlich 
vorgezogen werden. Weiterhin soll die Koordination der Parkraumbewirtschaftung durch die Schaffung einer zusätzlichen 
Planungs- und Koordinationsstelle in den Bezirken gestützt werden. Die Aufgabe einer zeitnah einzurichtenden Planungs- 
und Koordinierungsstelle bei der Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz wird es auch sein, im Interesse der 
Wirtschaft die Anwendungspraxis zur Erteilung von mehr als einer Betriebsvignette für weitere Betriebsfahrzeuge eines 
Unternehmens zu vereinheitlichen.
(1)	 Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz/Senatsverwaltung für Finanzen

Im Hinblick auf den gesetzten zeitlichen Rahmen liegt der Fokus vorab auf den Bezirken, die bereits die Einführung einer 
Parkraumbewirtschaftung im inneren S-Bahn-Ring planen. Sie sollen vom Land finanziell unterstützt werden. Die 
schnelle und unkomplizierte Mittelbereitstellung ist zweckgebunden ab Juni 2019 erforderlich. Der Bedarf der Bezirke 
an zusätzlichen Landesmitteln für den Zeitraum 2019 bis Ende 2020 wurde wie folgt eingeschätzt:
�� Sachkosten (Machbarkeitsstudien, Verkehrszeichenpläne) 	 1,8 Millionen Euro
�� Investitionskosten (Parkscheinautomaten) 	 21,5 Millionen Euro
�� Personalkosten	 2,1 Millionen Euro	
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zz 1 Koordinierungsstelle Parkraumbewirtschaftung bei  
SenUVK (unter anderem Mittelverteilung),

zz 1 Verkehrsplaner oder Verkehrsplanerin beziehungsweise Mobilitätsmanagerin oder -manager pro Bezirk,
zz in den Bürgerämtern (Vignettenvergabe).

Der zusätzliche Bedarf im Rahmen des Luftreinhalteplans ist zu sichern. Es handelt sich um eine auf Durchschnittswer-
ten basierende Modellrechnung, die gegebenenfalls anzupassen ist. Die Hauptverwaltung übernimmt neben der Koor-
dinierung der Mittelvergabe auch die Erfassung und Evaluierung der Maßnahme. 

(2)	 Senatsverwaltung für Inneres und Sport und nachgelagerte Behörden
Von der Ausdehnung der Bewirtschaftungsflächen sind des Weiteren die Bußgeldstelle und das Landesamt für Bürger- 
und Ordnungsangelegenheiten (Anwohnervignetten) betroffen. Damit diese die notwendigen Kapazitäten für den zu-
sätzlichen Bedarf bereitstellen können, wurde für den Zeitraum 2019 bis Ende 2020 ein zusätzlich notwendiges Budget 
identifiziert:
�� Sachkosten 	 13,5 Millionen Euro
�� Investitionskosten (MDE-Geräte, mobile Datenerfassung) 	 2,1 Millionen Euro
�� Personalkosten 	 5,5 Millionen Euro

Die zusätzlich notwendigen Mittel sind von der Senatsverwaltung für Inneres und Sport zu beantragen und vom Land 
sicherzustellen. Auch hier handelt es sich um eine auf Durchschnittswerten basierende Modellrechnung, die gegebenen-
falls anzupassen ist.

Mit Bereitstellung der vorgenannten Mittel werden die Bezirke in die Lage versetzt, die laufenden Verfahren zur Implemen-
tierung neuer Bewirtschaftungszonen zügig fortzusetzen und entsprechende neue Verfahren ohne Verzögerung auf dersel-
ben Rechtsgrundlage zu beginnen. Die Durchführung der Verfahren durch die Bezirke erfolgt in folgenden Schritten: 
(a)	 Zunächst wird eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben. Sie prüft die rechtlichen Voraussetzungen des § 45 Abs. 1 

Satz 1 StVO zur Anordnung der Parkraumbewirtschaftungszone (Parkdruck und Nutzerkonkurrenz) sowie deren Wirt-
schaftlichkeit. 

(b)	 Sind die Voraussetzungen erfüllt, kann die Parkraumbewirtschaftung durch Bezirksverordnetenversammlung und Be-
zirksamt beschlossen und die Öffentlichkeit beteiligt werden. 

(c)	 Um die Parkraumbewirtschaftung umzusetzen, sind Verkehrszeichenpläne zu erstellen, Parkscheinautomaten zu be-
schaffen und aufzustellen sowie die notwendigen Kapazitäten in den Bürger- und Ordnungsämtern zur Vergabe von 
Anwohnervignetten und Ausnahmegenehmigungen vorzuhalten. 

(d)	 Ebenso muss die Überwachung der Parkraumbewirtschaftungszone durch zusätzliches Personal gewährleistet werden.
Für den Fall, dass Initiierung oder Durchführung dieser Verfahren auf Grundlage der straßenverkehrsrechtlichen Ermächti-
gung nach § 45 StVO trotz der vorgesehenen finanziellen Unterstützung nicht erfolgversprechend ist, oder man auf Schwie-
rigkeiten bei der Realisierung stößt – sei es auf der Ebene der Voraussetzungen des § 45 StVO oder auf der Ebene der Ermes-
sensausübung –, kann die Implementierung der Maßnahme im Einzelfall nachrangig auch auf Grundlage von § 40 Abs. 1 
BImSchG erfolgen.
Eine Anpassung der Parkgebühren ist über eine Änderung der Berliner Parkgebührenordnung möglich. 

Wirkung:
Die Ergebnisse der Modellierung zweier Szenarien zur Förderung des Umweltverbundes in Kapitel 7.1.2 haben gezeigt, dass 
mit einer Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung auf den gesamten „Großen Hundekopf“ (100 Prozent) und einer Anhe-
bung der Gebühren auf 3,00 Euro pro Stunde die Stickoxidemissionen im Mittel um gut 6 Prozent reduziert werden können. 
Damit kann im Mittel eine Minderung der NO2-Belastungen an hoch belasteten Hauptverkehrsstraßen Mittel um 2,3 Mikro-
gramm pro Kubikmeter erreicht werden. Bei einer Ausweitung der bewirtschafteten Zonen auf 75 Prozent der geeigneten 
Flächen reduziert sich das Minderungspotenzial im Mittel auf circa 1,3 Mikrogramm pro Kubikmeter mit einer maximalen 
Minderung an einzelnen Straßenabschnitten von bis zu 2,7 Mikrogramm pro Kubikmeter. Damit lässt sich die Zahl der Stra-
ßenabschnitte mit NO2-Grenzwertüberschreitungen an 33 von 117 kritischen Abschnitte reduzieren (siehe Kapitel 8.2.9).
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Maßnahmenpaket 5: Mobilitätsmanagement und Logistik

M 5.1 Mobilitäts-Stationen (Mobi-Hubs)
Zeitplan der Realisierung
2019 bis 2025

Zuständigkeit
BVG, Wohnungsbaugesellschaften, Bezirke, SenUVK

Minderungspotenzial
�� keine Angaben

Kosten
�� circa 5,6 Millionen Euro

Das Mobilitätsverhalten zeigt eine wachsende Flexibilität der Menschen bei der Wahl des Verkehrsmittels. Dies gilt insbe-
sondere für jüngere Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer. Mit der Einrichtung von Mobilitätsstationen kann dieser 
Trend zur anlassbezogenen Wahl des Verkehrsmittels und zu intermodalen Wegeketten unterstützt werden. Mit Mobilitäts-
stationen kann der öffentliche Personennahverkehr mit neuen individuellen und flexiblen Mobilitätsangeboten optimal 
verknüpft werden. An Knotenpunkten des ÖPNV finden Fahrgäste künftig neben Fahrradabstellanlagen eine Auswahl von 
verschiedenen Sharing-Fahrzeugen – vom Auto über Fahrräder bis hin zum Roller. Je nach Lage und baulichen Möglichkei-
ten können außerdem zusätzliche Serviceangebote wie Toiletten, Kioske oder Paketstationen entstehen.

Maßnahmenziel:
�� Einrichtung von ersten Mobilitätsstationen bis Ende 2020 als Pilotprojekt.

Umsetzung:
�� Die Einrichtung von Mobilitätsstationen kann durch die Berliner Verkehrsbetriebe erfolgen. Dabei handelt es sich um ein 

Pilotprojekt, mit dem erste Erkenntnisse gesammelt werden sollen.
�� An der Gitschiner Straße in Kreuzberg, in unmittelbarer Nähe des U-Bahnhofs Prinzenstraße, läuft bereits der Bau des 

ersten Hubs in Kooperation mit der Gewobag. Die Fläche stellt als Partner die landeseigene Wohnungsgesellschaft Ge-
wobag zur Verfügung und bietet damit ihren Mieterinnen und Mietern zusätzliche Mobilitätsmöglichkeiten in ihren 
Quartieren an. Auch die beiden nächsten Hubs entstehen auf Gewobag-Flächen am U-Bahnhof Jakob-Kaiser-Platz sowie 
am Straßenbahnknoten Landsberger Allee/Petersburger Straße. Für den weiteren Ausbau laufen bereits intensive Ge-
spräche mit mehreren Berliner Bezirken.

�� Die Einrichtung von Mobilitätsstationen ist als Maßnahme 26 im Masterplan Berlin enthalten. Eine Förderung wurde 
beim BMVI im Rahmen der „Förderrichtlinie Digitalisierung kommunaler Verkehrssysteme“ beantragt. Ein Entscheid 
liegt noch nicht vor. 

�� Mobilitätsstationen können auch Bestandteil von Mobilitätskonzepten in neuen Wohnbaugebieten sein. Dazu bedarf es 
intelligenter und vernetzter Lösungen für Personen-, Liefer- und Entsorgungsverkehr. Solche Ansätze werden unter 
anderem in Spandau mit dem Projekt „Move Urban“ verfolgt. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
hat für „Move Urban“ Fördermittel bewilligt. Projektpartner sind das Institut für Verkehrsforschung des Deutschen 
Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR), die TU Berlin und das Institut für Klima, Energie und Mobilität (IKEM) unter 
Projektleitung der Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz (SenUVK).

Wirkung:
Mobilitätsstationen erleichtern die Nutzung der Verkehrsmittel des Umweltverbundes für längere Strecken in Form von 
Wegeketten. Zusätzliche Angebote (zum Beispiel Paketstation, Toiletten) dienen auch dazu, Wege abzukürzen oder zu ver-
meiden. Um die Wirkung von Mobilitätsstationen auf das Mobilitätsverhalten zu evaluieren, werden Begleitstudien in Auf-
trag gegeben. Diese sollen auch Empfehlungen für den weiteren Ausbau des Konzepts erarbeiten.
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M 5.2 Digitale Mobilitätsplattform
Zeitplan der Realisierung
2019 bis 2022

Zuständigkeit
SenUVK, VBB, BVG

Minderungspotenzial
�� nicht quantifiziert

Kosten
�� keine Angaben

Aktuell wird in Absprache mit dem VBB und der BVG die Entwicklung einer berlinweiten, intermodalen Mobilitätsplattform 
angestrebt, die dem Nutzer einen Überblick über alle vorhandenen Mobilitätsmöglichkeiten verschafft und die ressourcen-
schonenden Alternativen zur Automobilität aufzeigen soll. Dabei werden Angebote des ÖPNV sowie von Car-Sharing-Anbie-
tern mit aufgenommen, aber auch die Möglichkeiten des Fuß- und Fahrradverkehrs als zentrale Elemente der Mobilität mit 
einbezogen. Die Nutzung der zusätzlichen Möglichkeiten der intermodalen Mobilitätsplanung sollen durch ein integriertes 
Buchungs- und Bezahlsystem unterstützt werden. So soll das für den einzelnen Nutzer schnellste, günstigste und umwelt-
freundlichste Mobilitätsangebot zur Verfügung gestellt werden.
Diese Entwicklung verfolgt über die intermodale Planung hinaus zusätzlich auch noch das Ziel, alle verkehrsrelevanten 
Daten (zukünftig erhobene Car2X-Daten werden bereits mitgedacht) auf einer Plattform zu sammeln und nach dem Open- 
Data-Prinzip kostenlos zur Verfügung zu stellen. Vorteile einer solchen gemeinsam genutzten Datengrundlage sind die 
Nutzung von Synergien sowie die Vermeidung von Doppelarbeiten und damit einhergehenden Kosteneinsparungen bei VBB, 
BVG und SenUVK. 
Die Anbieter der berlinweiten intermodalen Mobilitätsplattform (BVG, VBB, VIZ Verkehrsinformationszentrale – als Teil der 
SenUVK) bleiben weiterhin wie bisher bestehen, lediglich das technische Hintergrundsystem wird zusammengelegt. Die 
Geschäftsstrukturen sowie deren jeweilige Außendarstellung der beteiligten Parteien über die Internetseiten und Apps blei-
ben erhalten.
„Jelbi“ ist ein Pilotversuch, bei dem die BVG schon einmal mit einem F+E-Projekt gestartet ist, um erste Erkenntnisse zu 
Kundennutzen und Akzeptanz zu gewinnen, die dann in den weiteren Abstimmungsprozess mit dem VBB einfließen können.

Maßnahmenziel:
�� Start des F+E-Projekts „Jelbi“ im Sommer 2019.
�� Start des Hintergrundsystems Mitte 2020.

Umsetzung:
�� Aktuell befinden sich die SenUVK, der VBB und die BVG in Abstimmungsprozessen über die Zusammenlegung der aktu-

ell von jedem einzeln betriebenen Plattformen zu einer gemeinsamen. Im Hintergrund wird dafür ein Transportdaten-
Hub angestrebt, auf dem alle verkehrsrelevanten Daten gesammelt werden und auf den alle drei Parteien zugreifen 
können. So können die drei Verkehrsanbieter für den Kunden unverändert bestehen bleiben, bei gleichzeitiger Optimie-
rung der Hintergrundprozesse. 

Wirkung:
Die digitale Mobilitätsplattform erleichtert die Nutzung der Verkehrsmittel des Umweltverbundes für längere Strecken in 
Form von Wegeketten. Sie unterstützt damit die Wirkung der Maßnahmen zur Förderung des ÖPNV und des Radverkehrs. 
Eine erste Beurteilung der Wirkungen ist Teil der geplanten Begleitstudie.
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M 5.3 Betriebliches Mobilitätsmanagement in der Berliner Verwaltung
Zeitplan der Realisierung
laufend

Zuständigkeit
SenUVK als Initiator 

Minderungspotenzial
�� nicht quantifiziert

Kosten
�� circa 200.000 Euro

In Senatsverwaltungen, ihren nachgeordneten Behörden sowie in den Bezirken arbeiten zurzeit etwa 121.500 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. Die öffentliche Verwaltung ist damit einer der größten Arbeitgeber in Berlin. Damit verbunden ist ein 
hohes Verkehrsaufkommen, sowohl für den Arbeitsweg als auch während der Dienstausübung. Schon heute wird für einen 
großen Teil der Wege der Umweltverbund genutzt. Um die Umweltbilanz weiter zu verbessern und den Ausstoß von Luft-
schadstoffen zu reduzieren, soll ein umfassendes betriebliches Mobilitätsmanagement in der Berliner Verwaltung aufge-
baut werden. Ziel ist es, systematisch ein umweltfreundliches Mobilitätsverhalten zu fördern und dafür alle erforderlichen 
Rahmenbedingungen zu schaffen. Zusätzlich soll durch einen Ausbau von Telearbeit und mobilen Arbeiten die Zahl der 
Wege und damit Verkehr reduziert werden. Denn der morgendliche und abendliche Berufsverkehr trägt zu Staus auf Haupt-
verkehrsstraßen bei. Schon ein geringer Rückgang dieser Verkehrsmengenspitzen kann die Verkehrsqualität deutlich ver-
bessern und zur Emissionsminderung im Straßenverkehr beitragen. Neben der Reduzierung von Luftschadstoffen trägt 
betriebliches Mobilitätsmanagement auch aktiv zum Klimaschutz bei, da auch der Ausstoß von CO2 reduziert werden kann. 
Die Mobilitätskonzepte sollen in Zusammenarbeit mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der einzelnen Verwaltungsstand-
orte erarbeitet werden. Damit ist das betriebliche Mobilitätsmanagement auch geeignet, die Mitarbeiterzufriedenheit und 
-gesundheit zu steigern.
Zudem können auch Besucher der Behörden bei einer umweltfreundlichen Mobilität unterstützt werden. 

Maßnahmenziel: 
�� Einrichtung eines betrieblichen Mobilitätsmanagements in der Senatsverwaltung für Verkehr, Umwelt und Klimaschutz 

bis Ende 2020 durch ein integriertes Push-Pull-Konzept.
�� Flächendeckendes Mobilitätsmanagement in der Berliner Verwaltung bis 2025.
�� Reduzierung des Pkw-Verkehrs durch Vermeidung oder Verkürzung von Fahrten und Verlagerung auf die Verkehrsmit-

tel des Umweltverbundes.

Umsetzung:
Die Umsetzungsstrategie umfasst mehrere Elemente:
�� Erarbeitung und Umsetzung eines Mobilitätskonzepts für die Senatsverwaltung für Verkehr, Umwelt und Klimaschutz 

in Abstimmung mit Gremien der Personalvertretung als Musterprozess durch ein etabliertes Beratungsunternehmen. 
Mögliche Maßnahmen eines solchen Konzepts sind individuelle Mobilitätsberatungen, die Anschaffung von Dienstfahr-
rädern, bessere Randbedingungen für die Nutzung von Fahrrädern für den Arbeitsweg wie sichere Abstellanlagen,  
Lademöglichkeiten für Pedelecs/E-Bikes und die Einrichtung von Duschen, Verbesserungen beim Firmenticket, Einrich-
tung einer digitalen Mitfahr-Plattform, Neuregelungen für das Homeoffice, Vorschriften in der Nutzung von Mitarbei-
terparkplätzen, Carsharing für Dienstwege und Lademöglichkeiten für Elektrofahrzeuge.

�� Einrichtung einer behördenübergreifenden Arbeitsgruppe „Mobilitätsmanagement in der Berliner Verwaltung“ zur Pro-
zessbegleitung der Einführung des flächendeckenden betrieblichen Mobilitätsmanagements in der Berliner Verwaltung. 
Mit dieser Arbeitsgruppe sollen bereits existierende Erfahrungen mit betrieblichem Mobilitätsmanagement ausge-
tauscht und Umsetzungshemmnisse und -probleme gemeinsam gelöst werden.

Wirkung:
Wirkungsuntersuchungen zu Maßnahmen des betrieblichen Mobilitätsmanagements haben gezeigt, dass bezogen auf den 
einzelnen Betrieb eine Reduktion von rund 20 Prozent des MIV erreichbar ist.
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M 5.4 Mobilitätsberatung für Unternehmen
Zeitplan der Realisierung
laufend

Zuständigkeit
SenUVK

Minderungspotenzial
�� nicht quantifiziert

Kosten
�� circa 400.000 Euro

Zahlreiche Unternehmen haben bereits ein betriebliches Mobilitätsmanagement eingerichtet und profitieren davon, weil es 
Zeit und Kosten einsparen hilft, die durch Verkehr und Mobilität entstehen können. Betriebliches Mobilitätsmanagement ist 
zudem ein wichtiger Baustein für eine an Nachhaltigkeit ausgerichtete Unternehmenspolitik und verbessert die Umweltbi-
lanz nicht nur bei Luftschadstoffen, sondern auch beim Klima- und Ressourcenschutz, Lärm und Flächenverbrauch.
Mit einem auf das Unternehmen abgestimmten Mobilitätskonzept eröffnen sich vielfältige Möglichkeiten, um die betrieb-
lich bedingten Verkehre (Mitarbeiterverkehre, Dienstreisen, Fuhrpark) zu reduzieren oder umweltverträglicher zu gestalten. 
Aufgrund der Bedeutung von Mobilitätsmanagement für Unternehmen bietet die IHK Berlin bereits regelmäßig Fachveran-
staltungen an. 

Maßnahmenziel: 
�� Reduzierung des Pkw-Verkehrs durch Vermeidung oder Verkürzung von Fahrten und Verlagerung auf die Verkehrsmit-

tel des Umweltverbundes.
�� Erarbeitung eines Musterverfahrens zur Einführung von Mobilitätskonzepten bei Berliner Unternehmen.
�� Erstellung eines Anforderungsprofils für Mobilitätskonzepte bei der Errichtung beziehungsweise Erweiterung von Ge-

werbeparks.

Umsetzung:
Als Maßnahme des Luftreinhalteplans wird das Land Berlin betriebliches Mobilitätsmanagement unterstützen. Dies um-
fasst:
�� Beauftragung eines wissenschaftlich erarbeiteten Anforderungsprofils für Mobilitätsmanagement bei Berliner Unter-

nehmen.
�� Berücksichtigung des Mobilitätsmanagements in der nächsten Novellierung des Mobilitätsgesetzes.
�� Bessere Bedingungen für das Firmenticket (siehe Maßnahme M 2.2).
�� Durchführung von Informationskampagnen zum Mobilitätsmanagement und den bereits bestehenden Unterstützungs-

angeboten.
�� Auszeichnung von Betrieben mit vorbildlichem Mobilitätsmanagement.

Wirkung:
Wirkungsuntersuchungen zu Maßnahmen des betrieblichen Mobilitätsmanagements haben gezeigt, dass bezogen auf den 
einzelnen Betrieb eine Reduktion von rund 20 Prozent des MIV erreichbar ist. Darüber hinaus sind weitere Einsparungen von 
Luftschadstoffen im Wirtschaftsverkehr durch eine Verlagerung auf saubere Fahrzeuge, Fahrerschulungen und optimierte 
Logistikabläufe möglich. Diese lassen sich jedoch nicht pauschal, sondern als Ergebnis des betriebsspezifischen Mobilitäts-
konzepts bestimmen.
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M 5.5 Mikro-Hubs für den Lieferverkehr
Zeitplan der Realisierung
laufend

Zuständigkeit
SenUVK

Minderungspotenzial
�� nicht quantifiziert

Kosten
�� circa 400.000 Euro

Besonders im städtischen Wirtschaftsverkehr ist der Handlungsbedarf groß, stadtverträgliche Lösungen zu entwickeln. Für 
den Einsatz von Cargobikes zur Emissionsminderung im Lieferverkehr sind lokale Mikro-Depots erforderlich, um Sendungen 
zwischenlagern und auf die Räder umschlagen zu können. Dadurch kann der ständig zunehmende Lieferverkehr nachhaltig 
gestaltet werden. In Kombination mit Cargobikes oder elektrisch angetriebenen Fahrzeugen können die letzten Kilometer in 
der Lieferkette emissionsfrei und mit deutlich weniger Lärm gestaltet werden.
In einem im Juni 2018 operativ gestarteten Modellprojekt82 wird die Nutzung von Mikro-Depots für die Zustellung von Sen-
dungen mit Lastenrädern auf der letzten Meile erprobt. Beim Projekt „KoMoDo“ (Kooperative Nutzung von Mikro-Depots 
durch die Kurier-, Express-, Paket-Branche für den nachhaltigen Einsatz von Lasträdern in Berlin) testen erstmalig die fünf 
größten Paketdienstleister Deutschlands die kooperative Nutzung einer Logistikfläche (Mikro-Depot) bestehend aus mehre-
ren Einzeleinrichtungen. Diese stehen den fünf Unternehmen zur individuellen Paketzustellung mit jeweils unternehmens-
eigenen Cargobikes zur Verfügung. 

Maßnahmenziel:
�� Aufbau von Mikro-Depots in Gebieten mit hoher Bebauungsdichte und hoher Luftbelastung sowie von wohnortnahen 

Ablageboxen für die Abholung von Paketsendungen.

Umsetzung:
�� Zwischenauswertung des Modellprojekts „KoMoDo“ nach einer Laufzeit von einem Jahr zur Identifizierung von Erfolgs-

faktoren.
�� Erarbeitung eines Konzepts für weitere Depots und Identifizierung geeigneter Flächen.
�� Erarbeitung von Kooperationsvereinbarungen mit Paketdienstleistern.
�� Erarbeitung einer Strategie für Ablageboxen.

Wirkung:
Eine erste Abschätzung zur Emissionsminderung ergibt, unter der Annahme, dass ein Lastenrad im Jahr für 1.200 Kilometer 
(40 Kilometer pro Tag, 300 Einsatztage) anstelle eines leichten Nutzfahrzeuges eingesetzt werden kann, eine NOx-Min- 
derung von 8 Kilogramm pro Jahr. Im Modellprojekt „KoMoDo“ sind zurzeit zwölf Lastenräder im Einsatz, sodass knapp  
100 Kilogramm NOx pro Jahr vermieden werden. Zusätzlich werden Partikelemissionen, CO2 und Lärm vermieden.

82	 Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz Berlin (SenUVK) (Hg.Hrsg.) (2018): Lieferverkehr nachhaltig gestalten – Modellprojekt startet in Berlin. Online ver-
fügbar unter https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/weitere-meldungen/2018/artikel.693029.php, zuletzt geprüft am 10. April 2019.

https://www.berlin.de/sen/uvk/presse/weitere-meldungen/2018/artikel.693029.php
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Maßnahmenpaket 6: Sonstiger Verkehr und mobile Maschinen und Geräte

M 6.1 Saubere Fahrgastschiffe für Berlin
Zeitplan der Realisierung
ab 2019

Zuständigkeit
SenUVK

Minderungspotenzial
�� Emissionsminderung bei Nachrüstung von 10 Prozent 

Fahrgastschiffe: circa 12 Tonnen NOx pro Jahr
�� NO2-Minderungen lokal in Ufernähe, nicht quantifiziert

Kosten
�� circa 1 Millionen Euro für die Förderung der SCR Nach-

rüstung bis 2021

Fahrgastschiffe weisen oft hohe spezifische Abgasemissionen auf, da die Abgasgrenzwerte für Schiffe weniger anspruchs-
voll als für Kraftfahrzeuge sind und zudem die Motoren oft ein hohes Alter erreichen. Nicht nur der Dieselruß, sondern auch 
die Stickoxide aus diesen Motoren können lokal und temporär zu erhöhten Luftbelastungen führen. Da diese besonders in 
Stadtbereichen auftreten, die zu Erholungszwecken dienen, hat die Minderung des Schadstoffausstoßes von Fahrgastschif-
fen trotz des geringen Beitrags zu den Gesamtemissionen und zur Überschreitung von Luftqualitätsgrenzwerten eine er-
hebliche Bedeutung.
In einem Modellvorhaben wurde daher die Nachrüstung mit Partikelfiltern untersucht. Es konnte gezeigt werden, dass eine 
hohe Abscheideleistung (über 90 Prozent) erreicht wird und die Systeme eine gute Dauerhaltbarkeit aufweisen. Heute ist 
nicht nur die Reduzierung von Rußpartikeln, sondern auch von Stickoxiden von Bedeutung. Da es bisher kaum Erfahrung 
mit der Nachrüstung von Fahrgastschiffen mit SCR-Systemen gibt, wurde von SenUVK im Jahr 2018 ein Pilotprojekt zur 
kombinierten Nachrüstung mit SCR-System und Partikelfilter gestartet. Drei Schiffe werden im Winter 2018/19 nachgerüs-
tet. Während der Saison wird durch Abgasmessungen des TÜV die Wirkung der Nachrüstung bestimmt. Im Jahr 2019 soll 
zusätzlich bei einem Schiff die Umrüstung auf Elektroantrieb getestet werden. 
Anders als im Straßenverkehr gibt es für die Schifffahrt auf Bundeswasserstraßen wie der Spree, der Havel oder dem Land-
wehrkanal keine rechtlichen Grundlagen für die Einschränkung des Betriebs von Schiffen mit hohen Emissionen. Geprüft 
wird derzeit, ob für Steganlagen, die eine wasserrechtliche Genehmigung durch das Land Berlin benötigen, Umweltauflagen 
zur Reduzierung des Schadstoffausstoßes möglich sind. Derartige Auflagen sind nur zulässig, wenn die von den Schiffen 
verursachte Luftbelastung im Anlegebereich zur Beeinträchtigung öffentlicher Belange führt. 
Vorbild für eine saubere Flotte sind die Fähren der BVG: Bereits seit 2014 sind die Fähren mit Partikelfilter (F10) oder Elek-
troantrieb (alle anderen Fähren) ausgestattet. 

Maßnahmenziel:
�� Nachrüstung von mindestens zehn Fahrgastschiffen mit SCR und Partikelfilter bis 2021.
�� Umbau von mindestens zwei Schiffen auf Elektroantrieb.
�� Implementierung von Emissionsauflagen in wasserrechtlichen Genehmigungen für Steganlagen mit hohen Luftbelas-

tungen durch Emissionen von Fahrgastschiffen.
�� Verbesserung der Nutzung von Landstrom.

Umsetzung:
�� Förderung der Nachrüstung von Fahrgastschiffen und Durchführung von Abgasmessungen zur Bestimmung der Emis-

sionsminderung.
�� Förderung des Umbaus auf Elektroantrieb.
�� Durchführung einer Studie zur Bestimmung des Einflusses der Schiffsabgase auf die Luftqualität in der Umgebung von 

Steganlagen und Beurteilung der Beeinträchtigung öffentlicher Belange.
�� Definition von emissionsmindernden Auflagen für die wasserrechtlichen Genehmigungen von Steganlagen und Aufla-

gen zur verbesserten Nutzung von Landstrom.

Wirkung:
Fahrgastschiffe emittieren zurzeit circa 145 Tonnen Stickoxide pro Jahr und 6,3 Tonnen Dieselrußpartikel pro Jahr. Bei Nach-
rüstung von 10 Prozent der Schiffe ist eine Emissionsminderung von 12 Tonnen Stickoxide pro Jahr und 0,6 Tonnen Diesel-
rußpartikel pro Jahr erreichbar.
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M 6.2 Umweltstandards für Diesellokomotiven
Zeitplan der Realisierung
laufend bei Ausschreibungen von SPNV-Leistungen

Zuständigkeit
SenUVK, VBB

Minderungspotenzial
�� nicht quantifiziert

Kosten
�� nicht quantifiziert

Dieseltraktion für Triebzüge und Lokomotiven ist im Regionalverkehr Berlin-Brandenburg von Bedeutung, da einige Stre-
cken in Brandenburg nicht vollständig elektrifiziert sind. Häufig weisen die Motoren hohe spezifische Emissionen auf, da die 
Abgasgrenzwerte bisher wenig anspruchsvoll waren und die Motoren ein hohes Alter erreichen können. Im Jahr 2015 
stammten in Berlin etwa 114 Tonnen Stickoxide pro Jahr aus dem Schienenverkehr. Sie tragen zur Schadstoffkonzentration 
im städtischen Hintergrund bei.
Wie Beispiele insbesondere in der Schweiz zeigen, lassen sich auch Diesellokomotiven und Dieseltriebwagen mit Partikelfil-
tern und Stickoxidminderungssystemen nachrüsten. In Deutschland werden diese Systeme allerdings bisher erst sehr ver-
einzelt eingesetzt. Im Rahmen des europäischen Projekts „ECORailS“83 wurden von der Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Umwelt und Verbraucherschutz Vorschläge für Umweltstandards für die Ausschreibung von Leistungen im Schienenperso-
nennahverkehr entwickelt. Da die betroffenen, mit Dieseltraktion befahrenen Regionalbahnlinien stets gemeinsam mit an-
deren Bundesländern, insbesondere zusammen mit Brandenburg, bestellt werden, sind die Umweltstandards mit diesen 
Ländern gemeinsam abzustimmen, sodass der Luftreinhalteplan Berlin hier keine abschließenden Vorgaben machen kann.

Maßnahmenziel:
�� Schrittweise Reduzierung der Schadstoffemissionen von Diesellokomotiven und -triebwagen durch Einsatz von Neu-

fahrzeugen und Nachrüstung.

Umsetzung:
�� Aktualisierung des Umweltleitfadens des VBB: Standards bei der Ausschreibung von SPNV-Leistungen: Bestandsfahr-

zeuge sollten mindestens den Abgasstandard der Stufe III A, Neufahrzeugen den Standard III B gemäß RL 2004/26/EG 
einhalten. Ab 1. Januar 2021 müssen Neufahrzeuge die Emissionsanforderungen der Verordnung (EU) 2016/1628 ein-
halten. Für Bestandsfahrzeuge ist ein Nachrüst- oder Austauschkonzept anzustreben. 

Wirkung:
Der Schienenpersonenverkehr in Berlin emittiert circa 41 Tonnen Stickoxide pro Jahr und circa 25 Tonnen Dieselrußpartikel 
pro Jahr (siehe Tabelle 4.5). Mit einer Nachrüstung mit Partikelfiltern ließe sich die Emission von Dieselrußpartikeln um bis 
zu 90 Prozent reduzieren. Nachrüstungen zur Reduzierung von Stickoxiden sind bisher wenig erprobt, lassen aber Wir-
kungsgrade von 50 Prozent und mehr erwarten. Aufgrund langfristiger vertraglicher Bindungen sind höhere Umweltstan-
dards im Schienenverkehr nur im Rahmen neuer Vergaben von Verkehrsleistungen im Regionalverkehr umsetzbar. Die 
Minderung der Emissionen des Schienenverkehrs trägt in erster Linie zur Verbesserung der Luftqualität im städtischen 
Hintergrund sowie in der unmittelbaren Umgebung von Schienenwegen bei. Der Beitrag zur NO2-Belastung an Hauptver-
kehrsstraßen ist dagegen vernachlässigbar. Daher wurde der Beitrag hier nicht quantifiziert.

83	 Pippert, Matthias; Hübner, Lutz (2011): Energy Efficiency and Environmental Criteria in the Awarding of Regional Rail Transport Vehicles and Services (ECORailS). Leitfa-
den für SPNV-Aufgabenträger in Europa. Hrsg. v. Allianz pro Schiene e. V. Berlin.
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M 6.3 Umweltstandards für mobile Maschinen und Geräte sowie Stromaggregate
Zeitplan der Realisierung
laufend

Zuständigkeit
SenUVK, ausschreibende Stellen der öffentlichen Hand

Minderungspotenzial
�� Vermeidung von circa 67 Tonnen Dieselrußpartikel pro 

Jahr

Kosten
�� circa 1.000 bis 15.000 Euro pro Baumaschine

Motoren von Baumaschinen weisen oft hohe spezifische Schadstoffemissionen auf, da für diese Maschinen sehr viel weniger 
strenge Abgasstandards als für Kraftfahrzeuge gelten. Lokal können Baumaschinen daher zu erhöhten Schadstoffbelastun-
gen führen, zumal einige Maschinen auf Baustellen im Dauerbetrieb über viele Stunden laufen. Da mobile Geräte und  
Maschinen sowie selbst fahrende Arbeitsmaschinen in der 35. BImSchV von Verkehrsverboten in Umweltzonen ausgenom-
men sind, besteht mit dem Instrument der Umweltzone keine Möglichkeit, eine Emissionsminderung bei Baumaschinen  
im Bestand durchzusetzen. Für Baumaschinen beziehungsweise mobile Maschinen und Geräte wurden auf der Grundlage 
des Luftreinhalteplans 2011–2017 bereits Umweltstandards in der Berliner Verwaltungsvorschrift Beschaffung und Umwelt 
(VwVBU) festgelegt. Diese sind bei der Beschaffung von Baumaschinen durch die öffentliche Hand sowie bei der Vergabe von 
Bau- und Dienstleistungen zu beachten. Aufgrund der Europäischen Verordnung (EU) 2016/1628 treten ab 2019 schrittwei-
se die Anforderungen der sogenannten Stufe V in Kraft, die von neuen Maschinen eingehalten werden müssen. Die Umwelt-
standards in der VwVBU werden daher 2020 in Abstimmung mit den betroffenen Baufachverbänden angepasst. Für (Not-)
Stromaggregate gilt die Ausstattung mit einem Partikelfilter als Stand der Technik. Vom Land Berlin und den Bezirken soll 
daher grundsätzlich im Rahmen von Genehmigungen für den Einsatz von dieselmotorbetriebenen Stromaggregaten der 
Einsatz von Partikelfiltern gefordert werden, zum Beispiel für Sprinkleranlagen oder Filmaufnahmen im Freien. 

Maßnahmenziel:
�� Nachrüstung von Baumaschinen mit Partikelfiltern oder der Ersatz durch Maschinen der Stufe V zur Reduzierung der 

Partikelemissionen dieser Quellgruppe um 75 Prozent bis zum Jahr 2025.
�� Auflagen im Rahmen von Genehmigungen für dieselmotorbetriebene Stromaggregate zum Einsatz von Partikelfiltern.

Umsetzung:
�� Aktualisierung der Umweltstandards für Baustellen öffentlicher Auftraggeber in der Verwaltungsvorschrift Beschaffung 

und Umwelt im Jahr 2020: Schrittweise Einhaltung des Abgasstandards Stufe IV oder V oder Nachrüstung mit Partikel-
filter.

�� Nachrüstung von kommunalen mobilen Maschinen/Geräten und selbst fahrenden Arbeitsmaschinen soweit technisch 
möglich.

Wirkung:
Die Abgase aus diesen Motoren summieren sich auf etwa 100 Tonnen pro Jahr und verursachen circa 4 Prozent der gesam-
ten Partikelemissionen in Berlin. Damit erreichen sie den gleichen Beitrag wie die Partikel aus Verbrennungsmotoren des 
Kfz-Verkehrs. Mit dem angestrebten Einsatz von Partikelfiltern kann eine Emissionsminderung für Partikel von circa  
67 Tonnen pro Jahr erreicht werden. Mit einer Modernisierung des Maschinenparks auf die Stufe V der EU-Verordnung (EU) 
2016/1628 kann zudem langfristig die Stickoxidemission aus diesen Maschinen reduziert werden. 
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Maßnahmenpaket 7: Saubere Wärmeerzeugung

M 7.1 Reduzierung des Wärmebedarfs von Gebäuden
Zeitplan der Realisierung
laufend

Zuständigkeit
SenUVK, Bezirke

Minderungspotenzial
�� keine Angaben

Kosten
�� keine Angaben

Jede Reduzierung des Wärmebedarfs dient damit nicht nur dem Klima- und Ressourcenschutz, sondern reduziert auch die 
Emission von Luftschadstoffen. 

Maßnahmenziel:
�� Reduzierung des spezifischen Wärmebedarfs im Mittel über alle Gebäude. Quantitative Ziele werden im Rahmen der 

Klimaschutzpolitik erarbeitet.

Umsetzung:
�� Zielgruppengerechte Angebote und die Durchführung von Energie- und Klimaberatungen für Haushalte sowie kleine 

und mittlere Unternehmen.
�� Energetische Sanierung des Gebäudebestandes der Eigenbetriebe des Landes Berlin und der städtischen Wohnungsbau-

gesellschaften.
�� Bundesratsinitiativen zur Förderung von energetischen Gebäudesanierungen wie Umlagefähigkeit energetischer Sanie-

rungsmaßnahmen, Förderung von Contracting-Modellen, steuerliche Anreize.
�� Zusammenarbeit mit Verbänden.
�� Zielgruppenorientierte Kampagnen.

Wirkung:
Berlinweite Reduzierung von Emissionen des Quellsektors Hausbrand und damit Reduzierung der städtischen Hintergrund-
belastung besonders in den Wintermonaten. Umsetzung langfristig, Höhe der Wirkung abhängig von der Reduzierung des 
Heizbedarfs, den betroffenen Heizungsanlagen und den Außentemperaturen im Winter.
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M 7.2 Saubere Energie für die Wärmeversorgung und Reduzierung der Emissionen aus Kleinfeuerungsanlagen
Zeitplan der Realisierung
bis Ende 2020

Zuständigkeit
SenUVK

Minderungspotenzial
�� circa 128 Tonnen PM10-Emissionen pro Jahr

Kosten
�� circa 100.000 Euro für Modellprojekt

Das 1984 im Flächennutzungsplan Berlin festgelegte Vorranggebiet für Luftreinhaltung, das im Wesentlichen die Berliner 
Innenbezirke mit circa 100 Quadratkilometern Fläche umfasst, hat dazu geführt, dass in Neubauten keine Festbrennstoff-
Feuerungsanlagen mehr errichtet werden dürfen. Die Festsetzung erfolgt in Bebauungsplänen, für die der Flächennutzungs-
plan als vorbereitende Bauleitplanung Anforderungen festschreibt. So sind im Vorranggebiet für Luftreinhaltung in Neu-
bauten, für deren Errichtung ein nach 1984 gültiger Bebauungsplan Voraussetzung ist, nur Heizungsanlagen zulässig, 
deren Emissionen nicht höher sind als diejenigen von Heizungen mit Heizöl EL. 
Zunehmend ist jedoch festzustellen, dass in Bestandsgebäuden, aber auch in Neubauten, die entweder aufgrund von vor 
1984 festgesetzten Bebauungsplänen weniger strenge Heizungsauflagen erfüllen müssen, oder aufgrund von Nichtbeach-
tung des Bebauungsplans, vermehrt Holzheizungen installiert werden. 
Mehrere im Auftrag der Umweltverwaltung durchgeführte Forschungsprojekte sowie eigene Messungen haben gezeigt, 
dass die PM10-Emissionen aus Festbrennstoffanlagen nicht nur in den Innenbezirken, sondern auch in den Außenbezirken 
übermäßig zur Feinstaub-PM10-Belastung beitragen. Denn der Einsatz von Holz als Brennstoff in Kleinfeuerungsanlagen 
setzt vergleichsweise große Mengen staubförmiger Emissionen frei. An Tagen, an denen die PM10-Grenzwerte überschritten 
wurden, hatten die Emissionen aus der Holzverbrennung im Mittel einen Anteil von 12 Prozent. Ohne Holzverbrennung 
wäre der PM10-Tagesgrenzwert im Jahr 2017 statt 27- nur 18-mal überschritten worden. 
Festbrennstoffe wie Holz, aber auch Kohle sind außerdem die wichtigste Quelle für Benzo[a]pyren sowie Dioxine oder Furane. 
Zudem können erhebliche Geruchsbelästigungen in der Nachbarschaft verursacht werden. 
Das Luftvorranggebiet muss demzufolge ausgedehnt werden. 
Die für das gesamte Stadtgebiet geltende Neuregelung betrifft alle Feuerungsanlagen, sowohl die zur alleinigen Wärmever-
sorgung von Wohneinheiten, als auch sogenannte Komfortöfen. Die Neuanlagen müssen strengere Anforderungen erfüllen 
als in der 1. Bundes-Immissionsschutzverordnung (1. BImSchV) festgelegt. Für Kaminöfen werden derzeit Kriterien erarbei-
tet, die als Vergabegrundlage eines neuen „Blauen Engels“ dienen. Pellet- und Hackschnitzelanlagen können bereits derzeit 
niedrigere Emissionen als die in der 1. BImSchV vorgeschriebenen 20 Milligramm pro Kubikmeter erreichen. 
Für Anlagen im Bestand hingegen sollen die Übergangsregelungen der 1. BImSchV unverändert weiter gelten, die zuneh-
mend zum Austausch der Altanlagen führt. Die bis einschließlich 21. März 2010 errichteten Feuerungsanlagen müssen bis 
spätestens 31. Dezember 2024 den Anforderungen der 1. BImSchV entsprechen. Neuanlagen können und müssen höhere 
Emissionsstandards in Berlin aufweisen.

Maßnahmenziel:
�� Reduzierung der Feinstaub- und Benzo[a]pyren-Emissionen aus der Festbrennstoffverbrennung in Kleinfeuerungsanla-

gen in Berlin.

Umsetzung:
�� Erlass einer Festbrennstoffverordnung für Berlin mit Festlegung von Emissionsgrenzwerten für Festbrennstofffeuerun-

gen unter den Werten der 1. BImSchV für neue Anlagen. 
�� Sogenannte Komfortöfen sowie Kaminöfen (Scheitholzeinzelraumfeuerungsanlagen) müssen die Anforderungen des 

demnächst zu erwartenden „Blauen Engels“ erfüllen. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die alten Regeln. 
�� Pellet- und Hackschnitzelanlagen sowie Scheitholzvergaserkessel werden nur erlaubt, sofern sie nicht mehr als 10 Mil-

ligramm pro Kubikmeter Staub emittieren. Für die übrigen Schadstoffe gelten die Anforderungen der 1. BImSchV.
�� Modellprojekt zur Nachrüstung von Kaminöfen.

Wirkung:
Mit einer Reduzierung um 60 Prozent der Feinstaubemissionen aus der Quellgruppe Hausbrand, die dominiert wird von der 
Festbrennstoffverbrennung, können circa 128 Tonnen PM10 im Jahr 2020 eingespart werden. Dies entspricht circa  
5 Prozent der gesamten PM10-Emissionen in Berlin.
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M 7.3 Informationskampagne „Richtig Heizen mit Holz“
Zeitplan der Realisierung
2019 bis 2022

Zuständigkeit
SenUVK

Minderungspotenzial
�� nicht quantifiziert

Kosten
�� circa 100.000 Euro

Die Emissionen von Kleinfeuerungsanlagen, die nicht automatisch, sondern manuell betrieben werden, hängt sehr stark von 
der Handhabung ab, zum Beispiel der richtigen Schichtung des Holzes, der Einstellung der Luftzufuhr und dem Zeitpunkt, 
wann Brennstoff nachgelegt wird. Auch die Art und Qualität des Brennstoffes sind wichtige Faktoren für die Schadstoffbil-
dung. 

Maßnahmenziel:
�� Reduzierung der Feinstaub- und Benzo[a]pyren-Emissionen aus der Festbrennstoffverbrennung in Kleinfeuerungsanla-

gen in Berlin.

Umsetzung:
�� Informationsveranstaltung bei der Schornsteinfeger-Innung, um Schornsteinfeger über den Luftreinhalteplan zu infor-

mieren.
�� Entwicklung einer Informationskampagne in Abstimmung mit der Schornsteinfeger-Innung.
�� Intensivierung der Beratung durch Schornsteinfeger im Rahmen der regelmäßigen Kehrung und Überprüfung von Feu-

erungsanlagen.
�� Verbesserung der Kontrolle und Ahndung des ordnungswidrigen Betriebes von Kaminöfen und anderen Festbrennstoff-

feuerungsanlagen.

Wirkung:
Die Maßnahmen unterstützen die Maßnahme M 7.2. Eine Quantifizierung der Wirkung einer Informationskampagne ist im 
Vorfeld nicht möglich.
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Maßnahmenpaket 8: Industrie und Gewerbe

M 8.1 Auflagen in Anlagengenehmigungen: Reduzierung der Emissionen mobiler Maschinen und Geräte
Zeitplan der Realisierung
ab sofort

Zuständigkeit
Genehmigungsbehörden

Minderungspotenzial
�� 21 Tonnen Dieselrußemissionen pro Jahr

Kosten
�� für Partikelfilterausrüstung circa 1.000 bis 10.000 Euro 

pro Motor

Zu den Emissionsquellen in genehmigungsbedürftigen Anlagen gehören auch Dieselmotoren zum Antrieb von mobilen  
Maschinen und Geräten oder stationären Maschinen. Da die Emissionsgrenzwerte für derartige Motoren gemäß der  
28. BImSchV oder der TA Luft weniger anspruchsvoll sind als zum Beispiel im Kraftfahrzeugsektor, sind Emissionsminderun-
gen durch Anordnungen zum Erreichen des Standes der Technik möglich. Stand der Technik ist heute die Ausstattung der-
artiger Motoren mit geschlossenen Partikelfiltern mit einem Wirkungsgrad von mehr als 90 Prozent. 

Maßnahmenziel:
�� Reduzierung der Partikelemissionen von Dieselmotoren in mobilen Maschinen, Geräten und stationären Anlagen in 

genehmigungsbedürftigen Anlagen.

Umsetzung:
�� In die Genehmigung für Neuanlagen und in Änderungsgenehmigungen wird eine Verpflichtung zur Ausrüstung von 

Dieselmotoren mit geschlossenen Partikelfiltern in mobilen Maschinen und Geräten aufgenommen, die in der Anlage 
eingesetzt werden.

Wirkung:
Für die Wirkungsschätzung gelten weiterhin die Annahmen aus dem Luftreinhalteplan 2011–2017, da die gesetzlichen Emis-
sionsanforderungen nur langsam zu einer Minderung von Emissionen bei Neumaschinen führen. Es wird daher von einem 
Minderungspotenzial für Dieselrußpartikel von circa 21 Tonnen pro Jahr ausgegangen.
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Maßnahmenpaket 9: Raum-, Stadt- und Landschaftsplanung 

M 9.1 Stadtklimatologie und Luftaustausch
Zeitplan der Realisierung
laufend im Planungsgeschehen

Zuständigkeit
SenSW, SenUVK, Bezirke

Minderungspotenzial
�� keine Angaben

Kosten
�� keine Angaben

Die Stadtentwicklungs-, Freiraum- und Bauleitplanung nimmt langfristig Einfluss auf die räumliche Struktur der Stadt und 
beeinflusst damit die stadtklimatologischen Randbedingungen für die Luftqualität. Wichtige Faktoren sind die Bebauungs-
dichte und Freiflächenverteilung genauso wie die Anordnung und die Entwicklung möglicher Quellen von Luftschadstoffen 
(zum Beispiel durch Bereitstellung von Flächen für industrielle Ansiedlungen oder verkehrsintensive Einzelhandelskonzent-
ration) im Verhältnis zu empfindlichen Nutzungen. Im Rahmen des Klimamodells Berlin wurden mit Stand 2009 Bewer-
tungskarten84 erstellt, die einerseits Grün- und Freiflächen mit hoher stadtklimatologischer Bedeutung und Gebiete mit 
Bedeutung für den Luftaustausch darstellen und andererseits Siedlungsräume hinsichtlich ihrer bioklimatischen Situation 
bewerten und Belastungsbereiche identifizieren. Darauf aufbauend ergeben sich Planungshinweise für Maßnahmen zur 
Verbesserung der klimatologischen Situation und des Luftaustauschs. In der Planungspraxis sind diese Hinweise jedoch 
nicht verbindlich. Leitgedanke der Planungshinweise ist die Sicherung, die Entwicklung und die Wiederherstellung klima- 
und immissionsökologisch bedeutsamer Oberflächenstrukturen (dargestellt im Umweltatlas Karte 04.11.2 textliche Erläu-
terungen). Die Planungshinweise umfassen zum Beispiel für den Luftaustausch die Vermeidung von Austauschbarrieren, 
wie bauliche Hindernisse, niedrige Bauhöhen, Ausrichtung von Gebäuden längs zu Leitbahnen, und den Erhalt und die Ver-
netzung von Freiflächen. Für bereits hoch belastete Bereiche sollten eine weitere Verdichtung möglichst vermieden, die 
Durchlüftung verbessert und der Vegetationsanteil erhöht werden. Diese Maßnahme steht in engem Zusammenhang mit 
den Zielen des Stadtentwicklungsplans Klima85, der am 31. Mai 2011 vom Senat beschlossen wurde.

Maßnahmenziel:
�� Erhalt und möglichst Verbesserung der derzeitigen Ausbreitungsbedingungen für den Luftaustausch. Hierzu berück-

sichtigen zukünftige Planungen die Planungshinweise des Klimamodells. Es sollen keine neuen Barrieren für den Luft-
austausch entstehen, die Vernetzung von Freiflächen soll verbessert, versiegelte, ungenutzte Flächen sollen entsiegelt 
und begrünt werden. Lässt sich eine Beeinträchtigung der Luftaustauschbedingungen im Einzelfall nach Abwägung 
anderer Interessen nicht vermeiden, sind Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen.

Umsetzung:
�� Umsetzung der Maßnahmenstrategien des StEP Klima.
�� Fortschreibung des Vorranggebietes Klimaschutz im Landschaftsprogramm.
�� Abwägung stadtklimatologischer Belange und Berücksichtigung bei Festsetzungen in Bauleitplänen.

Wirkung:
Nicht quantifiziert.

84	 http://www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt/umweltatlas/da411_05.htm 
85  	 http://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/stadtentwicklungsplanung/index.shtml 

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt/umweltatlas/da411_05.htm
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/stadtentwicklungsplanung/index.shtml
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M 9.2 Vermeidung neuer Belastungsschwerpunkte durch Neubauten
Zeitplan der Realisierung
laufend im Planungsgeschehen

Zuständigkeit
SenSW, SenUVK, Bezirke

Minderungspotenzial
�� muss im Einzelfall modelliert werden

Kosten
�� keine Angaben

Städtebauliche Veränderungen sind auf ihre Auswirkungen hinsichtlich eventueller Grenzwertüberschreitungen der Luft-
qualität zu überprüfen. Besonderes Augenmerk ist dabei auf sogenannte Straßenschluchten zu legen, die dadurch gekenn-
zeichnet sind, dass sie eine weitgehend geschlossene Randbebauung auf beiden Straßenseiten aufweisen. Je enger und 
geschlossener diese Schlucht ist, desto schlechter werden die Abgase der Fahrzeuge verdünnt. Hohe Luftbelastungen treten 
daher besonders in Straßen mit hohem Verkehrsaufkommen bei gleichzeitig kleinem Breiten- zu Höhenverhältnis auf. 

Maßnahmenziel:
�� Vermeidung von zusätzlichen Straßenabschnitten oder Belastungsschwerpunkten mit Grenzwertüberschreitungen auf-

grund städtebaulicher Veränderung.
 
Umsetzung:
�� Entwicklung von Empfehlungen zum Erhalt breiter Straßenräume und Vermeidung von neuen Belastungsschwerpunk-

ten durch städtebauliche Veränderungen.
�� Vorgaben zur Modellierung der Luftqualität und Berücksichtigung der Vorgaben in der verbindlichen Bauleitplanung.
�� Untersuchung zur Wirkung von Belüftungsschneisen in Gebieten mit hoher Luftbelastung und schlechter Belüftung.
�� Prüfung von verkehrlichen Maßnahmen und Anordnungen.
�� Abwägung stadtklimatologischer Belange und Berücksichtigung bei Festsetzungen in Bebauungsplänen.

Wirkung:
Lokal hoch, je nach Ausgangssituation kann sich durch die Schaffung einer Straßenschlucht die verkehrsbedingte lokale 
Zusatzbelastung mehr als verdoppeln86. Dabei ist die Luftbelastung durch den Verkehr umso höher, je kleiner die Bebau-
ungsabstände und je höher die Gebäude sind. Baulücken in der Straßenrandbebauung reduzieren die verkehrsbedingte lo-
kale Zusatzbelastung durch bessere Verdünnung. Ein Baulückenanteil von 20 Prozent führt im Vergleich zu einer geschlos-
senen Bebauung zu einer circa 10 Prozent niedrigeren Zusatzbelastung. 

86	 Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg (LUBW) (Hrsg.) (2010): Modellierung verkehrsbedingter Immissionen. Anforderungen an die 
Eingangsdaten. Grundlage HBEFA 3.1. Leitfaden. Karlsruhe.
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M 9.3 Stadt der kurzen Wege
Zeitplan der Realisierung
laufend im Planungsgeschehen

Zuständigkeit
SenSW, SenUVK, Bezirke

Minderungspotenzial
�� keine Angaben

Kosten
�� keine Angaben

Die Nachfrage nach motorisierten Verkehrsleistungen hängt eng mit den Raumstrukturen zusammen. Kurze Wege zu den 
gewünschten Zielen bedeuten weniger Emissionen oder erleichtern es, diese Ziele zu Fuß oder mit dem Rad zu erreichen. 
Ebenso wichtig für die Vermeidung von motorisiertem Individualverkehr sind hochwertige ÖPNV-Angebote. Berlin bietet 
dafür gute Voraussetzungen durch die bestehende polyzentrale Struktur der Stadt mit einer kleinteiligen Nutzungsmi-
schung und der im Vergleich zu anderen Großstädten historisch bedingt weniger stark erfolgten Suburbanisierung. 
Um dies langfristig zu sichern und zu optimieren, wurde das Ziel der verkehrssparsamen Raumentwicklung bereits in die 
Raumplanung integriert, zum Beispiel durch die strategischen Ansätze der Flächennutzungsplanung und in den Vorgaben 
der Gemeinsamen Landesplanung mit Brandenburg. Hiermit lässt sich die Entwicklung von Siedlungsgebieten, die Funkti-
onsmischung für kürzere Arbeitswege und eine gute Nahversorgung ebenso verkehrssparend steuern wie die Ansiedlung 
verkehrsintensiver Unternehmen.
Eine Maßnahme für die Entwicklung von Standorten ist die Nachverdichtung von unter- oder nicht genutzten Flächen, zum 
Beispiel durch die Wiedernutzung brachliegender, bereits erschlossener Flächen, die Schließung von Baulücken oder die 
Aufstockung von Gebäuden. Dabei muss aber im Einzelfall eine Prüfung erfolgen, ob mit derartigen Baumaßnahmen die 
Austauschbedingungen für Luftschadstoffe oder die Zufuhr von Frischluft negativ beeinflusst werden.

Maßnahmenziel:
�� Reduktion des Verkehrsbedarfs, das heißt mehr Mobilität mit weniger motorisiertem Verkehr.
�� Berücksichtigung der Wegelänge als ein Kriterium bei der Raumplanung.
�� Keine neuen Siedlungsgebiete ohne leistungsfähige ÖPNV-Anbindung.

Umsetzung:
�� Konzentration der Siedlungsentwicklung entlang von Schienenkorridoren.
�� Entwicklung von Nachverdichtungsstrategien unter Berücksichtigung der Wirkungen auf die Lufthygiene.
�� Stärkung der Nahversorgung und Sicherung der kleinteiligen Versorgung.
�� Schaffung eines ausgewogenen wohnortnahen Arbeitsplatzangebots in allen Teilen der Stadt, unter anderem durch 

einen Abbau des strukturellen Arbeitsplatzdefizits in den östlichen Stadtteilen mit dem Ziel der Verkehrsvermeidung 
durch räumliche Priorisierung der Wirtschafts- und Forschungsförderung.

�� Integrierte Standortplanung bei Ansiedlung von Unternehmen mit erheblicher Verkehrserzeugung unter Berücksichti-
gung verkehrlicher Belastungen bei Neuansiedlungen unter Anwendung des „Leitfadens zur verkehrlichen Standortbe-
urteilung und Verkehrsfolgenabschätzung für verkehrsintensive Vorhaben“ (gemäß StEP Verkehr).

Wirkung:
Die Maßnahme unterstützt die Schaffung der Rahmenbedingungen zur Vermeidung der Emissionen des Straßenverkehrs. 
Eine Quantifizierung der Wirkung ist nur im Einzelfall im Rahmen der Beurteilung verschiedener Planungsalternativen mög-
lich. 

87	 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung (SenStadt) (Hrsg.) (2007): Leitfaden zur verkehrlichen Standortbeurteilung und Verkehrsfolgenabschätzung für verkehrsintensive 
Vorhaben. Arbeitshilfe für Verkehrsgutachter (Anforderungskatalog). Berlin.
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Anhang B: Maßnahmen des Luftreinhalteplans 
2011–2017
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Im Folgenden sind die Maßnahmen des Luftreinhalteplans 2011–2017 tabellarisch zusam-
mengestellt. Soweit möglich und notwendig, werden Maßnahmen in der 2. Fortschreibung 
des Luftreinhalteplans für Berlin fortgeführt. Diese Maßnahmen wurden den neuen Maß-
nahmenpaketen oder Maßnahmenblättern zugeordnet. Einige Maßnahmen konnten abge-
schlossen werden oder werden im Rahmen besser geeigneter Strategien fortgesetzt. 

Tabelle B 1: Übersicht über den Status der Maßnahmen des Luftreinhalteplans (LRP) 2011–2017

Nr.
LRP 
2011–2017

Maßnahme Status zukünftiger Status
(M X = Maßnahmen-Nr. in der 
2. Fortschreibung) 

M 1.1

M 1.2

M 1.3

M 1.4

M 1.5

M 1.6

M 1.7

M 2.1

M 2.2

M 2.3
M 2.4

M 2.5

M 2.6

M 2.7

M 2.8

M 2.9

M 2.10

Räumliche Planung unter 
Berücksichtigung der 
Stadtklimatologie und des 
Luftaustausches

Daueraufgabe, Überleitung in 
eine Klimaanpassungsstrategie, 
Abwägungen mit Belangen des 
Wohnungsbaus notwendig

M 9.1

Vermeidung neuer 
Belastungsschwerpunkte 

Abwägungen mit Belangen des 
Wohnungsbaus notwendig

M 9.2

Grün in der Straße zum Beispiel Stadtbaumkampagne Weiterführung im Rahmen der 
Klimaanpassungsstrategie

Immissionssensitive Entwicklung 
der Standorte des 
Stadtentwicklungsplans (StEP) 
Industrie und Gewerbe

Berücksichtigung bei 
Genehmigungsverfahren

abgeschlossen, da in 
Genehmigungsverfahren integriert

Stadtentwicklungsplan (StEP) 
Zentren

abgeschlossen, StEP Zentren 
wurde aktualisiert 

Weiterführung über Umsetzung 
des aktualisierten StEP Zentren

Verkehrssparende 
Raumentwicklung

Daueraufgabe M 9.3

Beteiligung bei Verfahren der 
Bauleitplanung und 
Planfeststellungen

Daueraufgabe Weiterführung als Regelaufgabe 
im Referat Immissionsschutz

Umweltzone ohne 
Einzelausnahmen

Anpassung der Regelungen für 
Einzelausnahmen zum 1.1.2015

Beibehaltung ohne weiter 
Änderung

Förderung von Euro-6-Fahrzeugen keine Umsetzung aufgrund der 
hohen Realemissionen von 
Euro- 6-Diesel-Pkw und leichten 
Nutzfahrzeugen

beendet

Förderung von Erdgasfahrzeugen laufend M 1.8
Elektromobilität Aufbau von Ladeinfrastruktur, 

Förderprogramme, Pilotprojekte 
im Rahmen des Schaufensters 
Elektromobilität

M 1.6
M 1.7

Saubere Fahrzeuge im ÖPNV Nachrüstung und Optimierung von 
515 Bussen 

M 1.1

Saubere Kommunalfahrzeuge Festlegung von Umweltstandards 
für die Beschaffung;
Förderprogramm für leichte 
Nutzfahrzeuge mit Elektroantrieb

M 1.3
M 1.4

Nachrüstung von 
Euro-4-Dieselfahrzeugen

war nicht umsetzbar, da erste 
Zertifizierungsvorschriften für 
Nachrüstsysteme vom BMVI erst 
Ende 2018 verabschiedet wurden

M 1.3
M 1.4
M 1.5

Partikelminderung für 
Fahrgastschiffe

in der Durchführung M 6.1

Umweltstandards für 
Diesellokomotiven

laufend in Vergabeverfahren M 6.2

Kommunikationskampagnen zur 
Beschaffung sauberer Fahrzeuge

Beteiligung an Kampagnen Dritter 
(zum Beispiel Clean Drive)

M 1.10
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Nr.
LRP 
2011–2017

Maßnahme Status zukünftiger Status
(M X = Maßnahmen-Nr. in der 
2. Fortschreibung) 

M 2.11 Verstetigung des Verkehrsflusses Daueraufgabe lokale Maßnahmen, Kapitel 8.3.3
M 2.12 Stadtverträgliche Geschwindigkeit 

auf Hauptverkehrsstraßen
Untersuchungen zur Fahrdynamik,
Start eines erweiterten 
Untersuchungskonzept in fünf 
Straßenzügen

lokale Maßnahmen, Kapitel 8.3.2

M 2.13 Umweltsensitive 
Verkehrssteuerung

Implementierung in der 
Invalidenstraße

lokale Maßnahmen, Kapitel 8.3.3

M 2.14 Konzepte bei Ereignissen und 
Störfällen

abgeschlossen

M 2.15 Lenkungskonzepte für 
Lkw-Durchgangsverkehr

abgeschlossen weitere Bearbeitung im Rahmen 
des Integrierten 
Wirtschaftsverkehrskonzepts

M 2.16 Umweltsensitive Lenkungskonzepte 
im Zusammenhang mit dem 
innerstädtischem Verkehr

Maßnahmen in der Umsetzung 
(zum Beispiel Weiterbau der 
A 100)

M 2.17 Neuorganisation von 
Reisebusverkehren 

Förderprogramm für saubere, für 
Stadtrundfahrten genutzte 
Reisebusse

M 1.9, Erarbeitung eines 
Reisebusverkehrskonzepts im 
Rahmen des StEP MoVe

M 2.18 Förderung des ÖPNV Daueraufgabe MP 2
M 2.19 Förderung des Fuß- und 

Radverkehrs
Daueraufgabe MP 3

M 2.20 Parkraumbewirtschaftung Einrichtung weiterer 
bewirtschafteter Gebiete erfolgt 

MP 4

M 2.21 Mobilitätsmanagement Daueraufgabe MP 5
M 2.22 Förderung Carsharing als Maßnahme der 

Luftreinhaltung vorerst 
abgeschlossen

M 2.23 Integriertes 
Wirtschaftsverkehrskonzept

in der Bearbeitung weitere Bearbeitung im Rahmen 
des Mobilitätsgesetzes und des 
StEP MoVe

M 2.24 Sanierung von Straßenoberflächen Daueraufgabe, 
Schlaglochprogramm

M 2.25 Neuaufteilung von Straßenräumen laufende Aufgabe zukünftig auf Grundlage des 
Mobilitätsgesetzes 

M 2.26 Förderung lokal emissionsarmer 
öffentlicher Verkehrsmittel 
(Schienenpersonennahverkehr) 

Daueraufgabe MP 2

M 3.1 Reduzierung des Wärmebedarfs 
von Gebäuden

Daueraufgabe M 7.1 und Bearbeitung im Rahmen 
der Umsetzung des Berliner 
Energie- und 
Klimaschutzprogramms

M 3.2 Saubere Energie für die 
Wärmeversorgung und 
Reduzierung der Emissionen aus 
Feststoffverbrennung in 
Kleinfeuerungsanlagen

Schaffung neuer Grundlagen für 
die Bewertung des Einflusses von 
Holzfeuerung

M 7.2

M 3.3 Saubere Mini-BHKW abgeschlossen Umweltanforderungen durch 
44. BImSchV

M 4.1 Partikelfilter für Baumaschinen Umweltstandards für 
Baumaschinen in der 
Verwaltungsvorschrift 
Beschaffung und Umwelt, Plakette 
für emissionsarme Baumaschinen, 
Beratungskampagnen

M 6.3
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Nr.
LRP 
2011–2017

Maßnahme Status zukünftiger Status
(M X = Maßnahmen-Nr. in der 
2. Fortschreibung) 

M 4.2 Verminderung diffuser 
Staubemissionen von Baustellen

Daueraufgabe Regelaufgabe bei der 
Baustellenüberwachung

M 4.3 Reduzierung transportbedingter 
Emissionen bei Bauvorhaben

Umweltstandards für 
Transportleistungen bei 
Baustellen der öffentlichen 
Hand im Rahmen der
 Verwaltungsvorschrift 
Beschaffung und Umwelt

weitere Bearbeitung im 
Rahmen des Integrierten 
Wirtschaftsverkehrskonzepts

M 5.1 Auflagen in 
Anlagengenehmigungen

Daueraufgabe MP 8
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Anhang C: Angaben zum Messnetz 
(Stand 1. Januar 2019)
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Tabelle C 1: Angaben zum Messnetz

Nr. Standort Koordinaten Messkomponenten
027 Marienfelde

Schichauweg 60
13° 22‘ 5,2“ E
52° 23‘ 54,3“ N

NO, NO2
O3 

032 Grunewald
Jagen 91

13° 13‘ 30,5“ E 
52° 28‘ 23,5“ N

NO, NO2
O3 
PM10

077 Buch
Hobrechtsfelder Chaussee 112

13° 28‘′59“ E
52° 38‘′39“ N

NO, NO2
O3 
PM10, PM2,5
BaP

085 Friedrichshagen
Müggelseedamm 307–310
(Wasserwerk)

13° 38‘ 49,4“ E 
52° 26‘ 51,7“ N

NO, NO2 
O3 
PM10

145 Frohnau
Jägerstieg 1

13° 17‘ 45,9“ E 
52° 39‘ 11,8“ N

NO, NO2
O3

010 Wedding
Amrumer Straße/Limburger Straße

13° 20‘ 58,5“ E 
52° 32‘ 32,6“ N

NO, NO2 
O3 
PM10, PM2,5

018 Schöneberg
Belziger Straße 52

13° 20‘ 55,6“ E 
52° 29‘ 8,9“ N

NO, NO2

042 Neukölln
Nansenstraße 42

13° 25‘ 51,1“ E 
52° 29‘ 22,0“ N

NO, NO2 
O3 
PM10, PM2,5
Benzol 
Pb, Cd, As, Ni 
BaP 

171 Mitte
Brückenstraße 6

13° 25‘ 7,8“ E 
52° 30‘ 49,0“ N

NO, NO2 
PM10, PM2,5

282 Karlshorst
Rheingoldstraße gegenüber 36/37

13° 31‘ 46,2“ E 
52° 29‘ 7,0“ N

NO, NO2 
SO2

115 Hardenbergplatz 13° 19‘ 58,7“ E 
52° 30‘ 23,8“ N

NO, NO2

117 Steglitz
Schildhornstraße 76	

13° 27‘ 49,0“ E 
52° 27‘ 5,7“ N

NO, NO2 
PM10
Benzol
BaP

124 Mariendorf
Mariendorfer Damm 148

13° 23‘ 15,8“ E 
52° 26‘ 17,2“ N

NO, NO2 
PM10

143 Neukölln
Silbersteinstraße 1

13° 28‘ 3,1“ E 
52° 26‘ 30,0“ N

NO, NO2 
PM10

174 Friedrichshain
Frankfurter Allee 86 b		   
						    

13° 28‘ 11,8“ E 
52° 30‘ 50,6“ N

NO, NO2
O3
PM10, PM2,5
Benzol 
SO2
CO 
Pb, Cd, As, Ni 
BaP

220 Neukölln
Karl-Marx-Straße 76

13° 26‘ 2,3‘‘ E 
52° 28‘ 54,1‘‘ N

NO, NO2 
PM10






